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Anhalt und Thiiringen



Vereinbarung
der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und
der Evangelischen Landeskirche Anhalts mit
den Gemeinschaftsverbanden im Bereich der beiden Landeskirchen

Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, vertreten durch die Kirchenleitung, die
Evangelische Landeskirche Anhalts, vertreten durch den Landeskirchenrat,

und

der Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalt e.V., der Elbingeréder Gemeinschaftsverband
e.V., der Thuringer Gemeinschaftsbund e.V., jeweils vertreten durch ihre Vorstande,
schlie3en folgende

Vereinbarung

Praambel
1. Die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und die Evangelische Landeskirche
Anhalts sowie der Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalt e.V., der Elbingeréder Gemein-
schaftsverband e.V. und der Tharinger Gemeinschaftsbund e.V. wissen sich gemeinsam
durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium,
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist.

Die im Vorspruch der Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
und in der Praambel der Verfassung der Evangelischen Landeskirche Anhalts gemachten
Aussagen werden auch von den Landeskirchlichen Gemeinschaften anerkannt.

Die Vereinbarungspartner erklaren ihren festen Willen, den hierin begrindeten Auftrag in ge-
genseitiger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit wahrzunehmen und so gemein-
sam am Aufbau der Gemeinde Jesu mitzuwirken. Sie flhren damit ein jahrzehntelang
gewach-senes Miteinander fort.

2. Gemeinschaftspflege und Evangelisation unter Praktizierung des allgemeinen Priester-
tums der Glaubigen sind besondere Anliegen der Gemeinschaftsverbande. Die
Landeskirchen bejahen die daraus folgenden Lebensaulierungen und Aktivitdten der
jeweils ortlichen Ge-meinschaften. Dazu gehoéren vor allem:

- offentliche Verkiindigung des Wortes Gottes

- gemeinsames Bibelstudium und Gebet

- Feier des Abendmahls entsprechend den Vereinbarungen

- praktische Gemeinschaftspflege in allen Alters- und Sozialgruppen
- Durchfiihrung diakonischer Aufgaben

- evangelistischer Dienst innerhalb und aul3erhalb der Landeskirchen
- Unterstutzung von Missionswerken

3. Die Gemeinschaftsverbande sind rechtlich selbstandige Vereinigungen, die die Ordnun-
gen der Evangelischen Landeskirchen achten und respektieren. Die Gemeinschaftsverbande
gestalten ihre Arbeit eigenverantwortlich. Diese Arbeit wird von den Landeskirchen als
LebensauRerung der Kirche anerkannt. #



1. Mitgliedschaft und Zusammenarbeit

1.1 Die Gemeinschaftsverbande bejahen den Grundsatz, dass die Mitglieder der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften (im Elbingeréder Gemeinschaftsverband: "Evangelisch-Kirchliche
Gemeinschaften") zugleich Glieder der Landeskirche sind. Sollten Mitglieder der Gemein-
schaften ausnahmsweise nicht Glieder der Landeskirche sein, werden die Landeskirchlichen
Gemeinschaften und ihre Verantwortlichen mit Liebe und Geduld darauf hinwirken, dass sie
Mitglieder der Evangelischen Kirche werden.

1.2 Voraussetzung fur die Anstellung zum hauptamtlichen Verkiindigungsdienst in den betei-
ligten Gemeinschaftsverbanden ist die Gliedschaft in der Evangelischen Kirche. Als Ausdruck
der Verbundenheit soll bei der Einfuhrung in einen hauptamtlichen Verkiindigungsdienst in
einer Landeskirchlichen Gemeinschaft bzw. in einem Gemeinschaftsbezirk ein Vertreter der
Kirchengemeinde oder des Kirchenkreises bzw. der Kreisoberpfarrer mitwirken.

1.3 Kooperation und Dienstaustausch zwischen den im Verklindigungsdienst hauptamtlich
Tatigen sind erwilinscht. Die in den Gemeinschaftsbezirken mit einem hauptamtlichen Verkin-
digungsdienst Beauftragten werden zu den Pfarrkonventen eingeladen.

1.4 Im Rahmen von landeskirchlichen oder kreiskirchlichen Visitationen soll die Begegnung
mit den Landeskirchlichen Gemeinschaften gesucht werden.

2 Abendmahlisfeiern

Fiar Abendmabhlsfeiern in den landeskirchlichen Gemeinschaften gilt:

2.1 Die Verantwortung fur die Beauftragung zur Leitung dieser Abendmahlsfeiern liegt bei den
Verbandsleitungen. Sie werden gebeten, die von ihr mit der Abendmahlsverwaltung Beauf-
tragten an die Kirchenleitungen zu melden.

2.2 Die Verbandsleitungen achten darauf, dass die so Beauftragten ein Abendmahlsver-
standnis vertreten, das dem Neuen Testament und der reformatorischen Bekenntnisschriften
der Kirche entspricht. Sie beachten dabei, dass das Heilige Abendmahl das Mahl der Getauf-
ten ist.

2.3 Die Gemeinschaftsverbande sind bemiiht, eine Terminiberschneidung von Abendmahls-
feiern der Gemeinschaft mit Abendmahlsgottesdiensten der Landeskirchen zu vermeiden.

3. Taufen und Amtshandlungen

3.1 Taufen und Amtshandlungen werden in der Regel vom zustandigen Pfarrer vorgenom-
men. Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen Gemeinschaft gehdren, sollen auf de-
ren Wunsch die in dem Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamtlichen Verkiindigungsdienst
Beauftragten in angemessener Weise an der Durchfihrung des Gottesdienstes beteiligt wer-
den.

3.2 Taufen und Amtshandlungen finden in der Regel in den dafir vorgesehenen Raumen der
Kirchengemeinden statt. Wird die Handlung ausnahmsweise in den Radumen der Landeskirch-
lichen Gemeinschaften vorgenommen, dann ist sie im Gottesdienst der értlichen Kirchenge-
meinde anzukiindigen.

3.3 In besonderen, seelsorgerlich begriindeten Fallen kann eine Taufe oder eine kirchliche
Amtshandlung (Trauung, Beerdigung, Krankenabendmahl) von dem im Gemeinschaftsbezirk
mit einem hauptamtlichen Verklindigungsdienst Beauftragten vollzogen werden. Dies setzt



eine Absprache zwischen dem im Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamtlichen Verkindi-
gungsdienst Beauftragten und dem ortlich zustéandigen Pfarrer voraus. Die Bestimmungen der
Landeskirche Uber die Erteilung eines Dimissoriale finden sinngemaflRe Anwendung. Treten
dabei Schwierigkeiten auf, beraten sich die Beteiligten mit dem Vorstand des zustandigen Ge-
meinschaftsverbandes und der tibergeordneten Stelle der Landeskirche.

3.4 Taufen und Amtshandlungen werden nach den in den Landeskirchen geltenden agenda-
rischen Ordnungen vollzogen. Die Eltern des Tauflings bzw. der Empfanger der Taufe sind
darauf hinzuweisen, dass der so zu Taufende Glied der Landeskirche wird. Der Vollzug von
Taufen und Amtshandlungen ist dem ortlich zustédndigen Pfarrer zur Eintragung im Kirchen-
buch zu melden.

3.5 Die Leitungen der Gemeinschaftsverbande Gibernehmen gegeniber den beteiligten Lan-
deskirchen die Verantwortung dafir, dass Wortverkindigung, Sakramentsverwaltung, Amts-
handlungen und Unterweisung mit den Ordnungen der Landeskirchen und der Gemeinschafts-
verbande ubereinstimmen.

4 Verhaltnis zum Dienst der Kirchengemeinden

4.1 In der Regel tun die Landeskirchlichen Gemeinschaften einen die Arbeit der Landeskir-
chen erganzenden Dienst. Das findet unter anderem darin seinen Ausdruck, dass Veranstal-
tungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften in der Regel nicht zu den ortsliblichen Gottes-
dienstzeiten stattfinden. Wenn Landeskirchliche Gemeinschaften aus wichtigen Griinden von
dieser Regel abweichen wollen, soll dies nicht ohne vorherige Verstandigung mit den davon
betroffenen Kirchengemeinden geschehen.

4.2 In Vakanz Situationen - oder wo es sonst sinnvoll erscheint - ist die Ubernahme gemeind-
licher Dienste durch die im Gemeinschaftsbezirk hauptamtlich mit Verkiindigungsdienst Be-
auftragten mdglich. Fir die Beauftragung sind die Bestimmungen der Landeskirchen tber die
Beauftragung mit ehrenamtlichem Dienst der 6ffentlichen Wortverkiindigung und der Verwal-
tung von Taufe und Abendmahl sinngemall anzuwenden. Eine besondere Zuerkennung der
Befahigung zur freien Wortverkiindigung wird von den Landeskirchen in diesen Fallen nicht
fur nétig gehalten.

4.3 In der Wahrnehmung des Auftrages, das Evangelium auch Kindern und Jugendlichen zu
bezeugen, sind moglichst weitgehende Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstiitzung né-

tig.

4.4 Die vom EC-Verband fir Kinder- und Jugendarbeit durchgefliihrte Kinder- und Jugendar-
beit der Landeskirchlichen Gemeinschaften will Christenlehre und Konfirmandenunterricht
nicht ersetzen. Alle Kinder evangelischer Eltern sollen an Christenlehre und Konfirmandenun-
terricht teilnehmen. Die Teilnahme von Konfirmanden an Zusammenkunften der Landeskirch-
lichen Gemeinschaften soll im Zusammenhang des konfirmierenden Handelns in angemesse-
ner Weise berlcksichtigt werden.

4.5 Die Vereinbarungspartner empfehlen den fir die Kinder-, Konfirmanden- und Jugendar-
beit in Kirche und Gemeinschaft verantwortlichen Mitarbeitern und Gremien, standige Ge-
sprachs- und Informationskontakte aufzunehmen und zu férdern.

4.6 Die Kirchenleitungen werden sich daflir einsetzen, dass Prediger der Landeskirchlichen
Gemeinschaften als Lehrkrafte im Religionsunterricht bei entsprechender Qualifikation im



Rahmen der Gestellungsvertrage tatig werden kénnen.

5. Nutzung von Raumen

5.1 Kirchliche Raume sollten den Landeskirchlichen Gemeinschaften bei Bedarf entspre-
chend den Moglichkeiten zur Verfigung gestellt werden. Darlber soll eine schriftliche Verein-
barung zwischen der Kirchgemeinde und der Landeskirchlichen Gemeinschaft erfolgen. Dabei
sind die Landeskirchlichen Gemeinschaften anderen kirchlichen Nutzern gleichzustellen.

Wo kirchliche Raume durch die Landeskirchlichen Gemeinschaften genutzt werden, sollen
auch angemessene Aushangmoglichkeiten eingeraumt werden. Gleiches gilt sinngemalf, wo
kirchlicherseits ein Interesse an der Mitbenutzung von Raumen der Landeskirchlichen Ge-
meinschaft besteht.

5.2 In Konfliktfallen sollen der Superintendent bzw. der Kreisoberpfarrer und die zustandige
Verbandsleitung eingeschaltet werden.

6. Schluss

Die Kirchenleitungen und Verbandsleitungen werden eventuell auftretende Differenzen oder
neue Fragestellungen in geschwisterlicher Offenheit erértern und zu klaren versuchen. Sie
werden dazu in regelmaligen Abstanden zu Gesprachen zusammenkommen.

Magdeburg, den 17. Marz 1998

Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsens
Noack
Bischof

Kirchenleitung der Evangelischen Landeskirche Anhalts
Klassohn
Kirchenprasident

Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalt e.V.
Hobrack
Vorsitzender

Elbingeréder Gemeinschaftsverband e.V.
Schulze
Vorsitzender

Tharinger Gemeinschaftsbund e.V.
Schneider
Vorsitzender



Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland, vertreten durch den Landeskirchenrat,
die Evangelische Landeskirche Anhalts, vertreten durch den Landeskirchenrat

und

der Gemeinschaftsverband Sachsen-Anhalte. V.,
der Elbingeroder Gemeinschaftsverband e. V.,
der Thiiringer Gemeinschaftsbund e. V.,
jeweils vertreten durch ihre Vorstande, schlieBen folgende Vereinbarung:

Praambel

Die Evangelischen Kirchen in Mitteldeutschland sind dankbar fir den Dienst der Gemeinschaftsver-
bédnde, der inihnen zusammengefassten Gemeinschaften und der mit ihnen verbundenen Werken und
Gruppen. Die Gemeinschaftsverbdnde sind dankbar fiir den Freiraum, den die Landeskirchen ihnen
gewahren und fur alle Ermutigung und Férderung, die sie durch die Landeskirchen erfahren haben.

1.

Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland, die Evangelische Landeskirche Anhalts sowie der Ge-
meinschaftsverband Sachsen-Anhalt e. V., der Elbingeréder Gemeinschaftsverband e. V. und der Thi-
ringer Gemeinschaftsbund e. V. wissen sich gemeinsam durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt.
Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Be-
kenntnissen der Reformation bezeugt ist.

Die in der Praambel der Kirchenverfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland und in der
Praambel der Verfassung der Evangelischen Landeskirche Anhalts gemachten Aussagen werden auch
von den Landeskirchlichen Gemeinschaften anerkannt.

Die Vereinbarungspartner erklaren ihren festen Willen, den hierin begriindeten Auftrag in gegenseiti-
ger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit wahrzunehmen und so gemeinsam am Aufbau
der Gemeinde Jesu mitzuwirken.

Sie fihren damit ein jahrzehntelang gewachsenes Miteinander fort.

2.

Gemeinschaftspflege und Evangelisation unter Praktizierung des allgemeinen Priestertums der Glau-
bigen sind besondere Anliegen der Gemeinschaftsverbande. Die Landeskirchen bejahen die daraus fol-
genden LebensdulRerungen und Aktivitaten der jeweils 6rtlichen Gemeinschaften.

Dazu gehoren vor allem:

1. offentliche Verkiindigung des Wortes Gottes

2. gemeinsames Bibelstudium und Gebet

3. Feier des Abendmabhls entsprechend den Vereinbarungen

4, Die Durchfiihrung von Amtshandlungen entsprechend den Lebensordnungen, dieser Verein-

barung und den besonderen 6rtlichen Vereinbarungen
5. praktische Gemeinschaftspflege in allen Alters- und Sozialgruppen

6. Durchfiihrung diakonischer Aufgaben



7. evangelistischer Dienst innerhalb und auRerhalb der Landeskirchen

8. Unterstlitzung von Missionswerken.

3.

Die Gemeinschaftsverbande sind rechtlich selbststandige Vereinigungen, die die Ordnungen der Evan-
gelischen Landeskirchen achten und respektieren.

Die Gemeinschaftsverbande gestalten ihre Arbeit eigenverantwortlich.

Diese Arbeit wird von den Evangelischen Kirchen in Mitteldeutschland als LebensduBerung und als
selbstandiges Werk der Kirchen anerkannt.

Auftretende Spannungen sollen im geschwisterlichen und vertrauensvollen Gesprach zwischen den
Leitungen der Landeskirchen und der Gemeinschaftsverbande beigelegt werden.

1. Mitgliedschaften und Zusammenarbeit

1.1
Die Gemeinschaftsverbdande bejahen den Grundsatz, dass die Mitglieder der Gemeinschaftsverbande
bzw. ihrer Untergliederungen zugleich Glieder einer Landeskirche sind.

Sollten Mitglieder der Gemeinschaften nicht Glieder der Landeskirche sein, werden die Landeskirchli-
chen Gemeinschaften und ihre Verantwortlichen mit Liebe und Geduld darauf hinwirken, dass sie Mit-
glieder der Evangelischen Kirche werden, soweit dies moglich ist.

1.2

Voraussetzung fiir die Anstellung zum hauptamtlichen Verkiindigungsdienst in den beteiligten Ge-
meinschaftsverbdnden ist die Gliedschaft in der Evangelischen Kirche. Mitarbeitende im hauptamtli-
chen Verkiindigungsdienst (Predigtdienst) diirfen die Dienstbezeichnung Pastor oder Pastorin tragen.

Als Ausdruck der Verbundenheit soll bei der Einfiihrung in einen hauptamtlichen Verkiindigungsdienst
in einer Landeskirchlichen Gemeinschaft bzw. in einem Gemeinschaftsbezirk ein Vertreter der Kirchen-
gemeinde oder des Kirchenkreises bzw. der Kreisoberpfarrer mitwirken. Besteht eine 6rtliche Verein-
barung zu einer Gemeinschaftsgemeinde, sind zusatzlich die dort getroffenen Vereinbarungen zu be-
achten.

1.3
Kooperation und Dienstaustausch zwischen den im Verkiindigungsdienst hauptamtlich Tatigen sind
erwiinscht.

Das bedeutet fiir haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Mitglieder der
Gemeindekirchenrate, dass sie aufmerksam wahrnehmen und respektieren, was sich innerhalb ihrer
Gemeinden an geistlichem Leben entwickelt. Die Landeskirchen und die Gemeinschaftsverbdande emp-
fehlen, in die Nachrichten der Kirchgemeinden und in die gottesdienstlichen Abkiindigungen auch die
Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften aufzunehmen. Umgekehrt

gilt fir die Landeskirchlichen Gemeinschaften und ihre Leiter, dass sie sich als Teil eines groReren Gan-
zen, namlich der Landeskirchen verstehen.



14.

Die Pfarrer und Pfarrerinnen der Landeskirchen und die hauptamtlichen Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen der Gemeinschaftsbande und ihrer Untergliederungen sind gehalten, die Gaben und Aufgaben
des anderen zu achten und zu respektieren.

Gegenseitige Besuche, rechtzeitige Absprache von Vorhaben und gelegentlicher Austausch, etwa zur
Verkilindigung in Gottesdiensten und Gemeinschaftsstunden sollen ermdéglicht werden.

Die in den Gemeinschaftsbezirken mit einem hauptamtlichen Verkiindigungsdienst Beauftragten wer-
den zu den Pfarrkonventen eingeladen.

1.5.
Bei der Visitation von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen soll die Begegnung mit den Landeskirch-
lichen Gemeinschaften gesucht werden.

2. Abendmabhisfeiern
Fir Abendmabhilsfeiern in den landeskirchlichen Gemeinschaften gilt:

Die Verantwortung fiir die Beauftragung zur Leitung dieser Abendmabhlsfeiern liegt bei den Verbands-
leitungen, der zustdndige Superintendent oder die zustdndige Superintendentin ist zu informieren.

Landeskirchen und Gemeinschaftsverbande bejahen die biblische Orientierung in evangelischen Ge-
meindeleben an Apostelgeschichte 2,42: Sie blieben aber bestandig in der Lehre der Apostel und in
der Gemeinschaft und im Brotbrechen und im Gebet. So zdhlt zum Wesen und zum geistlichen Lebens-
vollzug der Gemeinschaftsverbande neben Wortverkiindigung, Gebet und der besonderen Pflege der
Gemeinschaft auch das Heilige Abendmahl. Wortverkiindigung und Abendmabhl sind biblisch begriin-
dete Ausdrucksformen fiir das sichtbare und unsichtbare Wort Gottes.

2.2
Die Verbandsleitungen achten darauf, dass die so Beauftragten ein Abendmahlsverstandnis vertreten,
das dem Neuen Testament und den reformatorischen Bekenntnisschriften der Kirche entspricht.

Sie beachten dabei, dass das Heilige Abendmahl das Mahl der Getauften ist.

3. Taufen und Amtshandlungen

3.1
Taufen und Amtshandlungen werden in der Regel vom zustdndigen Pfarrer vorgenommen.

Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen Gemeinschaft gehoren, sollen auf deren Wunsch die
in dem Gemeinschaftsbezirk mit einem hauptamtlichen Verkiindigungsdienst Beauftragten in ange-
messener Weise an der Durchfiihrung des Gottesdienstes beteiligt werden.

3.2
Taufen und Amtshandlungen finden in der Regel in den dafiir vorgesehenen Raumen der Kirchenge-
meinden statt.

Wird die Handlung in den Raumen der Landeskirchlichen Gemeinschaften vorgenommen, dann soll sie
im Gottesdienst der ortlichen Kirchengemeinde angekiindigt werden.

33

In begriindeten Ausnahmefallen kann eine Taufe oder eine kirchliche Amtshandlung (Trauung, Beerdi-
gung, Krankenabendmahl) von den in den Gemeinschaftsverbdnden mit einem hauptamtlichen Ver-
kiindigungsdienst Beauftragten vollzogen werden.



Dies setzt eine Absprache zwischen dieser Person und der oértlich zustandigen Pfarrperson voraus.

Die Bestimmungen der Landeskirche (iber die Erteilung eines Dimissoriale finden sinngemalRe Anwen-
dung.

Treten dabei Schwierigkeiten auf, beraten sich die Beteiligten mit dem Vorstand des zustandigen Ge-
meinschaftsverbandes und der tibergeordneten Stelle der Landeskirche.

3.4
Taufen und Amtshandlungen werden nach den in den Landeskirchen geltenden agendarischen Ord-
nungen vollzogen.

Die Eltern des Tauflings bzw. der Empfanger der Taufe sind darauf hinzuweisen, dass der so zu Tau-
fende Glied der Landeskirche wird.

Der Vollzug von Taufen und Amtshandlungen ist dem o6rtlich zustandigen Pfarrer zur Eintragung im
Kirchenbuch zu melden.

3.5

Die Leitungen der Gemeinschaftsverbdnde Gbernehmen gegeniiber den beteiligten Landeskirchen die
Verantwortung dafiir, dass Wortverkiindigung, Sakramentsverwaltung, Amtshandlungen und Unter-
weisung mit den Ordnungen der Landeskirchen und der Gemeinschaftsverbande libereinstimmen.

3.6.
Bestehen besondere ortliche Vereinbarungen zu Gemeinschaftsgemeinden sind bei Taufen und Amts-
handlungen die dort getroffenen Vereinbarungen zu beachten.

4. Verhiltnis zum Dienst der Kirchengemeinden

4.1.

In den Landeskirchlichen Gemeinschaften geschieht geistliches Leben in besonderen Formen von Ge-
meinde im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 Kirchenverfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutsch-
land.

Die Mitglieder der Landeskirchlichen Gemeinschaften nehmen — je nach ortlicher Situation und Gege-
benheit — auch an den Gottesdiensten der 6rtlichen Kirchengemeinde teil; die Gottesdienste der Lan-
deskirchlichen Gemeinschaften sind offen fiir alle Mitglieder der Kirchengemeinde.

4.2,
Wo es sinnvoll erscheint, ist die Ubernahme gemeindlicher Dienste durch die im Gemeinschaftsver-
band hauptamtlich mit Verkiindigungsdienst Beauftragten moglich.

Flr die Beauftragung sind die Bestimmungen der Landeskirchen tiber die Beauftragung mit ehrenamt-
lichem Dienst der 6ffentlichen Wortverkiindigung und der Verwaltung von Taufe und Abendmahl sinn-
gemal anzuwenden.

Eine besondere Zuerkennung der Befahigung zur freien Wortverkiindigung wird von den Landeskir-
chen in diesen Fallen nicht vorausgesetzt.

4.3
In der Wahrnehmung des Auftrages, das Evangelium auch Kindern und Jugendlichen zu bezeugen, sind
moglichst weitgehende Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstiitzung notig.



4.4

Die vom EC-Verband fir Kinder- und Jugendarbeit durchgefiihrte Kinder- und Jugendarbeit der Lan-
deskirchlichen Gemeinschaften will Christenlehre und Konfirmandenunterricht nicht ersetzen. Ange-
bote der Landeskirchlichen Gemeinschaften und der ortlichen Kirchengemeinden stehen allen Kindern
und Jugendlichen offen. Die Teilnahme von Konfirmanden an Zusammenkinften der Landeskirchlichen
Gemeinschaften soll im Zusammenhang des Konfirmandenunterrichts in angemessener Weise bertick-
sichtigt werden.

Dort wo es moglich ist, sollen gemeinsamen Angebote der Gemeinschaften und der 6rtlichen Kirchen-
gemeinden fir Konfirmanden in der Region angeboten werden. In seelsorgerlich begriindeten Fallen
suchen die Verantwortlichen von Gemeinschaft und Kirchengemeinde andere Losungen.

4.5

Die Vereinbarungspartner empfehlen den fiir die Kinder-, Konfirmanden- und Jugendarbeit in Kirche
und Gemeinschaft verantwortlichen Mitarbeitern und Gremien, standige Gesprachs- und Informati-
onskontakte zu pflegen.

4.6

Die Kirchenleitungen werden sich dafiir einsetzen, dass Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaf-
ten als Lehrkrafte im Religionsunterricht bei entsprechender Qualifikation im Rahmen der Gestellungs-
vertrage tatig werden kdnnen.

5. Nutzung von Raumen

5.1
Kirchliche Rdume sollten den Landeskirchlichen Gemeinschaften bei Bedarf entsprechend den Mog-
lichkeiten zur Verfligung gestellt werden.

Darliber soll eine schriftliche Vereinbarung zwischen der Kirchgemeinde und der Landeskirchlichen
Gemeinschaft erfolgen.

Dabei sind die Landeskirchlichen Gemeinschaften anderen kirchlichen Nutzern gleichzustellen.

Wo kirchliche Rdume durch die Landeskirchlichen Gemeinschaften genutzt werden, sollen auch ange-
messene Aushangmaoglichkeiten eingerdumt werden.

Gleiches gilt sinngemaR, wo kirchlicherseits ein Interesse an der Mitbenutzung von Rdumen der Lan-
deskirchlichen Gemeinschaften besteht.

5.2
In Konfliktfallen sollen der Superintendent bzw. der Kreisoberpfarrer und die zustandige Verbandslei-
tung eingeschaltet werden.

6. Schluss

Kirchenleitungen und Verbandsleitungen werden eventuell auftretende Differenzen oder neue Frage-
stellungen in geschwisterlicher Offenheit erértern und zu klaren versuchen.

Sie werden dazu in regelmaRigen Abstanden zu Gesprachen zusammenkommen.

Erfurt, den 2. Juli 2022
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Gesetzes- und Verordnungsblatt der Evangelischen Landeskirche in Baden 1991,
5. 145-147
Karlsruhe, den 27. November 1991

Bekanntmachung
Landeskirchliche Gemeinschaftsverbande
OKR 31.10.1991 Az. 15/771

Die Evangelische Landeskirche in Baden trifft mit Landeskirchlichen Gemeinschaftsverban-
den, die in ihrem Bereich tatig sind, flr die Zusammenarbeit mit diesen folgende

Vereinbarung

l.
1. Der Auftrag Jesu Christi zur Verkindigung des Evangeliums verpflichtet in gleicher Weise
die Landeskirche und die Landeskirchlichen Gemeinschaften zu Zeugnis und Dienst.

2. Die Landeskirche und die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande glauben und beken-
nen gemeinsam Jesus Christus als ihren Herrn und als alleiniges Haupt seiner Gemeinde.
Sie grinden sich auf die Heilige Schrift als die alleinige Quelle und oberste Richtschnur ihres
Glaubens, ihrer Lehre und ihres Lebens und bekennen gemeinsam, das das Heil allein aus
Gnaden, allein im Glauben an Jesus Christus empfangen wird.

3. Die in Christus vorgegebene Einheit der Christenheit nach Johannes 17 kann von den Kir-
chen und kirchlichen Gemeinschaften in dieser Zeit und Welt in ihren eigenen Strukturen -
gemessen an der Vollendung im Reiche Gottes - nur unvollkommen dargestellt werden. Das
entbindet sie nicht von der geistlichen Pflicht, diese Einheit Uberall dort sichtbar zu machen,
wo dieses moglich ist. Dem wollen die Evangelische Landeskirche in Baden und die in ihrem
Bereich tatigen Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande mit dieser Vereinbarung dienen.
Sie treten damit nicht in eine Mitverantwortung fir alle Entscheidungen und Vorgange der
jeweils anderen Unterzeichner ein.

4. Die Landeskirche ist dankbar fiir den Dienst der Landeskirchlichen Gemeinschaften. Sie
sieht in ihrem Wirken einen wichtigen Beitrag zum Aufbau der Gemeinde Jesu Christi am Ort
gemal Apg 2,42: ,Sie blieben aber bestandig in der Lehre der Apostel und in der Gemein-
schaft und im Brotbrechen und im Gebet." Biblisch ausgerichtete Jugendarbeit, missionarisch-
seelsorgerliche Diakonie, Evangelisation und Mission haben besondere Bedeutung.

5. Die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande gestalten als freie Werke ihre Arbeit in ei-
gener Verantwortung. In gegenseitiger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit sind
Landeskirche und Gemeinschaftsverbande bemiht, mit ihren Méglichkeiten und Gaben zu-
sammenzuwirken im gemeinsamen Auftrag des Herrn Jesus Christus.

6. Wo die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande oder deren Mitarbeiter im Rahmen die-
ser Vereinbarung in Aufgaben der Landeskirche Verantwortung Gibernehmen, anerkennen sie
die Bekenntnisse der Landeskirche, wie sie im Vorspruch zu deren Grundordnung verpflich-
tend genannt sind.
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Um zu einem vertrauensvollen Miteinander, insbesondere in den Gemeinden am Ort, beizu-
tragen, trifft die Landeskirche mit den Gemeinschaftsverbanden folgende Absprachen:

1. Prediger

1.1 Gemeinschaftsprediger bedirfen fur den Dienst der Verklindigung einer besonderen Zu-
rustung und Berufung, die von der Leitung des Gemeinschaftsverbandes verantwortet und
ausgesprochen wird. Die Verbandsleitungen berufen in der Regel nur Prediger, die der Evan-
gelischen Landeskirche angehdren.

1.2 Den Predigern der Landeskirchlichen Gemeinschaften wird empfohlen, bei Dienstantritt
Kontakt zu den Gemeindepfarrern ihres Bezirks aufzunehmen, wie umgekehrt Gemeindepfar-
rer beim Dienstantritt die Verbindung zu Predigern der Landeskirchlichen Gemeinschaften su-
chen sollen.

1.3 Die Landeskirche begriiit es, wenn Prediger und Stadtmissionare Landeskirchlicher Ge-
meinschaften auch hin und wieder Predigtdienste in landeskirchlichen Gemeinden Uberneh-
men.

1.4 Die Landeskirche ist bereit, auf Wunsch der Leitung des Gemeinschaftsverbandes Predi-
ger und Stadtmissionare mit dem Dienst der 6ffentlichen Verkiindigung und der Sakra-
mentsspendung in Gottesdiensten der Landeskirche zu beauftragen. Diese Beauftragung er-
setzt oder erganzt nicht die vom Gemeinschaftsverband ausgesprochene Segnung und Sen-
dung; sie setzt sie vielmehr voraus und erweitert sie auf das Predigtamt der Landeskirche. Die
dazu notwendige Vorbereitung wird von Fall zu Fall in gemeinsamer Absprache geregelt; sie
beachtet die vorangegangene Ausbildung und konzentriert sich dann vor allem auf die Fragen
der Bekenntnisverpflichtung und auf liturgische und kirchenrechtliche Fragen. Die Beauftra-
gung wird in einem Gemeindegottesdienst vollzogen; das liturgische Formular der Beauftra-
gung orientiert sich an der Agende der Landeskirche und wird gemeinsam erarbeitet.

2. Gottesdienst

2.1 Viele Glieder der Landeskirchlichen Gemeinschaften gehdren zu den freien Gottesdienst-
besuchern. Von der bisherigen Gewohnheit, das wahrend der Uiblichen Gottesdienstzeiten am
Sonntagvormittag keine Veranstaltungen der Gemeinschaften stattfinden, soll auch kiinftig nur
in begriindeten Ausnahmefallen abgewichen werden. Die aufgrund bestehender Tradition bis-
her schon durchgeflihrten Veranstaltungen bleiben von dieser Regelung unberthrt. Die o6rtli-
chen Kirchen- bzw. Pfarrgemeinden sollen davon unterrichtet werden.

2.2 Die besondere Situation in einzelnen Gemeinschaften und an einzelnen Orten kann es
nahelegen, das hin und wieder von Gemeinschaften auch am Sonntagmorgen Gottesdienste
mit besonderer missionarischer Ausrichtung angeboten werden. Dies bedarf einer sorgfaltigen
Prifung durch die Leitung des Gemeinschaftsverbandes, die sich vor einer Entscheidung mit
der Leitung der Landeskirche rechtzeitig abspricht.

2.3 Zu regelmalfig stattfindenden Veranstaltungen am Sonntagvormittag vgl. Il, Ziff. 5.1 und
5.2.

3. Feier des Abendmabhls

Die Feier des heiligen Abendmabhls bildet ebenso wie die Wortverkindigung den Mittelpunkt
des geistlichen Lebens der Gemeinde am Ort. Darum nehmen viele Glieder von Gemeinschaf-
ten am Abendmahl der értlichen Kirchen- bzw. Pfarrgemeinde teil. Wo Abendmahlsfeiern in
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den Gemeinschaften aufgrund von Apg 2,42 gehalten werden, wollen sie die Abendmahlsgot-
tesdienste der ortlichen Gemeinde weder ersetzen noch abwerten.

Die Leitungen der Gemeinschaftsverbande und die Leitung der Landeskirche tragen vor dem
Herrn des Abendmabhls die Verantwortung fir Verkindigung und Vollzug dieser Abendmahls-
feiern entsprechend der Einsetzung durch den Herrn Jesus Christus und sind in Verkindigung
und Praxis des Abendmahls der Einheit in der Landeskirche verpflichtet.

Die gottesdienstliche Agende und das Bekenntnis der Landeskirche kdnnen daflr geistliche
Orientierung geben.

4. Amtshandlungen bei Mitgliedern der Landeskirche
Bei der Frage der Amtshandlungen sind die 6rtlichen und regionalen Verhaltnisse und Situati-
onen zu berlcksichtigen.

4.1 Die Taufe ist Voraussetzung fur die Mitgliedschaft in der Landeskirche.
Deshalb soll sie in einem Gemeindegottesdienst vollzogen werden. Prediger der Gemein-
schaftsverbande kénnen daran beteiligt werden (vgl. 1l 1.3).

4.2 Die Konfirmandenarbeit soll junge Menschen zum Glauben fihren und ihren Glauben
festigen, sie in ihre Gemeinde einfiihren und zur Mitarbeit in Kirche und Gemeinde ermutigen.
Darum gehort die Konfirmandenarbeit zur Aufgabe der 6rtlichen Gemeinde. Auf besonderen
Wunsch kann eine Abmeldung an ein anderes Pfarramt erfolgen (vgl. § 55 Abs. 2 und § 56
Abs. 1 und 2 der Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in Baden)'

4.3 Trauungen und kirchliche Bestattungen sind Aufgabe des zustandigen Pfarrers. Wo dies
erbeten wird, kdnnen Prediger und Stadtmissionare nach vorheriger Absprache mit dem zu-
stadndigen Gemeindepfarrer an Liturgie und Verkindigung beteiligt werden.

4.4 Wo die landeskirchliche Beauftragung eines Predigers vorliegt (vgl. Il 1.4) kénnen aus
seelsorgerlichen Grinden Taufe, Trauung und kirchliche Bestattung vom zustandigen Pfarrer
an einen Prediger oder Stadtmissionar auch ganz Uibertragen werden.

Auszug aus der Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in Baden in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. September 1990 (GvBI. 5. 146)

5. Neue Formen missionarischer und diakonischer Arbeit

5.1 In diakonischen Einrichtungen - zumal in der Tragerschaft von Gemeinschaftsverbanden
- kann es sich nahelegen, regelmaflig Sonntagsgottesdienste zu veranstalten, die von Predi-
gern der Gemeinschaftsverbande gehalten werden. In ihnen kann auf die besondere Situation
von alten, kranken und pflegebedirftigen Menschen eingegangen werden. So kann die Einheit
von Verklndigung und Diakonie besonderen Ausdruck finden. Vor der Einrichtung solcher re-
gelmafiger Sonntagsgottesdienste setzt sich die Leitung des Gemeinschaftsverbandes mit
der Leitung der Landeskirche in Verbindung; der jeweilige Kirchenbezirk und das Diakonische
Werk werden an den Absprachen beteiligt.

5.2 Die besondere Situation in Stadten und/oder bei besonderen Personengruppen (Uber-
siedler, Konfessionslose) kann es nahelegen, im Rahmen einer Stadtmissions- oder Gemein-
schaftsarbeit regelmalig Sonntagsgottesdienste mit besonderer missionarischer Ausrichtung
zu veranstalten. So konnen Menschen, die der Kirche fernstehen und in den Landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbanden neue geistliche Heimat gefunden haben, Uber diese auch wieder
Heimat in der Kirche finden. In solchen Fallen setzt sich die Leitung des Gemeinschaftsver-
bandes rechtzeitig mit der Leitung der Landeskirche in Verbindung; der jeweilige Kirchenbezirk
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wird an den Absprachen beteiligt.

5.3 Nach § 10 Abs. 2 der Grundordnung der Evangelischen Landeskirche in Baden ist es
moglich, neben den Ortsgemeinden auch Personalgemeinden zu bilden. Diese Form kirchli-
cher Arbeit kann dort erwogen werden, wo Stadtmissionen und Gemeinschaften fiir ihre mis-
sionarische Arbeit auch pfarramtliche Rechte bendtigen (z.B. fur die Taufe bisher konfessions-
loser Menschen). Eine solche Form der Zusammenarbeit zwischen Stadtmissionen und Ge-
meinschaften einerseits und der Landeskirche andererseits setzt voraus, dass Einvernehmen
Uber das Berufungsverfahren des Stadtmissionars bzw. Predigers und uber das Visitations-
recht der Landeskirche gefunden wird.

M.

Die Unterzeichner dieser Vereinbarung wollen sich dafir einsetzen, dass ihre Gemeinschaft
in Zeugnis und Dienst immer deutlicher und tiefer wird. Darum treffen sie folgende weitere
Absprache:

1. Die Leitung der Landeskirche und die Leitungen der Landeskirchlichen Gemeinschaftsver-
bande treffen sich einmal pro Jahr zu gemeinsamen Gesprachen.

2. Sie informieren sich darlber hinaus gegenseitig durch Zusendung wichtiger Veroffentli-
chungen und Verlautbarungen.

3. Sie sorgen dafir, dass je in ihrem Bereich auch in den regionalen Untergliederungen Ent-
sprechendes geschieht.

4. Sie Uberprifen gemeinsam nach Ablauf von zwei Jahren diese Vereinbarung.

Zu dieser Vereinbarung gehdren Erlauterungen als Hilfe zum praktischen Verstehen und zur
praktischen Anwendung.
Karlsruhe, den 31.10.1991

Dr. Engelhardt

Evangelische Landeskirche in Baden

Hauser

Evang. Verein fir innere Mission
Augsburgischen Bekenntnisses e.V.

Haag
Chrischona-Gemeinschaftswerk]
Deutscher Zweig der Pilgermission St. Chrischona

Weigold
Sidwestdeutscher Gemeinschaftsverband
Neustadt-Lachen e.V.
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Erlauterungen zu der Vereinbarung zwischen der
Evangelischen Landeskirche in Baden
und den in ihrem Bereich tatigen
Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbanden

Diese Erlauterungen sind eine Hilfe zum praktischen Verstehen und zur praktischen Anwen-
dung von einzelnen Punkten der Vereinbarung. Sie wurden zwischen den Vertretern der an
der Vereinbarung beteiligten Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande und den Vertretern
der Landeskirche inhaltlich besprochen. Die Formulierung des Wortlauts im Einzelnen wird
aber vom Evangelischen Oberkirchenrat verantwortet.

Zull1.3

Der Evangelische Oberkirchenrat wird die Pfarrer der Landeskirche bitten, die Prediger der
Gemeinschaften immer wieder - zumal bei besonderen Anlassen - zur Mitwirkung in Gottes-
diensten der Landeskirche einzuladen, z.B. zur Ubernahme von Predigten, zu persénlichen
Zeugnissen, zur Mitwirkung in der Liturgie, bei besonderen Gebetsgottesdiensten usw. Dabei
wird naturlich darauf hingewiesen, dass die arbeitszeitliche Beanspruchung der Prediger zu
respektieren ist. Umgekehrt sollen Pfarrer Einladungen zu Veranstaltungen der Gemein-
schaftsverbande annehmen und sich an von ihnen erbetenen Diensten in den Gemeinschaften
beteiligen. Auch hier kann vorausgesetzt werden, dass die arbeitszeitliche Beanspruchung
respektiert wird.

Die hier eroffnete Moglichkeit und das damit verbundene Verfahren bedeuten die Anerken-
nung der Verkindigungsbefahigung der Prediger von Landeskirchlichen Gemeinschaften und
Stadtmissionen. Die Anerkennung bezieht sich sowohl auf die Ausbildung fir den Prediger-
dienst als auch auf die geistliche Beauftragung zu diesem.

Die Prediger sind demnach nicht Lektoren und Pradikanten vergleichbar, die einen ehrenamt-
lichen Verkundigungsdienst wahrnehmen und zu diesem eine Ausbildung erhalten haben, die
sich deutlich von der der Prediger unterscheidet. Andererseits bedeutet die Anerkennung der
Verkindigungsbefahigung nicht, dass Prediger aufgrund ihrer Ausbildung und geistlichen Be-
auftragung qualifiziert seien, ein Pfarramt der Landeskirche zu Gbernehmen.

Die Beauftragung mit dem Dienst der 6ffentlichen Verkindigung und der Sakramentsspen-
dung in Gottesdiensten der Landeskirche schafft vor allem die Voraussetzung flr die vollver-
antwortliche und selbststéandige Ubernahme von Amtshandlungen nach Ziff. Il 4.4 der Verein-
barung. Es ist also nicht gedacht, dass solche Prediger von den Kirchenbezirken wie Lektoren
und Pradikanten eingesetzt und ihrem Gemeinschaftsdienst entzogen werden. Dieser behalt
Vorrang.

Innerhalb des Predigtdienstes sind aber jetzt landeskirchliche Amtshandlungen maoglich, wobei
selbstverstandlich die Abmelderegegelungen nach der Grundordnung der Landeskirche be-
achtet werden. Der Evangelische Oberkirchenrat wird seine Bekanntmachung - Ausiibung des
Dienstes der o6ffentlichen Wortverkiindigung und der Sakramentsspendung" vom 23.09.1980
(Niens 30c) entsprechend andern.

Zull 2
In der Gottesdienstfrage enthalt die Vereinbarung eine Stufung. Nach Ziff. 1l 2.1 finden wah-
rend der landeskirchlich Ublichen Gottesdienstzeit statt. Nach Ziff. Il 2.2 gibt es ,hin und wie-
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der" aus besonderen ortlichen Anlassen auch wahrend der landeskirchlich Ublichen Gottes-
dienstzeit Gemeinschaftsveranstaltungen. Vor deren Einfihrung wird miteinander gespro-
chen. Nach Ziff. 1l 5.1 kdnnen in diakonischen Einrichtungen (vor allem der Gemeinschafts-
verbande) regelmalige Gottesdienste stattfinden - wiederum nach vorheriger Absprache.
Nach Ziff. Il 5.2 kann es die besondere missionarische Situation nahelegen, dass Gemein-
schaften und Stadtmissionen regelmafig offentliche Gottesdienste durchfiihren. Auch hier ist
eine vorherige Absprache unter Beteiligung des betreffenden Kirchenbezirks vorgesehen. In
einer Personalgemeinde nach Ziff. 1l 5.3 sind regelmaRige offentliche Gottesdienste eine
Selbstverstandlichkeit.

Zull3

Diese Bestimmung anerkennt, dass die seit Jahrzehnten in den Gemeinschaften durchgefihr-
ten Feiern des Heiligen Abendmahls auch nach dem Verstandnis der Landeskirche rechtma-
Rige Feiern sind. Sie geschehen unter der Leitung von Bridern, die nach der inneren Ordnung
der Gemeinschaften regelmafig (CA 14) berufen sind (vgl. Ziff. Il 1 der Vereinbarung). Die
Orientierung an der Einsetzung des Heiligen Abendmahls durch den Herrn Jesus Christus ist
gegeben. Die Teilnahme an diesen Feiern ist keine Absonderung von der Gemeinschaft der
Landeskirche; es findet keine Klassifizierung in ,frommere" und ,weniger fromme" Christen
statt. Die Praxis des Abendmahls in den Landeskirchlichen Gemeinschaften ist an diesen drei
Kriterien orientiert. Diese Orientierung ist fur die Landeskirche im Blick auf die Abendmahls-
vereinbarungen wichtig, die sie mit anderen Kirchen geschlossen hat.

Zull4

In diesen Abschnitten geht es ausschliellich um Amtshandlungen, die von Mitgliedern der
Landeskirche begehrt werden. Die Regelungen erfassen nicht die Falle, in denen Amtshand-
lungen von Menschen erbeten werden, die der Landeskirche nicht angehoren.

Hier handelt es sich um den normalen Taufgottesdienst der landeskirchlichen Gemeinde.
Seine Leitung bleibt beim zustandigen Gemeindepfarrer. Er kann aber Prediger der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften, auch wenn sie keine Beauftragung nach Il 1.4 erhalten haben,
an der Gestaltung des Gottesdienstes beteiligen, so wie auch sonst in der Verantwortung des
zustandigen Gemeindepfarrers Gemeindeglieder an der Gottesdienstgestaltung beteiligt wer-
den. Fir diese Beteiligung bestehen verschiedene Maglichkeiten: Ubernahme der Predigt,
Ubernahme von Teilen der Liturgie, Ubernahme der Taufhandlung selbst. Denkbar ist auch,
dass ein Chor der Gemeinschaft in einem solchen Gottesdienst singt.

Zull 4.2

Die Zahl der Falle, die hier eine Regelung nétig machen, ist relativ gering. Jeder Einzelfall hat
dann aber sein besonderes Gewicht und kann bei allen Beteiligten zu erheblichen Stérungen
fuhren. Darum ist von Grundsatzen auszugehen, die zwischen den Landeskirchlichen Ge-
meinschaftsverbanden und der Landeskirche nicht umstritten sind:

1. Bei der Konfirmation wird zwischen dem Konfirmandenunterricht und dem gottesdienstli-
chen Konfirmationsakt (Bekenntnis und Segnung der Konfirmanden) unterschieden. Der got-
tesdienstliche Konfirmationsakt bezieht sich aber - vor allem beim Bekenntnis der Konfirman-
den - auf den vorangegangenen Konfirmandenunterricht. Also sollten beide Teile in einer Hand
liegen (Ausnahmen sind z.B. Internatsschiler).

2. Es gibt keinen Unterricht - auch nicht in Mathematik und Englisch - der nicht verbesse-
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rungsfahig ware. Also sind Erganzungen auch des Konfirmandenunterrichts immer wiin-
schenswert. Friiher geschah das sehr oft in den Familien. Haufig geschieht es jetzt durch die
Jugendarbeit. Also kann es auch durch Stadtmissionen bzw. durch Gemeinschaften gesche-
hen. Problematisch wurden solche Erganzungen nur dann, wenn sie bewusst gegen den kirch-
lichen Konfirmandenunterricht arbeiten wurden.

3. Die Konfirmation ist in ihren beiden Teilen (Unterricht und Konfirmationsakt) auf die Taufe
bezogen. Also muss sie - wie die Taufe - in einer geordneten Gemeinschaft der Glaubenden
vollzogen werden.

4. Wegen ihres Bezugs zur Taufe wird die Konfirmation in ihren beiden Teilen zum Grundauf-
trag jeder Gemeinde. Sie kann also nicht einfach von der Gemeinde an andere delegiert wer-
den. Jede Gemeinde steht aber in der groferen Gemeinschaft der ganzen Kirche und ist nur
dann Gemeinde Jesu Christi, wenn sie diese groRere Gemeinschaft bejaht und anerkennt.
Also ist es in einem geordneten Verfahren moglich, die Konfirmation auch in einer anderen
Gemeinde zu begehren als in der, zu der die Gemeindeglieder aus zufalligen geographischen
Griinden gerade gehoren.

Auf der Basis dieser Grundsatze gibt es dann verschiedene praktische Mdglichkeiten:

a) Das Gesprach der Eltern, die mit dem Konfirmandenunterricht ihrer Kinder nicht zufrieden
sind, mit dem zustandigen Pfarrer und den Kirchenaltesten.

b) Den Konfirmandenunterricht erganzende katechetische Arbeit in einer Gemeinschaft bzw.
Stadtmission.

c) Formliche Mitwirkung von Gliedern und/oder Predigern der Gemeinschaften bzw. Stadt-
missionen im Konfirmandenunterricht der Landeskirche und im Konfirmationsgottesdienst
(entsprechend zu Il

4.1 der Vereinbarung und dieser Erlauterungen).

d) Ummeldung zu einem anderen Pfarramt der Landeskirche.

e) Als eine Art ,Vorstufe" zur Personalgemeinde (vgl. Il 5.3 der Vereinbarung): Ein nach 111.4
berufener Prediger bzw. Stadtmissionar Gbernimmt selbst Konfirmandenunterricht und Konfir-
mation innerhalb der Gemeinschaft bzw. Stadtmission, wobei natirlich die Abmelderegelun-
gen nach der Grundordnung beachtet werden.

Zull 4.3
Hier gelten dieselben Erlauterungen wie zu Il 4.1.

Zull4.4

Im Unterschied zu Il 4.1 kann hier ein Prediger bzw. Stadtmissionar nach vorangegangener
Abmeldung vom zustandigen Pfarramt in eigener Verantwortung selbstandig handeln. Darin
ist eingeschlossen, das zwischen ihm und den Gemeinschaftsgliedern, die die Amtshandlung
begehren, auch abgesprochen werden kann, an welchem Ort die Amtshandlung stattfindet: in
der Kirche, in Rdumen der Gemeinschaft oder an einem dritten Ort. Die Absprache wird 6rtli-
che Gegebenheiten besonders beachten.

Diese Regelung will das Heimatgefiihl von Gemeindegliedern in der Gemeinschaft respektie-
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ren. Sie soll aber nicht die Gemeinschaft als Freikirche erscheinen lassen. Darum ist die Be-
teiligung des zustandigen landeskirchlichen Pfarrers (in umgekehrter Weise wie bei Il 4.1) er-
winscht und die Abkundigung der Amtshandlung im landeskirchlichen Gottesdienst selbstver-
standlich.

Die Taufe wird bei den Gemeinschaften - wie in der Landeskirche - in einer &ffentlichen Ver-
anstaltung und nicht als Sonderveranstaltung (z.B. Haustaufe) durchgefihrt.

Zull 5.3

Bei der Bildung von landeskirchlichen Personalgemeinden aus Gliedern der Landeskirchlichen
Gemeinschaften muss die theologisch und kirchenrechtlich schwierige Frage gelost werden,
in welche Gemeinschaft glaubender und getaufter Menschen hinein die Taufe in solcher Per-
sonalgemeinde/ Gemeinschaft erfolgt. Die Taufe in der Gemeinschaft/Personalgemeinde ver-
mittelt zugleich die Mitgliedschaft in der Landeskirche. Ein ungeléstes Problem entsteht aber,
wenn der Taufbewerber bzw. die Eltern mit der Taufe zwar die Mitgliedschaft in der Landes-
kirchlichen Gemeinschaft begehren, die damit verbundene Mitgliedschaft in der Landeskirche
aber ablehnen. Hierliber hatten die Leitung des Gnadauer Verbands und die Leitung der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland miteinander zu verhandeln.

Hinweis

Der Evangelische Oberkirchenrat bittet die Pfarramter, die ortliche Zusammenarbeit mit den
Gemeinschaften des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes ebenfalls im Geiste dieser Ver-
einbarung zu gestalten.

Die Leitung des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes war an der Ausarbeitung dieser Ver-
einbarung voll beteiligt. Aus werksinternen Grinden (Neustrukturierung des Werkes der Lie-
benzeller Mission) konnten die Verhandlungen mit dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband
deshalb bis gegenwartig nicht abgeschlossen werden.

Diesen bis hierher mit der Leitung des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes wortlich abge-
stimmten Hinweis ergénzen wir um die Bitte, personliche Begegnungen nach Abschnitt Il Ziffer
1.2 bewusst zu suchen. Dafur ist eine formliche Vereinbarung nicht nétig ebenso wenig wie
fur die Einladung von Predigern des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes zu persénlichen
Zeugnissen und zur Beteiligung an der Liturgie in Gottesdiensten und bei Amtshandlungen
nach Abschnitt Il Ziffer

4.1 bis 4.3 bei Gemeindegliedern, die dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband an gehdren
und dieses winschen, sofern gewahrleistet und deutlich bleibt, dass die Leitung solcher
Got-tesdienste und Amtshandlungen bei dem zustandigen Pfarrer der Landeskirche liegt.

Gesetz- und Verordnungsblatt der Ev. Landeskirche in Baden
1994, 5.2

Karlsruhe, den 26. Januar 1994
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Bekanntmachung
Landeskirchliche Gemeinschaftsverbande
OKR 3.12.1993 Az. 15/771

Die Vereinbarung mit den Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbanden im Bereich der Evan-
gelischen Landeskirche in Baden vom 31. Oktober 1991 (GVBI. 1991 5. 145 ff.), der mit
Datum vom 31. Oktober 1993 auch der Liebenzeller Gemeinschaftsverband beigetreten ist,
sieht un-ter Ziffer Il 1.4 vor, dass die an der Vereinbarung Beteiligten nach Ablauf von zwei
Jahren die Vereinbarung gemeinsam Uberprifen. Dieses ist in einer Sitzung am 29.
November 1993 ge-schehen. Die Uberpriifung ergab, dass sich die Vereinbarung bewahrt
hat und keiner Ande-rungen bedarf. Im Friihjahr 1994 werden die Dekanate unter Beifligung
der ndtigen Unterlagen gebeten, auf der Ebene der Kirchenbezirke regelmaflig Gesprache
mit den bezirklich zustan-digen Vertretern der Landeskirchlichen Gemeinschaften zu
beginnen bzw. weiter fortzufiihren. Die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbdnde werden
dieselbe Bitte an ihre regionalen Un-tergliederungen richten.
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VEREINBARUNG
zwischen
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern einerseits
und
dem Evangelischen Gemeinschaftsverband Hessen-Nassau e.V.,
dem Hensoltshéher Gemeinschaftsverband e.V.,
dem Landeskirchlichen Gemeinschaftsverband in Bayern e. V. sowie
dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V.
(landeskirchliche Gemeinschaftsverbéande)
andererseits
(KABI 9/2000 5. 338)

Praambel

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern blickt dankbar auf die Uber hundertjahrige Segens-
geschichte, die durch das Wirken der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande in ihr festzustel-
len ist und das kirchliche Leben wesentlich bereichert. Angehdrige der landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbande zahlen vielfach zu den treuesten Gottesdienstbesuchern und zu den besonders
engagierten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in den Gemeinden, z.B. in den Kirchenvorstanden,
Posaunenchoéren oder im Lektoren- und Pradikantendienst.

Die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande, die ihre Wurzeln im Pietismus und der
Erweckungs-bewegung haben, wissen sich ihrerseits in der evangelischen Kirche beheimatet.
Sie sind freie Werke innerhalb der Landeskirche und verstehen sich als Laienbewegung. Die
Evangelisch-Luthe-rische Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande
erfullen den gemeinsa-men Auftrag in eigener Verantwortung, in gegenseitiger Achtung und
Erganzung.

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande
bekennen Jesus Christus als den Herrn seiner Gemeinde und wissen sich von ihm gemeinsam in
seinen Dienst gestellt. Grundlage und Richtschnur dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in
der Heiligen Schrift gegeben und in den reformatorischen Bekenntnissen bezeugt ist. Gemeinsam
wirken sie durch Zeugnis, Wort Verkindigung und Tat am Aufbau und Erhalt der Gemeinde Jesu
Christi mit.

Angesichts der gesellschaftlichen Entwicklung wollen die Evangelisch-Lutherische Kirche in
Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande ihr missionarisches Bemuhen
verstarken, im gegenseitigen Vertrauen ordnen und auf eine klare Grundlage stellen.

Art. 1
Verhéltnis zwischen Evangelisch-Lutherischer Kirche in Bayern und den landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbanden

(1) In Wahrung ihrer rechtlichen Eigenstandigkeit verpflichten sich die Evangelisch-Lutherische Kir-
che in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande, mit ihren Gaben vertrauensvoll
zusammenzuwirken und Formen der Zusammenarbeit und der gegenseitigen Abstimmung auf regi-
onaler und Uberregionaler Ebene und in den verschiedenen Bereichen ihres Dienstes (z.B. Mission,
Evangelisation, Diakonie, Jugendarbeit) zu vertiefen und fortzuentwickeln.

(2) Zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und den beteiligten Gemeinschafts-
verbanden sollen regelmaRige, mindestens einmal im Jahr stattfindende Gesprache verabredet
werden, zu denen der Landesbischof oder das zustandige theologische Mitglied des Landeskir-

chenrates der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern einladt. Die Beteiligten dieser Vereinba-
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rung informieren sich Uber Entwicklungen und Planungsvorhaben in ihrem Bereich, insbesondere
uber solche, die sich auf ihr Verhaltnis zueinander beziehen.

Art. 2
Mitgliedschaft in der landeskirchlichen Gemeinschaft und in der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern

(1) Die Mitglieder der landeskirchlichen Gemeinschaften sind in der Regel Mitglieder der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern.

(2) Wenn Mitglieder einer landeskirchlichen Gemeinschaft keiner der in der Arbeitsgemeinschaft
christlicher Kirchen zusammengeschlossenen Kirchen und Glaubensgemeinschaften angehoren,
wirken die Verantwortlichen der landeskirchlichen Gemeinschaft, soweit dies mdglich ist, darauf
hin, dass sie Mitglieder der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern werden.

(3) Die Ubernahme eines Amtes in einem Vertretungsorgan eines landeskirchlichen Gemeinschafts-
verbandes, eines landeskirchlichen Gemeinschaftsbezirkes oder einer landeskirchlichen Gemein-
schaft setzt in der Regel die Mitgliedschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern voraus.

Art. 3
Prediger und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften

(1) Prediger und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften bedurfen fur den Dienst der
Verklndigung einer besonderen Zurtstung und Berufung, die von der Leitung des betreffenden Ge-
meinschaftsverbandes verantwortet und ausgesprochen wird. Die Leitungen der landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbande setzen im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern nur Predi-
ger und Predigerinnen ein, die einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehéren.

(2) Die Prediger und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften kdnnen nach der Mal3-
gabe des Kirchengesetzes uUber den Dienst der Prediger und Predigerinnen landeskirchlicher Ge-
meinschaften in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern (Predigergesetz) zum Dienst der
offentlichen Wort Verkiindigung und zur Verwaltung des Heiligen Abendmahles beauftragt werden.

(3) Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung fur das kirchliche Leben im Dekanatsbezirk nimmt der
ortlich zustandige Dekan bzw. die ortlich zu standige Dekanin bezuglich der Rechte aus der Be-
auftragung geistliche Aufsicht auch Uber den Dienst des Predigers bzw. der Predigerin war. Diese
erfolgt im Benehmen mit dem Inspektor bzw. der Inspektorin des landeskirchlichen Gemeinschafts-
verbandes. Die aufsichtlichen Befugnisse der Inspektoren und Inspektorinnen der landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbande aus dem Dienstverhaltnis der Prediger und Predigerinnen zu dem landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverband bleiben davon unberihrt.

(4) Andere hauptberufliche  Mitarbeiter und  Mitarbeiterinnen  der landeskirchlichen
Gemeinschaften kdnnen nach MalRRgabe des Pradikantengesetzes zum Dienst der offentlichen
Wort Verkiindigung und der Verwaltung des Heiligen Abendmahles beauftragt werden, wenn sie
eine den Predigern und Predigerinnen entsprechende Tatigkeit austuben. Absatz 1 und 3 sowie die
Bestimmungen des Predigergesetzes finden entsprechende Anwendung.

Art. 4
Verhaltnis von Ortskirchengemeinde und ortlicher landeskirchlicher Gemeinschaft

(1) Auf ortlicher Ebene arbeiten die landeskirchlichen Gemeinschaften, die Kirchengemeinden, die
landeskirchlichen Gemeinschaftsbezirke und die Dekanatsbezirke nach Maligabe von Art. 1 Abs. 1

Zusammen.
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(2) Der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der entsprechende
landeskirchliche Gemeinschaftsverband entscheiden Uber die jeweilige Zuordnung im Einverneh-
men mit dem Kirchenvorstand und dem Dekanatsausschuss sowie dem Vorstand des landeskirch-
lichen Gemeinschaftsbezirks bzw. der ortlichen landeskirchlichen Gemeinschaft.

Art. 5
Zusammenarbeit auf ortlicher Ebene

(1) Zur Vertiefung und Fortentwicklung der Beziehungen schlieen die landeskirchlichen Gemein-
schaften und Gemeinschaftsbezirke einerseits und die Kirchengemeinden und Dekanatsbezirke der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern andererseits entsprechend ihrer Zuordnung (Art.4 Abs.2)
regionale Vereinbarungen ab. Das Landeskirchenamt stellt dafir im Benehmen mit dem Lan-
dessynodalausschuss ein mit den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbanden erarbeitetes Muster
zur Verfigung. Die regionalen Vereinbarungen bedtrfen der Zustimmung des landeskirchlichen Ge-
meinschaftsverbandes und des Landeskirchenrates der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern.

(2) In den regionalen Vereinbarungen sollen Regelungen getroffen werden, insbesondere

a) Uber die Zeiten von Gottesdiensten und sonstigen regelmafigen Veranstaltungen sowie Uber
die Feier des Heiligen Abendmahls in den Radumen der landeskirchlichen Gemeinschaft,

b) Uber beiderseitige Moglichkeiten der gastweisen Teilnahme oder der Mitgliedschaft in den
Leitungsgremien des jeweils anderen Partners der regionalen Vereinbarung,

c) Uber die Teilnahme von Predigern und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaft an
den Konferenzen und Konventen des Pfarrkapitels,

d) Uber die Bestellung eines paritatisch von den Partnern der regionalen Vereinbarung zu
besetzenden standigen Verbindungsausschusses,

e) Uber gegenseitige Information und Zusammenarbeit in besonderen Arbeitsbereichen (z. B.
Seelsorge, Mission, Evangelisation, Diakonie, Jugendarbeit, Offentlichkeitsarbeit),

f) uber die beiderseitige Nutzung von gottesdienstlichen und gemeindlichen Raumen.

(3) Bei der Einfuhrung eines Predigers bzw. einer Predigerin durch einen landeskirchlichen Ge-
meinschaftsverband in eine oOrtliche landeskirchliche Gemeinschaft bzw. in einen landeskirchlichen
Gemeinschaftsbezirk sollte der Dekan bzw. die Dekanin oder eine von ihm bzw. von ihr beauftragte
Person, bei der Einflihrung eines Pfarrers oder einer Pfarrerin in einer Kirchengemeinde seines
Bezirks sollte der Prediger bzw. die Predigerin mitwirken.

(4) Den Predigern und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften wird empfohlen, bei
Dienstantritt Kontakte zu den Pfarrern und Pfarrerinnen der Kirchengemeinden ihres Bezirks
aufzunehmen, wie umgekehrt diese bei Dienstantritt die Verbindung zu den Predigern und
Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften suchen sollen.

Art. 6
Gottesdienst und Heiliges Abendmahl

Offentliche Wort Verkiindigung und Heiliges Abendmahl sind Zeichen der Einheit und der
Katholizitat der Kirche; sie bilden daher den Mittelpunkt des gemeindlichen Lebens. Die Mitglieder
der landes-kirchlichen Gemeinschaften nehmen nach Méglichkeit auch an den Gottesdiensten der
ortlichen Kirchengemeinde teil; die Gottesdienste der landeskirchlichen Gemeinschaft sind offen
fur alle Mitglieder der Kirchengemeinde.
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Art. 7
Beteiligung an Amtshandlungen
(1) Die Taufe begrundet die Mitgliedschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und
zugleich in einer ihrer Kirchengemeinden. Die Taufe soll deshalb in der Regel in einem Gottesdienst
der Kirchengemeinde des Wohnsitzes der zu taufenden Person vorgenommen werden.

(2) Neben der HinfUhrung zum und der Festigung im Glauben mdchte die Konfirmandenarbeit jun-
ge Menschen in ihre Kirchengemeinde einfuhren und zur Mitarbeit in Kirche und Kirchengemeinde
ermutigen. Sie ist deshalb Aufgabe der Kirchengemeinde. Die Konfirmation findet in der Regel in
einem Gottesdienst der Kirchengemeinde statt, welcher der Konfirmand oder die Konfirmandin an-
gehort.

(3) Die Beteiligung von Predigern und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaft an
Taufen und an der Konfirmandenarbeit sowie an Trauungen und Beerdigungen bestimmt sich
nach dem Predigergesetz.

Art. 8
Uberparochiale Dienste
Die uberparochialen Einrichtungen, Werke und Dienste der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Bayern und der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande, insbesondere in den Bereichen Missi-
on, Evangelisation, Diakonie und Jugendarbeit, treffen die zur Forderung ihrer Beziehungen und
zur Koordination ihrer Arbeit erforderlichen Absprachen; gegebenenfalls kdénnen besondere
Vereinbarungen geschlossen werden,

Art. 9
Abschlusserklarungen
(1) Die Leitungen der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande Ubernehmen gegeniber der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern die Verantwortung dafur, dass der Dienst der
landeskirch-lichen Gemeinschaften mit den Bestimmungen dieser Vereinbarung und mit den
Ordnungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern Ubereinstimmt.

(2) Bei Konfliktfallen, die auf ortlicher Ebene nicht geklart werden konnen, und bei Fragen von
grundsatzlicher Bedeutung sollen die Leitungen der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande
und der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern hinzugezogen werden.

(3) Die kirchenleitenden Organe der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und die landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbande bitten alle mit dem Dienst der Verkindigung und der Leitung
in den Kirchengemeinden, Dekanatsbezirken und landeskirchlichen Gemeinschaften Beauftragten,
die in dieser und in den regionalen Vereinbarungen getroffenen Absprachen zu beachten und in
gegenseitiger Offenheit und gutem Einvernehmen zu praktizieren.

(4) Im Rahmen der regelmaRig stattfindenden gemeinsamen Gesprache (Art. 1 Abs. 2) werden die
Vertretungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der beteiligten landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbande auch Mdglichkeiten der Weiterentwicklung dieser Vereinbarung prufen.

Art. 10
Inkrafttreten und Geltungsdauer
Diese Vereinbarung tritt am 1. Mai 2000 in Kraft. - Ihre Geltungsdauer gilt zunachst fur funf Jahre.
Sie verlangert sich jeweils um ein Jahr, sofern die Vereinbarung nicht von einer Seite bis zum 31.
Januar des laufenden Jahres geklndigt wird; die Kindigung durch einen oder gegentber einem
landeskirchlichen Gemeinschaftsverband berthrt die Fortgeltung der Vereinbarung im Verhaltnis
zu den anderen landeskirchlichen Gemeinschaftsverbanden nicht.
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Miinchen, 13. Juli 2000

Evangelisch-Lutherische Evangelischer Gemeinschaftsverband
Kirche in Bayern Hessen-Nassau e.V.

Dr. Johannes Friedrich Inspektor Kuno Kallnbach
(Landesbischof)

Hensoltshoher Gemeinschaftsverband e.V.
Rektor Pfarrer Hermann Findeisen

Landeskirchlicher
Gemeinschaftsverband in Bayern
e.V. Professor Wolf-E. Buttner

Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V.
Vorsitzender Gerhard Horeld
Inspektor Friedhelm Geiss

(Eine gleichlautende Vereinbarung wurde am 4. Oktober 2000/17. Oktober 2000 zwischen der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und dem Altpietistischen Gemeinschaftsverband e.V.,
Stuttgart, fur die Gemeinschaften dieses Verbandes in Bayern geschlossen.)

Zusatzprotokoll
zur Vereinbarung zwischen
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
und
dem Hensoltshdher Gemeinschaftsverband e.V.

1. Dem Hensoltshoher Gemeinschaftsverband e.V. gehdren im Bereich der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Bayern auf ortlicher Ebene Gemeinschaften an, nach deren Verstandnis und Praxis

- sich die ortliche Gemeinschaft legitimiert sieht, unabhangig von einer landeskirchlichen Beauf-
tragung ihrer Prediger und Predigerinnen zu taufen und das Heilige Abendmahl zu feiern, und

- die Taufe in der 6rtlichen Gemeinschaft nicht zugleich die Mitgliedschaft in der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern und einer ihrer Kirchengemeinden begrundet, wenn dies nicht
dem Willen des bzw. der Getauften oder der Erziehungsberechtigten entspricht.

2. Der Hensoltshoher Gemeinschaftsverband e.V. erklart, dass er fur diese Gemeinschaften nicht
im Sinne von Art. 9 Abs. 1 die Verantwortung dafur idbernehmen kann, dass ihr Dienst mit den Be-
stimmungen dieser Vereinbarung und mit den Ordnungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Bayern Ubereinstimmt. Er verpflichtet sich, dem Landeskirchenamt diese Gemeinschaften binnen
Jahresfrist zu benennen und im Rahmen seiner Moglichkeiten darauf hinzuwirken, dass auch sie
ihren Dienst kunftig nach der Vereinbarung und den Ordnungen der Evangelisch-Lutherischen Kir-
che in Bayern ausrichten.

3. Solange die unter Ziff. 1 bezeichneten ortlichen Gemeinschaften ihren Dienst nicht nach den
Bestimmungen dieser Vereinbarung und den Ordnungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Bayern ausrichten, gilt fir das Verhaltnis der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern zu diesen
Gemeinschaften des Hensoltshoher Gemeinschaftsverbandes e.V. folgendes:

3.1 Ortliche Gemeinschaften im Sinne von Ziff. 1 werden nicht als kirchliche Gemeindeformen im
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Sinne von Art. 37 der Kirchenverfassung anerkannt. Sie sind deshalb nicht berechtigt, die Bezeich-
nung ,landeskirchliche Gemeinschaft® zu fuhren; das Landeskirchenamt wird dies jeweils in geeig-
neter Weise bekannt geben.

3.2 Die Zugehorigkeit von Mitgliedern der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, welche re-
gelmalig oder gelegentlich an Gottesdiensten und Veranstaltungen von 6rtlichen Gemeinschaften
im Sinne von Ziff. 1 teiinehmen, zu dieser bleibt unberthrt. Fir Mitglieder dieser ortlichen Gemein-
schaften, die die Mitgliedschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern erwerben wollen,
gelten die Bestimmungen Uber die Aufnahme von Getauften (Art. 7 b und 7 ¢ des Kirchenmitglied-
schaftgesetzes) entsprechend.

3.3 Prediger und Predigerinnen, die der Hensoltshéher Gemeinschaftsverband e.V. in oértlichen
Gemeinschaften im Sinne von Ziff. 1 einsetzt, werden nicht nach Art. 3 Abs. 2 mit der 6ffentlichen
Wort Verkindigung und 5 Sakramentsverwaltung beauftragt.

Munchen, 13. Juli 2000
Evangelisch-Lutherische Landeskirche in
Bayern Landesbischof Dr. Johannes Friedrich

Hensoltshoher Gemeinschaftsverband e.V.
Rektor Pfarrer Hermann Findeisen

Muster B
einer Regionalen Vereinbarung

Das Muster A (JUr Dekanate gedacht) entspricht dem Muster B, es Uberlasst jedoch die Einzelre-
gelungen (Ziffern 4-8) der Absprache auf der Ebene der Kirchengemeinden und der oértlichen Ge-
meinschaften.

Vereinbarung
zwischen
dem Evang.-Luth. Dekanatsbezirk N.N. / der Evang.-Luth.
Kirchengemeinde N.N.
und der Landeskirchlichen Gemeinschaft N.N.?

Zur Fortentwicklung und zur Vertiefung der Beziehungen schliel3en der Evang.-Luth. Dekanatsbe-
zirk N. N./ die Evang.-Luth. Kirchengemeinde N.N. und die Landeskirchliche Gemeinschaft N.N.
auf der Grundlage der Vereinbarung zwischen der Evang.-Luth. Kirche in Bayern und dem N.N.
Gemeinschaftsverband vom X.Y. diese regionale Vereinbarung mit den folgenden Bestimmungen:

1. Zuordnung und Zusammenwirken

1.1. Die Landeskirchliche Gemeinschaft N.N. ist im Bereich des Dekanatsbezirkes/der Dekanats-
bezirke N.N./ der Kirchengemeinde/der Kirchengemeinden N.N. tatig. Nach der Entscheidung des
Landeskirchenrates und der Leitung des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes N.N. ist/sind
die ortliche/n Gemeinschaften der Kirchengemeinde N.N./dem Dekanatsbezirk N.N. zugeordnet.

1.2. Die Landeskirchliche Gemeinschaft N.N. nimmt bewusst ihren Ort in der Evang.-Luth. Kirche
in Bayern wahr. In diesem Rahmen verantwortet sie ihre eigenstandige Gemeindearbeit

entsprechend ihrer Tradition und ihrem Selbstverstandnis.
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2. Der Verbindungsausschuss

2.1. Die Partner dieser Vereinbarung bilden einen paritatisch besetzten Verbindungsausschuss.
Diesem Gremium gehéren __ Mitglieder an®. Die Mitglieder werden von den entsendenden Lei-
tungsorganen aus ihrer Mitte berufen. Die Amtsperiode betragt vier Jahre®.

2.2. Die Mitglieder des Verbindungsausschusses wahlen aus ihrer Mitte einen/eine Vorsitzende/n
und einen/eine stellvertretende/n Vorsitzende/n. Diese sollen nicht dem gleichen Entsendungsgre-
mium angehdren. Zur Halfte der Amtsperiode kann ein Wechsel im Vorsitz vorgenommen werden.
Zur ersten Sitzung ladt der/die zustandige Dekan/Dekanin ein und leitet die Wahl.

2.3 Der Verbindungsausschuss tritt auf Einladung des/der Vorsitzenden mindestens einmal im
Jahr zusammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens die Halfte der Mitglieder dies unter Angabe
der Tagesordnungspunkte verlangt. Er ist beschlussfahig bei Anwesenheit von mindestens zwei
Dritteln der Zahl der Mitglieder.

2.4. Beschlusse werden mit der Mehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenthaltungen gelten bei
Wahlen als Neinstimmen, im Ubrigen als nicht abgegebene Stimmen.

3. Aufgaben des Verbindungsausschusses

Der Verbindungsausschuss hat folgende Aufgaben:

a) Weiterentwickeln der gemeinsamen Beziehungen,

b) Férdern des gemeinsamen Informations- und Erfahrungsaustausches,

c) Orte des theologischen Gesprachs schaffen

d) Empfehlungen geben fir die, Festlegung der Zeiten der Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden
und von Veranstaltungen,

e) Anregungen flr gemeinsame Veranstaltungen geben (Bibelstunden, Kinder- und Jugendarbeit,
Evangelisationen u.a.)

f) Empfehlungen geben fiir das Zusammenwirken in der Offentlichkeitsarbeit (Pressemeldungen,
eigene Publikationen, Gemeindebriefe, Schaukasten etc.)

g) Informieren Uber Aktivitaten und Bauvorhaben

4. Zusammenarbeit der Leitungsgremien

Der Kirchenvorstand der Kirchengemeinde N.N./ der Dekanatsaus-schuss des Dekanatsbezirkes
N.N. und der Vorstand/ Leitungskreis der Landeskirchlichen Gemeinschaft N.N. treffen sich nach
Maoglichkeit regelmalig zu gemeinsamen Sitzungen.

und/oder
Ein Mitglied/Zwei Mitglieder des Kirchenvorstands der Kirchengemeinde N.N./ des Dekanatsaus-
schusses des Dekanatsbezirkes N.N. und des Vorstands/ Leitungskreises der Landeskirchlichen

Gemeinschaft, N.N. nehmen regelmafig an den Sitzungen des jeweils anderen Leitungsorgans teil.

5. Gottesdienste und Gemeinschaftsstunde

5.1 Die Gottesdienste der Kirchengemeinden finden gegenwartig am Sonntag um Uhr statt.
5.2. Die Gemeinschaft halt ihre Gemeinschaftsstunde am um Uhr.
und/oder

Die Gemeinschaft feiert ihren Gottesdienst am um Uhr.
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5.3. Veranderungen der Gottesdienste, insbesondere der Zeiten, werden jeweils erst nach
rechtzeitiger vorheriger Information vorgenommen. Uber die Entwicklung neuer Schwerpunkte
beim gottesdienstlichen Angebot wird rechtzeitig informiert.

6. Feier des Heiligen Abendmahls
6.1. Zur Feier des Heiligen Abendmahls in der Kirchengemeinde N.N./den Kirchengemeinden des
Dekanatsbezirkes N.N. wird folgendes festgestellt:

6.2. In der Gemeinschaft finden keine Feiern des Abendmahls statt.
oder

In der Gemeinschaft wird zur Feier des Heiligen Abendmabhls folgendes festgestelit:

7. Dienst des Predigers bzw. der Predigerin im Rahmen seiner/ihrer Beauftragung

Im Rahmen der Beauftragung des Predigers bzw. der Predigerin zu offentlicher Wortverkindigung
und der Verwaltung des Heiligen Abendmahls werden in Anwendung von § 3 des Kirchengesetzes
uber den Dienst der Prediger und Predigerinnen landeskirchlicher Gemeinschaften in der Evang.-
Luth. Kirche in Bayern (KABL Nr. 5/2000, S. 184)° folgende Absprachen getroffen:

Beispiele

7.1. Der Prediger bzw. die Predigerin der Landeskirchlichen Gemeinschaft Gbernimmt auf Anfrage,
unter Bertcksichtigung seiner Aufgaben in der Gemeinschaft, Gottesdienste in der Kirchengemein-
de.

7.2. Der/die Pfarrer/Pfarrerinnen der Kirchengemeinde/der Kirchengemeinden/des Dekanatsbezir-
kes Ubernehmen/Ubernimmt auf Anfrage Gottesdienste und/oder Gemeinschaftsstunden in der
Gemeinschaft.

und/oder

7.3. Der Prediger bzw. die Predigerin ist in die Konfirmandenarbeit der Kirchengemeinde einbezo-
gen.

und/oder

7.4.

8. Regelmalige Veranstaltungen

8.1. In der Kirchengemeinde N.N. /den Kirchengemeinden des Dekanatsbezirkes N.N. gibt es fol-
gende regelmafige Veranstaltungen, auf die bei der Jahresplanung besonders Rucksicht genom-
men werden soll:

8.2. In der Gemeinschaft gibt es folgende regelmallige Veranstaltungen, auf die bei der Jahrespla-
nung besonders Rucksicht genommen werden soll:

9. Information und Zusammenarbeit in besonderen Arbeitsbereichen.
In den Arbeitsbereichen Evangelisation und/oder Jugendarbeit und/oder Seniorenarbeit und/oder
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Besuchsdienst und/oder Mission und/oder Diakonie und/oder Offentlichkeitsarbeit werden folgende
gesonderte Absprachen getroffen:

10. Nutzung von Raumen

Die Kirchengemeinde N.N./ der Dekanatsausschuss des Dekanatsbezirkes N.N. und die Landes-
kirchliche Gemeinschaft N.N. unterstutzen sich gegenseitig auch durch Uberlassung von Rdumen
fur Veranstaltungen. Fir die Uberlassung der Raume wird folgendes vereinbart:

11. Teilnahme des Predigers. bzw. der Predigerin an Konferenzen und Konventen des Pfarr-
kapitels

Der Prediger bzw. die Predigerin der Landeskirchlichen Gemeinschaft N.N. wird zu den Konferen-
zen und Konventen des Pfarrkapitels im Dekanatsbezirk N.N. eingeladen.

oder

Der Prediger bzw. die Predigerin der Landeskirchlichen Gemeinschaft N.N. nimmt nach Absprache,
in der Regel einmal im Jahr, an Konferenzen des Pfarrkapitels im Dekanatsbezirk N.N. teil.

12. Regelung in Konfliktfallen

12.1. Konfliktfalle auf der Ebene des Dekanatsbezirks. die die Partner dieser Vereinbarung nicht bei-
legen konnen, legen sie dem Landeskirchenamt der Evang.-Luth. Kirche in Bayern und der Leitung
des Gemeinschaftsverbandes vor und bitten diese um Unterstitzung bei der Losung des Konflikts.

12.2. Bei Konfliktfallen auf der Ebene der Kirchengemeinde, die die Partner dieser Vereinbarung
nicht beilegen kdnnen, bemuht sich der Dekan bzw. die Dekanin in Absprache mit der Leitung des
Gemeinschaftsverbandes um eine Losung. Wird der Konflikt dadurch nicht beigelegt, legen die
Beteiligten den Konflikt dem Landeskirchenamt der Evang.-Luth, Kirche in Bayern und der Leitung
des Gemeinschaftsverbandes vor und bitten diese um Unterstitzung bei der Losung des Konflikts.

13. Inkrafttreten
13.1. Diese Vereinbarung tritt nach der Zustimmung des Landeskirchenrates
und der Leitung des Gemeinschaftsverbandes am in Kraft.

13.2. Diese Vereinbarung gilt zunachst fur drei Jahre. Sie verlangert sich jeweils um ein Jahr, sofern
die Vereinbarung nicht von einer Seite bis zum 31. Oktober des laufenden Jahres gekundigt wird.

Ort. Datum

Evangelisch-Lutherischer Dekanatsbezirk N.N.
die Evangelisch-Lutherische Kirchengemeinde N.N.

Landeskirchliche Gemeinschaft N.N.
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Kirchengesetz
uber den Dienst der Prediger und Predigerinnen
landeskirchlicher Gemeinschaften in der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
(Predigergesetz)
KAB1 5/2000 S. 183

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkindet wird:

81 Grundlegung

(1)  Landeskirchliche Gemeinschaftsverbande wirken als freie Werke innerhalb der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern an der Verwirklichung des kirchlichen Auftrages mit. Der Landes-
kirchenrat kann Prediger und Predigerinnen landeskirchlicher Gemeinschaftsverbande, mit denen
eine Vereinbarung uber Art und Umfang der Mitwirkung getroffen ist, mit der offentlichen Wortver-
kindigung und der Verwaltung de Heiligen Abendmahls in dem in diesem Kirchengesetz
festgelegten Rahmen beauftragen.

(2) Beauftragt kann werden, werden, wer

a) einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehort,

b) eine Predigerausbildung, die vom Landeskirchenrat anerkannt ist, abgeschlossen hat,

c) zum Prediger bzw. zur Predigerin berufen ist und

d) von einem landeskirchlichen Gemeinschaftsverband zum Dienst im Bereich der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern bestellt ist.

§ 2 Verfahren

(1) Die Beauftragung setzt einen Antrag des landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes, in
dessen Dienst der Prediger bzw. die Predigerin steht, an den Landeskirchenrat voraus.

(2) Die Beauftragung erfolgt, wenn

a) der Prediger bzw. die Predigerin sich schriftlich bereit erklart hat, die sich aus der Beauftragung
ergebenden Verpflichtungen (§ 4) zu ibernehmen,

b) der Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenratin im Kirchenkreis die Beauftragung befurwortet und
c) die fur den Dienst des Predigers bzw. der Predigerin ortlich zustandigen Dekanatsausschisse
nach Rucksprache mit den betroffenen Kirchengemeinden der Beauftragung zustimmen; die Zu-
stimmung kann nur aus wichtigem Grund versagt werden.

(3) Der Beauftragung geht eine Fortbildung in den liturgischen und rechtlichen Ordnungen der Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche in Bayern voraus. In begrindeten Ausnahmefallen kann die Fortbildung
innerhalb von zwolf Monaten nach der Beauftragung nachgeholt werden. Die Fortbildung erfolgt
durch die im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern eingerichtete Fachstelle.

(4) Der zur Beauftragung vorgeschlagene Prediger bzw. die zur Beauftragung vorgeschlagene Pre-
digerin gibt eine personliche schriftliche Stellungnahme zur Heiligen Schrift und zum evangelisch-
lutherischen Bekenntnis ab. Daruber fuhrt der Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenratin im Kirchen-
kreis oder eine damit beauftragte Person ein Gesprach mit ihm bzw. mit ihr.

(5) Die Beauftragung geschieht in einem Gottesdienst unter Aufnahme der Berufung oder Einseg-
nung der Ausbildungsstatte oder des Gemeinschaftsverbandes. In dem Gottesdienst wirken der
Oberkirchenrat bzw., die Oberkirchenratin im Kirchenkreis oder eine dazu beauftragte Person
sowie ein Vertreter des landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes zusammen.
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(6) Der Prediger bzw. die Predigerin erhalt eine Urkunde uber die Beauftragung. Die
Beauftragung wird im Kirchlichen Amtsblatt bekannt gemacht.

8 3 Rechte aus der Beauftragung; Mitwirkung in den Kirchengemeinden

(1) Die Beauftragung umfasst in der Regel den Dienst der 6ffentlichen Wortverkiindigung und die
Leitung von Abendmabhlsfeiern.

(2) Zwischen landeskirchlichen  Gemeinschaften bzw. Gemeinschaftsbezirken und
Kirchengemeinden bzw. Dekanatsbezirken sollen Vereinbarungen geschlossen werden, die auch
den Dienst der Prediger und Predigerinnen aus der Beauftragung in der jeweiligen Region
festlegen (regionale Vereinbarungen). Am Abschluss der regionalen Vereinbarungen sind auch
die betroffenen Kirchengemeinden zu beteiligen: Je nach den ortlichen Gegebenheiten kdnnen
Prediger und Predigerinnen aufgrund einer regionalen Vereinbarung

1 . auf Wunsch von Gliedern der Gemeinschaft mit Zustimmung des zustandigen Pfarrers bzw.
der zustandigen Pfarrerin an einer Taufe, Trauung oder Beerdigung mitwirken,

2.bei Vorliegen wichtiger Grinde und nach Einholung des Einverstandnisses des zustandigen
Pfarrers bzw. der zustandigen Pfarrerin auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft Trauungen
und Beerdigungen vornehmen.

3.auf Wunsch des zustandigen Kirchenvorstandes einzelne Dienste in der Verkindigung und
Abendmahlsfeiern auch in den Gottesdiensten der Kirchengemeinde wahrnehmen sowie

4.bei Zustimmung des zustandigen Kirchenvorstandes in die Gestaltung der Konfirmandenarbeit
einbezogen werden.

(3) Nach Vornahme der Trauung oder Beerdigung sind dem zustandigen Pfarramt die
erforderlichen Angaben mitzuteilen.

8§ 4 Pflichten aus der Beauftragung

(1) Die nach § 1 Abs. 1 beauftragten Prediger und Predigerinnen sind an die geltenden Ordnungen
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der ortlichen kirchlichen Korperschaft gebunden.
Sie sind verpflichtet, sich innerhalb und auflierhalb des Dienstes so zu verhalten, wie es diesem
Auftrag entspricht.

(2) Die Prediger und Predigerinnen haben das Beicht- und Seelsorgegeheimnis zu wahren. § 41
Pfarrergesetz gilt entsprechend.

(3) Die Prediger und Predigerinnen sollen in geeigneter Weise in die Gremien und den Austausch
des Dekanatsbezirks (z.B. Dekanatssynode, Pfarrkapitel) und der Kirchengemeinde einbezogen
werden.

(4) Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung fur das kirchlichen Leben im Dekanatsbezirk (§ 29
DBO) nimmt der ortlich zustéandige Dekan bzw. die ortlich zustandige Dekanin bezlglich der Rechte
aus der Beauftragung geistliche Aufsicht auch Uber den Dienst des Predigers bzw. der Predigerin
wahr. Diese erfolgt im Benehmen mit dem Inspektor bzw. der Inspektorin des landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbandes. Die aufsichtlichen Befugnisse der Inspektoren der landeskirchlichen Ge-
meinschaftsverbande aus dem Dienstverhaltnis der Prediger und Predigerinnen zu dem landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverband bleiben davon unberihrt.

§ 5 Anderung des dienstlichen Einsatzes
(1) Die Beauftragung endet mit der Beendigung des Dienstes im Gemeinschaftsbezirk.

(2) Die Beauftragung wird unter den Voraussetzungen von § 2 Abs. 1 und 2 erneut erteilt, wenn der
32



Prediger bzw. die Predigerin in einem anderen Gemeinschaftsbezirk im Bereich der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern eingesetzt wird. Der Prediger bzw. die Predigerin erhalt eine Urkunde
uber die Beauftragung. Die Beauftragung wird im Kirchlichen Amtsblatt sowie in einem Gottesdienst
der betreffenden Kirchengemeinden bekannt gemacht. § 2 Abs. 3 bis 5 findet keine Anwendung.

8 6 Entzug der Rechte aus der Betragung

Der Landeskirchenrat kann die Beauftragung des Predigers bzw. der Predigerin aus wichtigem
Grund im Benehmen mit der Leitung des landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes zurlickneh-
men.

8§ 7 Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 2000 in Kraft und am 30. April 2005 aul3er Kraft. Gleichzeitig
tritt § 5 a des Kirchengesetzes Uber die Berufung zum Pradikanten (Pradikantengesetz PradG)
vom 2. Dezember 1985 (KAB1 S. 385), zuletzt geandert durch Kirchengesetz vom 7. Dezember
1995 (KAB1 S. 329), aul3er Kraft.

Mudnchen, 10. April 2000

Die Landessynode hat bei ihrer Tagung vom 24. Bis 29. Marz 2000 zusammen mit dem
Predigerge-setz (KABI 5/2000 S. 183) folgenden

Beschluss
Zur Vereinbarung zwischen
Der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
und den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbanden gefasst:

,1. Die Landessynode stimmt der Vereinbarung zwischen der Evangelischen Lutherischen Kirche in
Bayern einerseits und dem Landeskirchlichen Gemeinschaftsverband e.V. sowie dem Liebenzeller
Gemeinschaftsverband e.V. (landeskirchliche Gemeinschaftsverbande) andererseits zu.

2. Auf der Grundlage dieser Vereinbarung kann der Landeskirchenrat mit Zustimmung des Lan-
dessynodalausschusses entsprechende Vereinbarungen mit anderen landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbanden treffen.

3. Uber das Fortbestehen dieser Vereinbarung entscheidet der Landeskirchenrat im
Einvernehmen mit dem Landessynodalausschuss.

4. Der Landeskirchenrat wird gebeten, vier Jahre nach Abschluss der Vereinbarung der Landessy-
node einen Bericht Uber die Erfahrungen vorzulegen.*

Der Landeskirchenrat hat im Einvernehmen mit dem Landessynodalausschuss am 9. bzw. 13. Mai
2000 beschlossen, dass die unter Ziff. 1 genannte Vereinbarung auch mit dem Evangelischen Ge-
meinschaftsverband Hessen-Nassau e.V. und dem Hensoltshoher Gemeinschaftsverband e.V. ge-
troffen werden soll, und daruber hinaus ein Zusatzprotokoll mit dem Hensolthoher Gemeinschafts-
verband e.V. verabschiedet.

Der Wortlaut dieser Vereinbarung und des Zusatzprotokolls, welche am 13. Juli 2000
unterzeichnetwordensind,wirdnachfolgendbekanntgegeben.

Miinchen,18.Juli2000

i.A.WolfgangTollner

33



Kirchengesetz tber die Beauftragung und den Dienst
der Prediger und Predigerinnen landeskirchlicher Gemeinschaften
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern (Predigergesetz-PredG)
Az. 16/1-1/0 - 5 -->RS 549

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkiindet wird:

§ 1 Grundlegung

(1)Landeskirchliche Gemeinschaftsverbande im Sinne von Art. 37b Kirchenverfassung wirken als
freie Werke innerhalb der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern an der Verwirklichung des
kirchlichen Auftrages mit. Dazu kann der Landeskirchenrat Prediger und Predigerinnen landeskirch-
licher Gemeinschaftsverbande zur 6ffentlichen Wortverkindigung und Sakramentsverwaltung be-
rufen. Die Berufung erfolgt unbeschadet der Einsegnung und Sendung von Ausbildungsstatte und
landeskirchlichem Gemeinschaftsverband durch Beauftragung geman Art. 13 Kirchenverfassung.

(2)Die Beauftragung ist einmalig und unbefristet.

(3)Mit der Beauftragung wird dem Prediger bzw. der Predigerin unbeschadet der konkreten Ausge-
staltung des Dienstverhaltnisses zwischen landeskirchlichem Gemeinschaftsverband und Prediger
bzw. Predigerin ein bestimmter Dienst im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
ubertragen. Der bestimmte Dienst beinhaltet die offentliche Wortverkiindigung, die Verwaltung des
heiligen Abendmahls und soweit dies in der Vereinbarung, in der auch der bestimmte Dienst des
Predigers bzw. der Predigerin in der jeweiligen Region in dem in diesem Kirchengesetz festgelegten
Rahmen beschrieben wird (regionale Vereinbarung) und der Dienstordnung des Predigers bzw. der
Predigerin vorgesehen ist, auch die Leitung der Feier der Taufe.

§ 2 Voraussetzungen der Beauftragung
(1) Beauftragt werden kann, wer

a) einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehort,

b) eine vom Landeskirchenrat anerkannte Predigerausbildung abgeschlossen hat und

c) von einem landeskirchlichen Gemeinschaftsverband, mit dem seitens der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Bayern eine landesweite Vereinbarung geschlossen ist, zum Dienst im Bereich der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern bestellt ist.

(2) Die Beauftragung setzt eine zwischen landeskirchlicher Gemeinschaft bzw. Gemeinschaftsbezir-
ken und Kirchengemeinden bzw. Dekanatsbezirken geschlossene regionale Vereinbarung voraus.

(3) Die Beauftragung setzt eine Fortbildung in den liturgischen und rechtlichen Ordnungen der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern voraus, die gegebenenfalls auch die Erlangung der Be-

fahigung zur Leitung der Feier der Taufe einschlief3t. Die Fortbildung erfolgt durch das Gottesdienst-
Institut der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und schlief3t mit einem Praxisprojekt ab.

§ 3 Verfahren der Beauftragung
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(1) Wenn die Voraussetzungen des § 2 vorliegen, kann der Prediger bzw. die Predigerin Uber den
landeskirchlichen Gemeinschaftsverband, in dessen Dienst er bzw. sie steht, Uber den Oberkirchenrat
bzw. die Oberkirchenratin im Kirchenkreis einen Antrag an den Landeskirchenrat stellen. Der Antrag
bedarf der Befurwortung durch den zustandigen Oberkirchenrat bzw. die zustandige Oberkirchenratin
im Kirchenkreis sowie der Zustimmung des fur den Dienst des Predigers bzw. der Predigerin gemaf}
der regionalen Vereinbarung zustandigen Dekanatsausschusses nach Rucksprache mit der Kirchen-
gemeinde, in der der Prediger bzw. die Predigerin seinen bzw. ihren Dienstsitz hat. Diese Zustimmung
kann nur aus wichtigem Grund versagt werden. Erstreckt sich der Gemeinschaftsbezirk tber mehrere
Dekanatsbezirke, so sind der Dekanatsausschuss und die Kirchengemeinden zustandig entsprechend
der Zuordnung, wie sie sich aus den Bestimmungen der landesweiten Vereinbarungen zwischen der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbanden ergibt.
Soweit der bestimmte Dienst auch die Leitung der Feier der Taufe umfassen soll, ist dem Antrag auf
Beauftragung eine entsprechende Dienstordnung beizufugen (§ 5 Abs. 3).

(2) Der zur Beauftragung vorgeschlagene Prediger bzw. die zur Beauftragung vorgeschlagene
Predigerin gibt eine personliche schriftliche Stellungnahme zu Schrift und Bekenntnis und zum
Verstandnis der Sakramente ab. Der Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenratin im Kirchenkreis
fuhrt dariber mit dem Prediger bzw. der Predigerin ein Gesprach. Im Ausnahmefall kann sich der
Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenratin im Kirchenkreis bei diesem Gesprach durch einen Dekan
bzw. eine Dekanin vertreten lassen.

(3) Der Landeskirchenrat spricht die Beauftragung aus, wenn er den Prediger bzw. die Predigerin fur
den vorgesehenen bestimmten Dienst fur geeignet halt. Die Versagung der Beauftragung ist dem
Prediger bzw. der Predigerin und dem landeskirchlichen Gemeinschaftsverband schriftlich zu be-
grunden. Eine kirchengerichtliche Nachprufung der Versagung der Beauftragung findet nicht statt.

(4) Der Landeskirchenrat kann auch die Beauftragung anerkennen, die durch eine andere Glied-
kirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ausgesprochen wurde. Der Ubertragung eines
bestimmten Dienstes geht in diesem Fall eine Fortbildung in den liturgischen und rechtlichen Ord-
nungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern voraus.

8 4 Beauftragung, Einfuhrung und Verpflichtung

(1) Der Prediger bzw. die Predigerin wird vom Oberkirchenrat bzw. der Oberkirchenratin im
Kirchenkreis im Zusammenwirken mit einem Vertreter bzw. einer Vertreterin des landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbandes in einem Gottesdienst unter Gebet und Handauflegung berufen,
gesegnet und gesendet. Der Oberkirchenrat bzw. die Oberkirchenratin im Kirchenkreis kann sich
im Gottesdienst durch den Dekan bzw. die Dekanin vertreten lassen. Im Gottesdienst verpflichtet
sich der Prediger bzw. die Predigerin, den Ubertragenen Dienst nach Schrift und Bekenntnis und
gemal} den kirchlichen Ordnungen auszulben.

(2) Uber die Beauftragung, Einflihrung und Verpflichtung ist eine Niederschrift aufzunehmen.

(3) Der Prediger bzw. die Predigerin erhalt Uber die Beauftragung eine Urkunde. Die Beauftragung
wird im Kirchlichen Amtsblatt bekanntgemacht.

8§ 5 Bereich und Umfang des bestimmten Dienstes

(1) Grundlage fiir die Ubertragung des bestimmten Dienstes ist die regionale Vereinbarung. Je
nach den ortlichen Gegebenheiten kann der Dienst des Predigers bzw. der Predigerin aufgrund
einer regionalen Vereinbarung umfassen:

a) Verkundigung und Abendmahlsfeiern in Gottesdiensten der Kirchengemeinde, wenn der zustan-
dige Kirchenvorstand dies wunscht, 35
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zustandigen Pfarrers bzw. der zustandigen Pfarrerin,
c¢) die Mitwirkung bei der Konfirmandenarbeit mit Zustimmung des zustandigen Kirchenvorstandes.

(2) Die Taufe wird in der Regel durch den zustandigen Pfarrer bzw. die zustandige Pfarrerin in
Ubereinstimmung mit den Leitlinien kirchlichen Lebens der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands gefeiert. Der bestimmte Dienst des Predigers bzw. der Predigerin kann auch
die Leitung der Feier der Taufe umfassen, wenn

a) die regionale Vereinbarung dies vorsieht,

b) der Prediger bzw. die Predigerin sich zur Einmaligkeit und Unwiederholbarkeit der Taufe im Na-
men des dreieinigen Gottes bekennt,

c) der Prediger bzw. die Predigerin sich verpflichtet, nur Tauffeiern zu leiten, die die Mitgliedschaft
in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern begriinden und

d) der Prediger bzw. die Predigerin in jedem Einzelfall rechtzeitig Zession bzw. Dimissoriale einholt.

(3) Fur den Fall, dass der Dienst des Predigers bzw. der Predigerin auch die Leitung der Feier der
Taufe umfasst, ist fur den Prediger bzw. die Predigerin eine Dienstordnung zu erstellen, die vom
Dekan bzw. der Dekanin, dem Prediger bzw. der Predigerin und dem Inspektor bzw. der
Inspektorin des zustandigen Gemeinschaftsverbandes vorbehaltlich der Genehmigung durch den
Landeskir-chenrat zu unterzeichnen ist. Die Dienstordnung ist vom Landeskirchenrat im Verfahren
der Beauftragung zu genehmigen.

(4) Nach Vornahme von Taufe, Trauung und Beerdigung sind dein zustandigen Pfarramt die erfor-
derlichen Angaben unverzuglich mitzuteilen.

(5) Der bestimmte Dienst ist langstens fir die Geltungsdauer der regionalen Vereinbarung

befristet. § 6 Rechte und Pflichten

(1) Die nach § 1Abs. 1 beauftragten Prediger bzw. Predigerinnen sind an die geltenden Ordnungen
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der ortlichen kirchlichen Korperschaften ge-
bunden. Sie sind verpflichtet, sich innerhalb und aul3erhalb des Dienstes so zu verhalten, dass die
glaubwurdige Ausubung des Dienstes nicht beeintrachtigt wird.

(2) Prediger und Predigerinnen haben das Seelsorgegeheimnis zu wahren.

(3) Prediger und Predigerinnen sind auch bei politischer Betatigung ihrem Auftrag verpflichtet. §
34 und § 35 Pfarrdienstgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland i. V. m. § 15 Abs.1 und 2
Pfarrdienstausfihrungsgesetz gelten entsprechend.

(4) Prediger und Predigerinnen sind in geeigneter Weise in die Gremien und den Austausch des
Dekanatsbezirks (z. B. Dekanatssynode, Pfarrkapitel) und der Kirchengemeinde einzubeziehen.

(5) Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung fur das kirchliche Leben im Dekanatsbezirk (§ 29 De-
kanatsbezirksordnung) nimmt der 6rtlich zustandige Dekan bzw. die 6rtlich zustandige Dekanin be-
zuglich der Rechte aus der Beauftragung die geistliche Aufsicht auch Uber den Dienst des Predigers
bzw. der Predigerin wahr. Diese erfolgt im Benehmen mit dem Inspektor bzw. der Inspektorin des
landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes. Die aufsichtlichen Befugnisse der Inspektoren bzw. der
Inspektorinnen der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande aus dem Dienstverhaltnis der Prediger
und Predigerinnen zu dem landeskirchlichen Gemeinschaftsverband bleiben dadurch unberihrt.

§ 7 Anderung des bestimmten Dienstes

Endet der Dienst des Predigers bzw. der Prediggfin in einem bestimmten Gemeinschaftsbezirk im
Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, ruhen die Rechte aus der Beauftragung.



§ 8 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Wird der Prediger bzw. die Predigerin auf der Grundlage einer
regionalen Vereinbarung in einem anderem Gemeinschaftsbezirk im Bereich der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Bayern, gegebenenfalls auch durch einen anderen landeskirchlichen Gemein-
schaftsverband, eingesetzt, so wird der Prediger bzw. die Predigerin im neuen Dienstbereich durch
den Dekan bzw. die Dekanin im Zusammenwirken mit einem Vertreter bzw. einer Vertreterin des
landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes in einem Gottesdienst eingefihrt und an die Beauftra-
gung erinnert.

8 8 Ende des bestimmten Dienstes
(1) Der bestimmte Dienst des Predigers bzw. der Predigerin endet

a) mit Beendigung der landesweiten Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Bayern und dem jeweiligen landeskirchlichen Gemeinschaftsverband, dem der Prediger bzw.
die Predigerin angehort,

b) mit Beendigung der regionalen Vereinbarung,

c) bei Verlust der Rechte aus der Beauftragung.

(2) Das Ende des bestimmten Dienstes wird in den Fallen des Abs. 1 Buchst. a und b durch den
zustandigen Dekan bzw. die zustandige Dekanin festgestellt. Mit Ende des bestimmten Dienstes
ruhen die Rechte aus der Beauftragung.

(3) Der Dekan bzw. die Dekanin informiert das Landeskirchenamt Gber das Ende des bestimmten
Dienstes.

8 9 Verlust der Rechte aus der Beauftragung
(1) Der Prediger bzw. die Predigerin verliert die Rechte aus der Beauftragung, wenn

a) eine der Voraussetzungen fur die Beauftragung gemaf § 2 Abs. 1 Buchst. a und c entfallt, im Falle
der Beendigung des Dienstverhaltnisses zum landeskirchlichen Gemeinschaftsverband jedoch nur,
wenn die Beendigung nicht mit dem Zweck der Aufnahme eines Dienstverhaltnisses zu einer
anderen anerkannten landeskirchlichen Gemeinschafti. S. v. Art. 37b Kirchenverfassung erfolgt,

b) er bzw. sie auf die Rechte aus der Beauftragung verzichtet,

c) er bzw. sie erheblich gegen seine bzw. ihre Pflichten aus der Beauftragung oder dem
bestimmten Dienst verstoflt, insbesondere seine bzw. ihre Rechte aus der Beauftragung nicht in
Ubereinstimmung mit diesem Kirchengesetz wahrnimmt oder

d) er bzw. sie in entscheidenden Punkten offentlich durch Wort und Schrift oder im gottesdienstli-
chen Handeln in Widerspruch zum Bekenntnis der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
steht und beharrlich daran festhalt.

(2) Der Verzicht auf die Rechte aus der Beauftragung ist gegentuber dem Landeskirchenrat schrift-
lich zu erklaren.

(3) Ob der Prediger bzw. die Predigerin in erheblicher Weise die Pflichten aus der Beauftragung oder
dem bestimmten Dienst verletzt hat, obliegt der Feststellung des Landeskirchenrates. Der Prediger
bzw. die Predigerin, der landeskirchliche Gemeinschaftsverband sowie die kirchliche Korperschaft,
mit der die regionale Vereinbarung geschlossen wurde, sind vorher zu héren. Die Entscheidung ist
schriftlich zu begriinden und dem Prediger bzw. der Predigerin sowie dem landeskirchlichen

Gemeinschaftsverband bekanntzugeben. Die Entscheidung des Landeskirchenrates ist endgultig.
Eine kirchengerichtliche Nachprifung findet nicht statt. Wahrend des Verfahrens ruhen die Rechte
aus der Beauftragung.
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uber das Verfahren bei Lehrbeanstandungen. Wahrend des Verfahrens ruhen die Rechte aus der
Beauftragung.

(5) Der Verlust der Rechte aus der Beauftragung ist durch den Landeskirchenrat festzustellen.

(6) Der Verlust der Rechte aus der Beauftragung ist im Kirchlichen Amtsblatt bekanntzumachen.
Die Urkunde Uber die Beauftragung ist zuriickzugeben.

8 10 Wiederubertragung der Rechte aus der Beauftragung

(1) Eine Wiederubertragung der Rechte aus der Beauftragung ist auf Antrag des landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbandes und mit Zustimmung des Predigers bzw. der Predigerin moglich. Die Be-
auftragung wird dabei nicht wiederholt. § 3 Abs. 1 gilt entsprechend.

(2) Vor einer Wiederubertragung der Rechte aus der Beauftragung ist das Benehmen mit der
Kirche herzustellen, die den Verlust der Rechte festgestellt hat.

(3) Die Urkunde Uber die Beauftragung ist wieder auszuhandigen oder neu auszustellen. Die Wie-
derubertragung der Rechte aus der Beauftragung ist im Kirchlichen Amtsblatt bekanntzumachen.

§ 11 Ausfihrungsbestimmungen

Das Nahere, insbesondere zur Anerkennung der Predigerausbildung, der Fortbildung und dem
Verfahren zur Feststellung von Pflichtverletzungen von Predigern und Predigerinnen, kann der
Landes-kirchenrat in Ausfihrungsbestimmungen regeln.

§ 12 Ubergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2013 in Kraft. Zugleich tritt das Kirchengesetz tber den
Dienst der Prediger und Predigerinnen landeskirchlicher Gemeinschaften in der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern vom 10. April 2000 (KABI S. 183), zuletzt geandert durch
Kirchengesetz vom 29. Marz 2010 (KAB1 S. 194), aulRer Kraft.

(2) Nach bisherigem Recht beauftragte Prediger und Predigerinnen sind berechtigt, einen
bestimmten Dienst gemall § 5 dieses Kirchengesetzes auszuuben, ohne dass es einer
Beauftragung nach den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes bedarf. Soweit nach Inkrafttreten
dieses Kirchengesetzes auf der Grundlage der regionalen Vereinbarung der bestimmte Dienst auch
die Leitung der Feier der Taufe umfassen soll, sind die nach bisherigem Recht beauftragten
Prediger und Predigerinnen verpflichtet, den Nachweis der Befahigung zur Leitung der Feier der
Taufe durch Teilnahme an einer Fortbildung gemall § 2 Abs. 3 dieses Kirchengesetzes zu
erbringen. Die entsprechende Dienstordnung ist durch den Landeskirchenrat zu genehmigen.

Munchen, 5. Dezember 2012

Der Landesbischof
Dr. Heinrich Bedford-Strohm
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Vereinbarung zwischen
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
und
dem Hensoltshoher Gemeinschaftsverband e.V.,
dem Landeskirchlichen Gemeinschaftsverband in Bayern e.V.,
dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V. sowie
die apis - Evangelischer Gemeinschaftsverband in Wirttemberg e.V.
(landeskirchliche Gemeinschaftsverbande)

Praambel

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern ist dankbar flir das Wirken der landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbande und ihrer Gemeinschaften innerhalb und als Teil der evangelischen
Kirche. Angehorige der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande sind vielfach auch in ihren
jeweiligen Kirchengemeinden selbstverstandlich aktiv und wirken dort beim gottesdienstlichen und
gemeindlichen Leben mit. Ein vom Pietismus gepragter Glaubens- und Lebensstil kann im
Miteinander mit anderen Glaubens- und Lebensstilen eine wertvolle Bereicherung flr eine
Kirchengemeinde darstellen.

Die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande, die ihre Wurzeln im Pietismus und der Erweckungs-
bewegung haben, wissen sich ihrerseits bei aller eigenstandigen Entwicklung in der evangelischen
Kirche beheimatet. Sie sind freie Werke innerhalb der Landeskirche und verstehen sich als Laienbe-
wegung. Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschafts-
verbande erflllen den gemeinsamen Auftrag in eigener Verantwortung, in gegenseitiger Achtung
und Erganzung.

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande
bekennen Jesus Christus als den Herrn seiner Gemeinde und wissen sich von ihm gemeinsam in
seinen Dienst gestellt. Grundlage und Richtschnur dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in
der Heiligen Schrift gegeben und in den reformatorischen Bekenntnissen bezeugt ist. Gemeinsam
wirken sie durch Zeugnis in Wort und Tat am Aufbau und Erhalt der Gemeinde Jesu Christi mit.
Vielerorts versteht sich eine kirchliche Zugehorigkeit heute nicht mehr von selbst. Traditionsab-
briiche erschweren einen lebendigen Zugang zur Gemeinde Jesu Christi und die Weitergabe des
Evangeliums. In dieser Situation wollen auch landeskirchliche Gemeinschaften ihre missionarischen
Méglichkeiten innerhalb und fir die Kirche starker wahrnehmen. In Anerkennung des gemeinsamen
Auftrags wollen die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbande ihr missionarisches Bemuhen verstarken und im gewachsenen gegenseitigen Ver-
trauen und auf geordneter Grundlage weitere Beziehungen und Maoglichkeiten sinnvoller Koopera-
tion aufzeigen.

Art. 1 Verhdltnis zwischen Evangelisch-Lutherischer Kirche in Bayern und den landeskirch-
lichen Gemeinschaftsverbanden
(1) Landeskirchliche Gemeinschaftsverbande im Sinne von Art. 37b Kirchenverfassung wirken als
freie Werke innerhalb der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern an der Verwirklichung des
kirchlichen Auftrags mit.
(2) In Wahrung ihrer rechtlichen Eigenstandigkeit verpflichten sich die Evangelisch- Lutherische
Kirche in Bayern und die landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande, mit inren Gaben vertrauensvoll
zusammenzuwirken und Formen der Zusammenarbeit und der gegenseitigen Abstimmung auf regi-
onaler und Uberregionaler Ebene und in den verschiedenen Bereichen ihres Dienstes (z.B. Mission,
Evangelisation, Diakonie, Jugendarbeit) zu vertiefen und fortzuentwickeln.
(3) Zwischen den Partnern dieser Vereinbarung finden regelmafig, mindestens einmal im Jahr,
Gesprache statt, zu denen das zustandige theologische Mitglied des Landeskirchenrates der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern einladt. Die Partner dieser Vereinbarung informieren
sich gegenseitig uber Entwicklungen und Planungsvorhaben in ihrem Bereich, insbesondere tber
solche, die sich auf ihr Verhaltnis zueinander beziehen.
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Art. 2 Mitgliedschaft in der landeskirchlichen Gemeinschaft und in der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Bayern

(1) Die Mitglieder der landeskirchlichen Gemeinschaften sind in der Regel Mitglieder der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern.

(2) Wenn Mitglieder einer landeskirchlichen Gemeinschaft keiner der in der Arbeitsgemeinschaft
christlicher Kirchen zusammengeschlossenen Kirchen und Glaubensgemeinschaften angehoren,
wirken die Verantwortlichen der landeskirchlichen Gemeinschaft, soweit dies mdglich ist, darauf
hin, dass sie Mitglieder der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern werden.

(3) Die Ubernahme eines Amtes in einem Vertretungsorgan eines landeskirchlichen Gemeinschafts-
verbandes, eines landeskirchlichen Gemeinschaftsbezirkes oder einer landeskirchlichen Gemein-
schaft setzt in der Regel die Mitgliedschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern voraus.

Art. 3 Prediger und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften

(1) Prediger und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften kdnnen nach der Maligabe
des Kirchengesetzes Uber die Beauftragung und den Dienst der Prediger und Predigerinnen lan-
deskirchlicher Gemeinschaften in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern (Predigergesetz)
zur offentlichen Wortverkiindigung und Sakramentsverwaltung berufen werden. Diese Berufung
geschieht gemald Art. 13 Kirchenverfassung durch Beauftragung. Die Leitungen der landeskirch-
lichen Gemeinschaftsverbande setzen im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
nur Prediger und Predigerinnen ein, die einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland
angehoren.

(2) Mit der Beauftragung wird ein bestimmter Dienst Ubertragen, der die 6ffentliche Wortverkiindi-
gung, die Verwaltung des Heiligen Abendmahls und im Ausnahmefall auch die Leitung der Feier
der Taufe beinhaltet. Naheres regelt das Predigergesetz.

(3) Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung fir das kirchliche Leben im Dekanatsbezirk nimmt der
ortlich zustandige Dekan bzw. die ortlich zustandige Dekanin bezlglich der Rechte aus der Beauf-
tragung die geistliche Aufsicht auch Uber den Dienst des Predigers bzw. der Predigerin wahr. Diese
erfolgt im Benehmen mit dem Inspektor bzw. der Inspektorin des landeskirchlichen Gemeinschafts-
verbandes. Die aufsichtlichen Befugnisse der Inspektoren und Inspektorinnen der landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbande aus dem Dienstverhaltnis der Prediger und Predigerinnen zu dem landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverband bleiben davon unberuhrt.

Art. 4 Verhaltnis von Ortskirchengemeinde und o6rtlicher landeskirchlicher Gemeinschaft

(1) Auf ortlicher Ebene arbeiten die landeskirchlichen Gemeinschaften, die Kirchengemeinden, die
landeskirchlichen Gemeinschaftsbezirke und die Dekanatsbezirke nach Maligabe von Art. 1 Abs. 2
zusammen.

(2) Das Landeskirchenamt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der entsprechende
landeskirchliche Gemeinschaftsverband entscheiden Uber die jeweilige Zuordnung im Einverneh-
men mit dem Kirchenvorstand und dem Dekanatsausschuss sowie dem Vorstand des landeskirch-
lichen Gemeinschaftsbezirks bzw. der ortlichen landeskirchlichen Gemeinschaft. Diese Zuordnung
ist Voraussetzung fur den Abschluss einer regionalen Vereinbarung.

Art. 5 Zusammenarbeit auf 6rtlicher Ebene.

(1) Zur Vertiefung und Fortentwicklung der Beziehungen sind zwischen den landeskirchlichen
Ge-meinschaften und Gemeinschaftsbezirke einerseits und den Kirchengemeinden und
Dekanatsbe-zirken der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern andererseits entsprechend
ihrer Zuordnung (Art. 4 Abs. 2) regionale Vereinbarungen abzuschliefien. Das Landeskirchenamt
stellt dafiir im Be-nehmen mit dem Landessynodalausschuss ein mit den landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbanden erarbeitetes verbindliches Muster zur Verfligung. Die regionalen
Vereinbarungen bedurfen der Zu-stimmung des landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes und
des Landeskirchenamtes der Evan-gelisch-Lutherischen Kirche in Bayern.

(2) Der Abschluss einer regionalen Vereinbarung ist Voraussetzung fur die Beauftragung eines
Predigers bzw. einer Predigerin durch die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern.

(3) In den regionalen Vereinbarungen sind insbesondere Regelungen zu treffen
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a) Uber die Zeiten von Gottesdiensten, Gemeinschaftsstunden und sonstigen regelmafigen Veran-
staltungen sowie uber die Feier der Sakramente und Durchfihrung von Kasualien in den Raumen
der landeskirchlichen Gemeinschaft,

b) Uber Bereich und Umfang des bestimmten Dienstes des Predigers bzw. der Predigerin,

c) Uber beiderseitige Mdglichkeiten der gastweisen Teilnahme oder der Mitgliedschaft in den Lei-
tungsgremien des jeweils anderen Partners der regionalen Vereinbarung,

d) Uber die Teilnahme von Predigern und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaft an
den Konferenzen, gegebenenfalls Konventen des Pfarrkapitels und an Dekanatssynoden,

e) Uber die Bestellung eines paritatisch von den Partnern der regionalen Vereinbarung zu
besetzenden standigen Verbindungsausschusses,

f) Uber gegenseitige Information und Zusammenarbeit in besonderen Arbeitsbereichen (z.B. Seel-
sorge, Mission, Evangelisation, Diakonie, Jugendarbeit, Offentlichkeitsarbeit),

g) Uber die beiderseitige Nutzung von gottesdienstlichen und gemeindlichen Raumen.

(4) Bei der EinfUhrung eines Predigers bzw. einer Predigerin durch einen landeskirchlichen Gemein-
schaftsverband in eine ortliche landeskirchliche Gemeinschaft bzw. in einen landeskirchlichen Ge-
meinschaftsbezirk sollte der Dekan bzw. die Dekanin oder eine von ihm bzw. von ihr beauftragte Per-
son, bei der Einfuhrung eines Pfarrers bzw. einer Pfarrerin in der Kirchengemeinde, in der der Prediger
bzw. die Predigerin seinen bzw. ihren Dienstsitz hat, sollte der Prediger bzw. die Predigerin mitwirken.
(5) Den Predigern und Predigerinnen der landeskirchlichen Gemeinschaften wird empfohlen, bei
Dienstantritt Kontakte zu den Pfarrern und Pfarrerinnen der Kirchengemeinden ihres Bezirks sowie
zum Dekan bzw. der Dekanin des zugehdrigen Dekanatsbezirks aufzunehmen, wie umgekehrt
diese bei Dienstantritt die Verbindung zu den Predigern und Predigerinnen der landeskirchlichen
Gemeinschaften suchen sollen.

Art. 6 Offentliche Verkiindigung in Wort und Sakrament als Zeichen der Einheit

Offentliche Verkiindigung in Wort und Sakrament ist ein Zeichen der Einheit und der Katholizitat
der Kirche; sie bilden daher den Mittelpunkt des gemeindlichen Lebens. Die Mitglieder der
landeskirch-lichen Gemeinschaften nehmen - je nach o6rtlicher Situation und Gegebenheit - auch
an den Gottesdiensten der ortlichen Kirchengemeinde teil; die Gottesdienste der landeskirchlichen
Gemeinschaft sind offen fur alle Mitglieder der Kirchengemeinde.

Art. 7 Vornahme von Amtshandlungen, Beteiligung an der Konfirmandenarbeit

(1)  Die Vornahme von Amtshandlungen durch den Prediger bzw. die Predigerin bestimmt sich
nach dem Predigergesetz.

(2)  Soweit der bestimmte Dienst von Predigern und Predigerinnen landeskirchlicher Gemeinschaf-
ten nach MalRgabe des Predigergesetzes auch die Leitung der Feier der Taufe umfasst, begriindet
diese die Mitgliedschaft in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und zugleich in einer ihrer
Kirchengemeinden. Die Taufe soll deshalb in der Regel in einem Gottesdienst der Kirchengemeinde
des Wohnsitzes der zu taufenden Person vorgenommen werden. Im Ausnahmefall kann eine Taufe
auch im Gemeinschaftsgebaude durchgefihrt werden. Naheres ist in der regionalen Vereinbarung
und der Dienstordnung des Predigers bzw. der Predigerin (vgl. § 5 Abs. 2 und 3 PredG) zu regeln.

(3)  Neben der Hinflhrung zum und der Festigung im Glauben moéchte die Konfirmandenarbeit
junge Menschen in ihre Kirchengemeinde einflhren und zur Mitarbeit in Kirche und
Kirchengemeinde ermutigen. Sie ist deshalb Aufgabe der Kirchengemeinde. Im Einvernehmen mit
der zustandigen Kirchengemeinde kann die ortliche landeskirchliche Gemeinschaft an der
Konfirmandenarbeit mitwirken. Die Konfirmation findet in der Regel in einem Gottesdienst der
Kirchengemeinde statt, welcher der Konfirmand oder die Konfirmandin angehort.

(4) Die Leitung einer Feier des Heiligen Abendmahles im Rahmen besonderer Veranstaltungen
einer landeskirchlichen Gemeinschaft kann, insbesondere im Falle der Vertretung, auch von einem
Prediger bzw. einer Predigerin durchgeflihrt werden, der bzw. die aus einem anderen Gemein-
schaftsbezirk stammt, sofern er bzw. sie eine Beauftragung durch die Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Bayern hat.

Art. 8 Landesweite Dienste 46



Die landesweiten Einrichtungen und Dienste der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und
der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande, insbesondere in den Bereichen Mission, Evange-
lisation, Diakonie und Jugendarbeit, treffen die zur Férderung ihrer Beziehungen und zur Koordi-
nation ihrer Arbeit erforderlichen Absprachen; gegebenenfalls kbnnen besondere Vereinbarungen
geschlossen werden.

Art. 9 Abschlusserklarungen

(1) Die Leitungen der landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande Ubernehmen gegeniber der Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche in Bayern die Verantwortung daflr, dass der Dienst der landeskirchli-
chen Gemeinschaften und ihrer Prediger und Predigerinnen mit den Bestimmungen dieser Verein-
barung und mit den Ordnungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern Ubereinstimmt.

(2) Bei Konfliktfallen, die auf ortlicher und regionaler Ebene nicht geklart werden kénnen, und bei
Fragen von grundsatzlicher Bedeutung sollen die Leitungen der landeskirchlichen Gemeinschafts-
verbande und der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern hinzugezogen
werden.

(3) Die kirchenleitenden Organe der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und die landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbande bitten alle zum Dienst der Verkindigung Berufenen und mit
der Leitung in den Kirchengemeinden, Dekanatsbezirken und landeskirchlichen Gemeinschaften
Beauftragten, die in dieser und in den regionalen Vereinbarungen getroffenen Absprachen zu be-
achten und in gegenseitiger Offenheit und gutem Einvernehmen zu praktizieren.

(4) Im Rahmen der regelmafig stattfindenden gemeinsamen Gesprache (Art. 1 Abs. 3) werden die
Vertretungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und der beteiligten landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbande auch Moglichkeiten der Weiterentwicklung dieser Vereinbarung prufen.

Art. 10 Inkrafttreten und Geltungsdauer

(1) Diese Vereinbarung tritt am 1. Juli 2013 in Kraft.

(2) Sie tritt an die Stelle der Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
und dem Evangelischen Gemeinschaftsverband Hessen-Nassau e.V., dem Hensoltshoher Ge-
meinschaftsverband e.V., dem Landeskirchlichen Gemeinschaftsverband in Bayern e.V. sowie dem
Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V. (landeskirchliche Gemeinschaftsverbande) vom 13. Juli
2000 und der Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und dem Alt-
pietistischen Gemeinschaftsverband e.V. vom 17. Oktober 2000 einschliel3lich des Zusatzprotokolls
zur Vereinbarung zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und dem Hensoltshoher
Gemeinschaftsverband e.V. vom 13. Juli 2000 und des Zusatzprotokolls zur Vereinbarung zwischen
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern und dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V.
vom 4. Februar 2002.

(3) Diese Vereinbarung gilt zunachst fur funf Jahre. Die Vereinbarung verlangert sich jeweils um
ein Jahr, sofern sie nicht von einer Seite bis zum 31. Januar des laufenden Jahres gekundigt wird;
die Kundigung durch einen oder gegenuber einem landeskirchlichen Gemeinschaftsverband
berihrt die Fortgeltung der Vereinbarung im Verhaltnis zu den anderen landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbanden nicht.

Minchen, am 14. Juni 2013

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern Landesbischof Dr. Hermann Bedford-Strohm
Hensoltshoher Gemeinschaftsverband e. V. H. Findeisen

Landeskirchlicher Gemeinschaftsverband in Bayern e.V. Konrad Flamig
Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V. Hartmut Schmid
Die Apis — Evangelischer Gemeinschaftsverband in Wirttemberg e.V. Steffen Kern
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Berlin-Brandenburg
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Erklarung
zum Miteinander
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg
und des Gemeinschaftswerkes Berlin-Brandenburg

In der ehemaligen Region Ost unserer Kirche sind im September 1981 zwischen der
Kirchen-leitung und dem Bruderrat des Gemeinschaftswerkes Verabredungen getroffen
worden, die das gegenseitige Verhaltnis auf eine klare Grundlage stellten. Neben einzelnen
Regelungen wurde festgestellt, dass das Gemeinschaftswerk ein selbstandiges Werk der
Kirche ist. Dem entspricht der Artikel 94, Absatz 6 der Grundordnung (Ost): ,Das
Gemeinschaftswerk Berlin-Brandenburg regelt seine Angelegenheiten im Rahmen seiner
Satzung selbstandig". Die da-mals getroffenen Verabredungen und Regelungen haben sich
bewahrt.

Nach der Vereinigung der beiden Regionen unserer Kirche und des Gemeinschaftswerkes
stellte sich die Aufgabe, diese Verabredungen im Blick auf die ganze Kirche in Berlin-Bran-
denburg und ihr Gemeinschaftswerk neu zu bedenken. Dabei waren unterschiedliche Situati-
onen zu berlcksichtigen, die zu einigen neuen Formulierungen fuhrten.

Als Grundlagen wurden festgehalten: Als Werk innerhalb der Evangelischen Kirche teilt das
Gemeinschaftswerk die Bekenntnisse der Kirche. Beide bekennen dankbar, das sie allein von
der Treue Gottes leben, das Jesus Christus allein unser Heil ist, offenbart allein in der Heiligen
Schrift Alten und Neuen Testaments, geschenkt allein aus Gnaden, empfangen allein im Glau-
ben.

Bei gleichen geistlichen Voraussetzungen betonen Kirche und Gemeinschaftswerk die ver-
schiedenen Seiten eines Lebens aus dem Evangelium unterschiedlich. Dabei darf der eine
Freude an den Gaben des anderen haben. Das ist die Voraussetzung fur ein gutes Miteinan-
der, das an manchen Orten und auf verschiedenen Ebenen dankbar erlebt wird. Es ist der
gemeinsame Wunsch, dass sich an anderen Orten das Miteinander verbessern méchte. Fir
dieses Miteinander zwischen der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg und dem Ge-
meinschaftswerk Berlin-Brandenburg ist Uber die vorhandenen Kontakte hinaus in den folgen-
den Fragen Ubereinkunft erzielt worden:

1. Informationen und Kontakte

Informationen, die das Konsistorium herausgibt, werden der Geschaftsstelle des Gemein-
schaftswerkes Berlin-Brandenburg zugeleitet, soweit sie flr die Arbeit des Werkes von Belang
sind.

Vom Gemeinschaftswerk werden besondere Informationen dem Konsistorium zugeleitet.

Das Gemeinschaftswerk gibt die Anschriften der Landeskirchlichen Gemeinschaften ihres Be-
reiches an die Kirchenleitung und die Generalsuperintendenten weiter.

Der Inspektor des Gemeinschaftswerkes wird zu den Ephorenkonventen eingeladen.

Den Predigern der Landeskirchlichen Gemeinschaft sollte eine Teilnahme an den Konventen
ermdglicht und von diesen mit einer gewissen Verbindlichkeit genutzt werden.
Moglichkeiten der Begegnung sollen von beiden Seiten genutzt werden, z.B. beim ,Tag der
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Gemeinschaft", bei Kreiskirchentagen, bei Visitationen, bei besonderen Anldssen (Amtsein-
fihrungen u.a.).

In den kirchlichen Ausbildungsstatten soll Uber die Arbeit und das Anliegen des Gemein-
schaftswerkes durch einen Vertreter der Gemeinschaften berichtet werden.

2. Kinder- und Jugendarbeit
Die Arbeit der Landeskirchlichen Gemeinschaften in ihren Kinder- und Jugendgruppen wird
als eine eigenstandige Arbeit innerhalb der Kirche gesehen und anerkannt.

Die regelmaRige Teilnahme von Kindern und Jugendlichen an Veranstaltungen der Landes-
kirchlichen Gemeinschaft sollte im Blick auf Taufe und Konfirmation berticksichtigt werden.

Gegenseitige Kontakte zwischen der Leitung der Kinderarbeit des Gemeinschaftswerkes und
den entsprechenden Einrichtungen der Kirche sollten gepflegt werden.

Die bestehenden Kontakte und Verbindungen innerhalb der Jugendarbeit sollten nach Mog-
lichkeit erweitert werden. Es sollte darauf geachtet werden, dass je ein Vertreter des Gemein-
schaftswerkes Mitglied der Jugendkammern ist.

3. Evangelisation und Mission
Die Themen Evangelisation und Mission sollten weiterhin bei Kirchenleitung, Kirchenkreis und
auf Ortsebene im Gesprach bleiben.

Mehr Offenheit und Unterstiitzung fir evangelistische Arbeit ist wiinschenswert. Dabei sollten
besonders folgende Gesichtspunkte bedacht werden:

- Die Leitungsorgane von Kirche und Gemeinschaft sind hier besonders gefordert, fir
Evangelisationen Anleitung und Hilfestellung zu geben.

- Zwischen Gruppen, die evangelistische Aktionen durchfiihren, wird eine Absprache und
Zusammenarbeit angestrebt.

- Es werden theologische Gesprache Uber das Evangelisations- und Missionsverstandnis,
besonders auf Ortsebene, geflhrt.

- Gemeinsame Planung, Durchfiihrung und Nacharbeit evangelistischer Aktionen sind an-
zustreben. Unterschiedliche Auffassungen diirfen diese nicht von vornherein blockieren.
Es gilt, im Vollzug neue Erkenntnisse und Erfahrungen zu sammeln.

4. Abendmahl

Die Landeskirchlichen Gemeinschaften kdnnen selbstéandig das Abendmahl feiern. Die Abend-
mahlsfeier in den Gemeinschaften ist legitimer Vollzug der Abendmahlsgemeinschaft der Kir-
che. Die Verbindung zum Abendmahl der Gesamtgemeinde und die grundsatzliche Offenheit
der Abendmahlsfeier der Gemeinschaften fur andere Christen muss erkennbar bleiben. Die
Mitglieder der Gemeinschaften beteiligen sich an den Abendmabhlsfeiern der Kirchengemein-
den, wahrend das Abendmahl in den Gemeinschaften grundséatzlich offen fir andere ist.

Der Vorstand des Gemeinschaftswerkes ist der Kirchenleitung gegen Uber dafir verantwort-
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lich, das solche Abendmahlsfeiern durch entsprechend zugeristete und beauftragte Mitarbei-
ter stiftungsgemaf gehalten werden.

5. Kirchliche Handlungen

Als ,kirchliche Handlungen" werden hier Taufe, Konfirmandenunterricht und Konfirmation,
Trauung und Bestattung bezeichnet.

In der Regel wird die bisherige, von den Gemeinschaften bejahte Praxis beibehalten: Die kirch-
lichen Handlungen werden vom Gemeindepfarrer vollzogen. An solchen Gottesdiensten kann
sich die Gemeinschaft besonders beteiligen. Sie kénnen auch, wenn mdglich, in einer Ge-
meinschaftsstunde stattfinden.

In besonderen Situationen wird die Gemeinschaft einen stellvertretenden Dienst GUbernehmen:

a) Gelegentlicher stellvertretender Dienst

In besonderen, seelsorgerlich begriindeten Fallen kann eine kirchliche Handlung von einem
Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaft vollzogen werden, Dieser handelt dann stellver-
tretend flr den zustandigen Gemeindepfarrer und in dessen Auftrag.

Der gelegentliche stellvertretende Dienst geschieht aufgrund einer Absprache zwischen Pre-
diger und Gemeindepfarrer. Treten dabei Schwierigkeiten auf, beraten sich die Beteiligten mit
dem Vorstand des Gemeinschaftswerkes und/oder dem Konsistorium.

Unbeschadet der Verpflichtung des zustandigen Pfarrers Gbernimmt der Vorstand des Ge-
meinschaftswerkes gegeniber der Kirchenleitung die Verantwortung daflir, dass die kirchli-
chen Handlungen nach der Ordnung der Kirche vollzogen werden.

b) Stellvertretender gemeindlicher Dienst

Unter besonderen 6rtlichen Gegebenheiten kann sich eine Landeskirchliche Gemeinschaft zu
einer Art Uberparochialer Gemeinde entwickeln: In ihr werden sténdig kirchliche Dienste und
Handlungen ausgeubt.

In solchen Gemeinschaften kann der Eintritt in die Evangelische Kirche vorbereitet und nach
einem Beschluss des zustandigen Gemeindekirchenrats vollzogen werden. Die neuen Ge-
meindeglieder sind zugleich Mitglieder der Gemeinde ihres Wohnsitzes und kénnen dort ihre
kirchlichen Rechte wahrnehmen.

Der Prediger einer solchen Gemeinschaft kann mit einer Abmeldung kirchliche Handlungen
an solchen Personen vollziehen, die auch Mitglieder der Evangelischen Kirche sind. lhr Voll-
zug ist der Gemeinde des Wohnsitzes der Betroffenen zur Eintragung in die Kirchenbucher
mitzuteilen. Die Ordnung des Kirchlichen Lebens ist zu beachten.

6. Besondere Regelungen

Der Vorstand und der Prediger einer Gemeinschaft, die einen stellvertretenden gemeindlichen
Dienst ausubt (s. 5 b), nehmen damit eine Verantwortung wahr, die besondere Regelungen
erfordert:

Der Prediger

Der Prediger einer solchen Gemeinschaft bedarf einer kirchlichen Beauftragung zur 6ffentli-
chen Wort Verkiindigung und Sakramentsverwaltung fir seinen Dienstbereich und die Zeit
seines Dienstes an diesem Ort.

46



Gemeinsamer Ausschuss

Aus Mitgliedern der Kirchenleitung und des Vorstandes des Gemeinschaftswerkes wird ein
gemeinsamer Ausschuss gebildet. Er stellt fest, welche Gemeinschaften einen stellvertreten-
den gemeindlichen Dienst stdndig wahrnehmen und schlagt die Prediger fur eine kirchliche
Beauftragung vor. Die Kirchenleitung beschlief3t Uber die kirchliche Beauftragung.

Aufsicht

Die Aufsicht Gber solche Gemeinschaften nimmt der Inspektor des Gemeinschaftswerkes im
Auftrag seines Vorstandes und der Kirchenleitung wahr. Er sollte ordiniert sein bzw. ordiniert
werden.

7. Vakanzen und Vertretungsdienste

Es wird dankbar festgestellt, dass seit vielen Jahren und an verschiedenen Orten Mitarbeit
geschieht und regelmaRige Vertretungsdienste von Predigern und Mitarbeitern der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften in Kirchengemeinden getan werden (z.B. Ubernahme von Gottes-
diensten, Bibelstunden, Verkindigung und Seelsorge in Altersheimen).

Wenn es sich aus einer konkreten Situation ergibt, ist die Ubernahme einer Vakanz durch die
Landeskirchliche Gemeinschaft denkbar.

Eine Vakanz Ubernahme oder eine umfangreiche und langfristige Ubernahme von Diensten
durch die Landeskirchlichen Gemeinschaften und ihre Prediger kann nur in Abstimmung mit
dem Konsistorium und dem Gesamtvorstand des Gemeinschaftswerkes vereinbart werden.
Die Regelungen fir einen stellvertretenden gemeindlichen Dienst gelten entsprechend.

Eine grof3zligige, das gegenseitige Vertrauen starkende Regelung ist in allen Fallen anzustre-
ben. Diese sollte in klarer Absprache erfolgen und von allen Beteiligten gebilligt werden. Dabei
sind die missionarischen und seelsorgerlichen Aspekte vorrangig zu beachten. Besondere
Fragen werden in dem gemeinsamen Ausschuss (s. Punkt 6) erértert und geklart.

Es ist beabsichtigt, Erlauterungen zur Durchflihrung dieser Absprache zu erstellen.

Berlin, den 3. Februar 1994
Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg

Dr. Martin Kruse, Bischof
Dr. Karl-Heinrich Liitcke, Propst
Dr. Heinz Leschonski, Oberkonsistorialrat

Gemeinschaftswerk Berlin-Brandenburg
Erhard Kéhler, Vorsitzender

Reinhard Thimmich, stellv. Vorsitzender
Hans-Joachim Martens, Inspektor

Erlauterungen zu der Erklarung zum Miteinander
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg
und des Gemeinschaftswerkes Berlin-Brandenburg
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Die am 3. Februar 1994 unterzeichnete Ubereinkunft hat einen mehr grundsétzlichen Charak-
ter. Einige Aussagen der Absprache machen es erforderlich, dass sie ausfuhrlicher erlautert
werden.

Im Blick auf die praktische Umsetzung der Erklarung wird folgendes vereinbart:

1. Informationen und Kontakte

1.1 Uber den konkreten Austausch von Informationen verstandigt sich das Konsistorium der
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (nach folgend ,Evangelische Kirche" genannt)
mit dem Sekretariat des Gemeinschaftswerkes Berlin-Brandenburg (nachfolgend ,Gemein-
schaftswerk" genannt).

1.2 Die Generalsuperintendenten der Evangelischen Kirche und der Inspektor des Gemein-
schaftswerkes achten darauf, dass die Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaften (nach-
folgend ,Gemeinschaften" genannt) zu den Pfarrkonventen eingeladen und diese von ihnen
madglichst regelmafig besucht werden.

1.3 Ander guten Tradition einer jahrlich stattfindenden Begegnung von Kirchenleitung (Evan-
gelische Kirche) und Vorstand (Gemeinschaftswerk) sollte festgehalten werden.

Die Mitarbeit des Gemeinschaftswerkes in der Landessynode hat sich bewahrt.

1.4 Die Realisierung des Informationsangebotes des Gemeinschaftswerkes flr kirchliche
Ausbildungsstatten wird mit dem Konsistorium abgesprochen.

2. Kinder- und Jugendarbeit

2 .1 Ausgehend von der Tatsache, dass zunehmend ungetaufte junge Menschen Anschluss
in den Kinder- und Jugendgruppen der Gemeinschaften finden, soll es aus seelsorgerlichen
Grinden maglich sein,

(1) das die Teilnahme an Versammlungen der Gemeinschaft wahrend der Zeit der Vorberei-
tung auf Taufe oder/und Konfirmation als Gottesdienstbesuch gewertet wird;

(2) das der Prediger einer Gemeinschaft Tauf- bzw. Konfirmandenunterricht erteilt (s. auch
Abschnitt 5 der Erklarung).

Derartige Regelungen bedurfen einer klaren und verstandnisvollen Absprache zwischen Pfar-
rer und Prediger.

2.2. (1) Personliche Kontakte zwischen Mitarbeitern der Kinder- und Jugendarbeit der Evan-
gelischen Kirche und des Gemeinschaftswerkes sollten nicht nur angeregt, sondern verstarkt
wahrgenommen werden.

(2) Es wird angestrebt, das das Gemeinschaftswerk in den Gremien der Jugendarbeit der
Evangelischen Kirche angemessen vertreten ist (s. Anlage 1).

3. Evangelisation und Mission
Im Bereich Mission und Evangelisation ist es wichtig, gemeinsam inhaltlich und praktisch vo-
ranzukommen.

Es stellen sich u. a. folgende Aufgaben:
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3.1 Die Arbeit der missionarischen Dienste in der Evangelischen Kirche und ihrer Arbeits-
gruppen sollte intensiviert und die Mitarbeit von Vertretern des Gemeinschaftswerkes weiter-
hin erwartet werden.

3.2 In Seminaren, Pastoralkollegs, Konventen oder gemeinsamen praktischen Einsatzen
sollten Mitarbeiter fur missionarische Aufgaben motiviert und qualifiziert werden.

3.3 Konzepte einer missionarisch-evangelistischen Gemeindearbeit sollten neu bedacht und
ihre Realisierung angestofl3en und begleitet werden.

3.4 Bei der missionarischen Arbeit sollte auch nach Kooperationspartnern auf3erhalb der
Evangelischen Kirche (einschliel3lich des Gemeinschaftswerkes) gesucht, Offenheit fur neue
evangelistische Programme angestrebt und die Beteiligung an missionarischen Aktionen kon-
kret verwirklicht werden.

4. Abendmahl

Die christliche Gemeinde feiert das Abendmahl aufgrund der Stiftung und des Auftrags Jesu
Christi und |adt dazu ein. Jesus Christus selbst ist durch sein Wort in der Kraft des Heiligen
Geistes in der

Feier des Abendmahls gegenwartig. Er gibt sich selbst mit Brot und Wein und last sich von
uns nehmen. Im Abendmahl empfangen wir von ihm die Wegzehrung, die uns im Glauben
festigt und an die in der Taufe zugesagte Gemeinschaft mit ihm erinnert. Er lasst uns Anteil
haben an dem neuen Bund in seinem Blut, den Gott gestiftet hat. Dadurch starkt er zugleich
unsere Gemeinschaft untereinander. In der Feier des Abendmahls wird die Gemeinschaft
sichtbar, zu der wir berufen sind.

4.1 Bei der Feier des Abendmahls muss sichtbar werden, das die im Gemeinschaftswerk zu-
sammengeschlossenen Gemeinschaften zur Evangelischen Kirche gehéren und mit ihr zur
gesamten Christenheit.

(1) Folglich sind Tendenzen zu vermeiden, die zu einem ,Separat Abendmahl" fiihren bzw.
kirchentrennend wirken konnten.

(2) Die in der Erklarung (Abschnitt 4, 1. Absatz) zusammengefassten theologischen Aussa-
gen - die sowohl die Legitimitdt der Abendmahisfeier in den Gemeinschaften als auch ihre
grundsatzliche Offenheit sowie die Verbindung zum Abendmahl der Gesamtgemeinde beto-
nen - sind deshalb in der Praxis durchzuhalten.

(3) Dieses Anliegen wird beispielsweise positiv aufgenommen, wenn sich Mitglieder der Ge-
meinschaft ganz selbstverstandlich am Abendmahl ihrer Kirchengemeinde beteiligen oder
wenn Kirchengemeinde und Gemeinschaft zu gemeinsam gestalteten Abendmahlsfeiern ein-
laden.

4.2 Die Abendmahlisregelung gilt fir alle Gemeinschaften, die zum Gemeinschaftswerk ge-
héren, unabhangig von der Struktur, in der sie leben und arbeiten.

4.3 Das Abendmahl in den Gemeinschaften wird im (Allgemeinen) in Anlehnung an die Form
der Herrnhuter Brudergemeine gefeiert, an der sich auch die Empfehlung des Gnadauer Ver-
bandes fir die Ordnung von Abendmahlsfeiern orientiert (s. Anlage 2).

Notwendige Sticke sind: Gebet, Einsetzungsworte, Austeilung von Brot (Oblaten) und Wein
(Traubensaft), Danksagung!

49



4.4 Der Vorstand des Gemeinschaftswerkes und die Vorstande der Gemeinschaften tragen
eine hohe Verantwortung fiir den stiftungsgemafen Vollzug des Abendmahls im Gemein-
schaftswerk bzw. in den Gemeinschaften.

(1) Die Austeilung des Abendmahls wird in der Regel durch die Prediger vorgenommen.

(2) Andere Mitarbeiter kbnnen vom Vorstand des Gemeinschaftswerkes
und von den Vorstanden der Gemeinschaften eine entsprechende Beauftragung erhalten,
wenn sie fur diesen Dienst zugerustet worden sind.

(3) Der Vorstand des Gemeinschaftswerkes ist verpflichtet, solche Zurliistungen anzubieten
und durchzufihren.

5. Kirchliche Handlungen

Auf dem Gebiet der ,kirchlichen Handlungen", den sogenannten Amtshandlungen, wird sich
das Miteinander von Kirchengemeinden und Gemeinschaften und deren Pfarrern bzw. Predi-
gern in besonderer Weise zu bewahren haben. Fir eine Kooperation auf diesem Gebiet wer-
den in der ,Erklarung" drei Moglichkeiten genannt, namlich

- die Regel eines erganzenden Dienstes der Gemeinschaften,

- der gelegentliche stellvertretende Dienst in besonderen, seelsorgerlich begrindeten Fallen
und

- der stellvertretende gemeindliche Dienst unter besonderen &rtlichen Gegebenheiten.

5.1 Seelsorgerlich begriindete Falle (zu 5a)

Bei den ,besonderen, seelsorgerlich begriindeten Fallen" wird es sich in der Regel um Men-
schen handeln, die in der Gemeinschaft eine Heimat und zu ihrem Prediger ein geistlich be-
grundetes Vertrauensverhaltnis gewonnen haben. Die ,Erklarung" berechtigt den zustandigen
Gemeindepfarrer, seine Verantwortung in solchen Fallen zu delegieren.

5.2 Ordnungen der Kirche (zu 5a und 5b)

Um der nétigen Einheitlichkeit des kirchlichen Handelns willen ist wichtig, das die kirchlichen
Handlungen ,nach der Ordnung der Kirche" vollzogen werden. Voraussetzungen und Grunds-
atze fur kirchliche Handlungen sind in der ,Ordnung des Kirchlichen Lebens" zusammenge-
fasst; ihre Durchflihrung ist durch die Agende Il der Evangelischen Kirche der Union vorgege-
ben. Beide Ordnungen enthalten bestimmte Festlegungen und Spielraume fir situationsge-
rechte Ausgestaltungen. (Fur die EinfUhrung in diese Ordnungen werden Fortbildungsveran-
staltungen angeboten.)

5.3 Eintritt in die Kirche (zu 5b)

Da die Aufnahme in die Evangelische Kirche auch rechtlich relevante Voraussetzungen und
Folgen hat, ist es nétig, dass der zustandige Gemeindekirchenrat in dieser Sache beschlief3t.
Es wird unterschieden zwischen dem Eintritt (eines Ungetauften), dem Wiedereintritt und dem
Ubertritt in die Evangelische Kirche. Der Eintritt erfolgt durch die Taufe. Wiedereintritt und
Ubertritt werden mit der Teilnahme am Abendmahl wirksam. Voraus gehen eine hinlangliche
Unterweisung in der evangelischen Glaubenslehre und ein Beschluss des Gemeindekirchen-
rats Uber die Aufnahme. Aufgrund der ,Erklarung" kénnen die vorbereitenden Gesprache (die
Unterweisung), die Taufe bzw. die die Aufnahme besiegelnde Abendmabhlsfeier in der Gemein-
schaft stattfinden.

5.4 Abmeldung (zu 5b)
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Die Notwendigkeit einer Abmeldung, eines sogenannten Dimissoriale, beruht auf dem in un-
serer Kirche geltenden Parochialprinzip, demzufolge jeder evangelische Christ Mitglied einer
ortlichen Kirchengemeinde, in der Regel der seines Wohnsitzes, ist. Verantwortlich fur kirchli-
che Handlungen an den Gemeindegliedern ist grundsatzlich die Ortsgemeinde und ihr(e) Pfar-
rer. Soll ein anderer Pfarrer oder Prediger eine kirchliche Handlung vollziehen, hat der zustan-
dige Pfarrer zu prifen, ob die Voraussetzungen fur diese Handlung gegeben sind. Daraufhin
stellt er ein Dimissoriale aus. Die ,Erklarung" gibt dem zustandigen Pfarrer die Berechtigung,
die Abmeldung auch auf einen Prediger der Gemeinschaft auszustellen.

5.5 Kirchenbticher (zu 5b)
Es ist notig, das eine vollzogene kirchliche Handlung in ein Kirchenbuch eingetragen wird, das
u. U. Grundlage fur die Ausstellung von Urkunden ist.

5.6 Urkunden

Uber vollzogene Taufen, Konfirmationen und Trauungen wird den Betroffenen eine Urkunde
Uberreicht. Diese kann Kirchen rechtsgultig nur von der zustandigen Gemeinde ausgestellt
werden. Der Prediger, der kirchliche Handlungen vornimmt, wird sich darum im Kontakt mit
der Kirchengemeinde rechtzeitig um die notwendigen Urkunden bemihen. Sie werden von
dem, der die kirchliche Handlung vollzieht, unterschrieben.

6. Besondere Regelungen

6.1 Gesamtkirchliche Verantwortung

Durch die Berufung zum Prediger ist dieser beauftragt, in und mit der Landeskirchlichen Ge-
meinschaft den Dienst am Wort Gottes auszuliben. Mit dem Vollzug kirchlicher Handlungen in
Auslbung eines stellvertretenden gemeindlichen Dienstes (s. 5b) tibernehmen Vorstand und
Prediger einer Gemeinschaft darliber hinaus eine gesamtkirchliche Verantwortung. Diese Ver-
antwortung wird in unserer Kirche in der Regel nur ordinierten Gemeindegliedern ubertragen.
Es besteht aber auch die

Mdoglichkeit einer solchen Beauftragung fur einen bestimmten Dienstbereich und auf Zeit (pro
loco et tempore). Von dieser Moéglichkeit soll hier Gebrauch gemacht werden.

6.2 Besondere Beauftragung

Die Wendung ,Beauftragung zur 6ffentlichen Wort Verkiindigung und Sakramentsverwaltung®
besagt, dass der entsprechende Dienst im Auftrag der ganzen Kirche fur die ganze Gemeinde
in 6ffentlicher Verantwortung wahrgenommen wird.

6.3 Verfahren

Eine Gemeinschaft, die sich zu einem stellvertretenden gemeindlichen Dienst entschlief3t (s.
5b), stellt einen begriindeten Antrag an den Vorstand des Gemeinschaftswerkes. Der Vor-
stand versieht den Antrag mit einer Stellungnahme und legt ihn dem ,Gemeinsamen Aus-
schuss*” vor. Dieser berat Uber einen Vorschlag an die beschlieRende Kirchenleitung.

7. Vakanzen und Vertretungsdienste

Bei langerfristigen und umfangreichen Regelungen geschieht die Abstimmung zwischen dem
Konsistorium der Evangelischen Kirche und dem Gesamtvorstand des Gemeinschaftswerkes
im ,Gemeinsamen Ausschuss”. Entsprechende Antrage sind beim Konsistorium oder
Gesamt-vorstand einzureichen.

Berlin, den 23. Januar 1995
Evangelische Kirche in Berlin Brandenburg Konsistorium Wildner
Gemeinschaftswerk Berlin-Brandenburg Inspektor Martens
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Hannover
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Vereinbarung
zwischen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers,
dem Hannoverschen Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften,
dem Ohofer Gemeinschaftsverband sowie
dem Ostfriesischen Gemeinschaftsverband

Praambel
Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers, der Hannoversche Verband Landes-
kirchlicher Gemeinschaften, der Ohofer Gemeinschaftsverband und der Ostfriesische Ge-
meinschaftsverband wissen sich gemeinsam durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt.
Grundlage dieses Dienstes ist das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in
den reformatorischen Bekenntnissen bezeugt ist. In der Landeskirche gilt das evangelisch-
lutherische Bekenntnis.

Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers ist dankbar fiir den Dienst der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften und schatzt ihn als Bereicherung des Lebens der Kirchengemein-
den und als eine Form gemeindlichen Lebens. Die Landeskirchlichen Gemeinschaften leisten
damit einen wichtigen Beitrag zum Aufbau der Gemeinde Jesu Christi.

Die Landeskirchlichen Gemeinschaften verstehen sich als innerkirchliche Bewegung. Als freie
Werke wollen sie in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Kirche nach ihren Gaben und
Maoglichkeiten an dem Auftrag des Herrn Jesus Christus mitwirken.

Kirchengemeinden und Landeskirchliche Gemeinschaften pflegen auf dieser Grundlage regel-
mafigen Austausch, um die jeweiligen Gaben zu erkennen und fir den gemeinsamen Auftrag
fruchtbar zu machen.

Fur den gemeinsamen Dienst werden folgende Vereinbarungen getroffen:

.
Beauftragung von Predigern und Predigerinnen

(1) Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers beauftragt die Prediger und Predi-
gerinnen in den Landeskirchlichen Gemeinschaften zum Dienst der freien Wortverkiindigung
und der Darreichung des Sakramentes des heiligen Abendmahls. Die Beauftragung nimmt auf
Antrag des Gemeinschaftsverbandes der oder die fur den Dienstbezirk des Predigers oder der
Predigerin zustandige Landessuperintendent oder Landessuperintendentin vor, und zwar
nach einem von ihm oder ihr mit dem Prediger oder der Predigerin gefihrten Gesprach. Die
Prediger und Predigerinnen sind Mitglieder einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
Deutschland.

(2) Der Landessuperintendent oder die Landessuperintendentin kann die Beauftragung ver-
sagen oder entziehen, wenn dies aus schwerwiegenden Griinden erforderlich ist. Der Gemein-
schaftsverband kann die Beauftragung erneut beantragen, in der Regel jedoch nicht vor Ablauf
von zwei Jahren. Falls eine Versagung oder ein Entzug der Beauftragung beabsichtigt ist, wird
das Gesprach mit der zustandigen Verbandsleitung gesucht.

(3) Der Landessuperintendent oder die Landessuperintendentin erneuert in der Visitation die
Beauftragung, wenn die Voraussetzungen fir eine Beauftragung weiterhin vorliegen.
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Il
Dienstbereich

(1) Die Beauftragung wird ausgesprochen fiir den dem Prediger oder der Predigerin vom Ge-
meinschaftsverband angewiesenen Dienstbereich. Uber den Sprengelbereich hinausgehende
Wirkungsstéatten des Predigers oder der Predigerin sind inbegriffen. Andert sich der Dienstbe-
reich des Predigers oder der Predigerin, so ist dies den beteiligten Landessuperintendenturen
anzuzeigen. Die Beauftragung gilt fir den neuen Dienstbereich, wenn dieser innerhalb der
Evangelisch-lutherischen

Landeskirche Hannovers liegt und der kiinftig zustandige Landessuperintendent oder die kinf-
tig zustandige Landessuperintendentin nicht innerhalb eines Monats widerspricht. Der Lan-
dessuperintendent oder die Landessuperintendentin teilt den Superintendenten und Superin-
tendentinnen im Dienstbereich des Predigers oder der Predigerin mit, wer eine Beauftragung
innehat.

(2) Der Dienst innerhalb einer Kirchengemeinde bedarf der Zustimmung des zustandigen
Pfarramtes. Winsche der Kirchenglieder sind nach Mdglichkeit zu berlcksichtigen.

(3) Eine Zusammenarbeit auf Gemeindeebene (z.B. ortliche Dienstbesprechungen, Vorbe-
reitung gemeinsamer Aktivitaten) ist wiinschenswert.

M.
Trauungen und Beerdigungen

(1) Trauungen und Beerdigungen werden grundsatzlich vom zustéandigen Pfarramt vorge-
nommen. Wenn Gemeindeglieder es wiinschen, soll der Prediger oder die Predigerin in ange-
messener Weise an der Vorbereitung der Amtshandlung und der Durchfiihrung des Gottes-
dienstes beteiligt werden.

(2) Wiuinscht ein Gemeindeglied, dass im Ausnahmefall eine Trauung oder eine Beerdigung
von dem o&rtlichen Prediger oder der Predigerin vorgenommen wird, so kann das zustandige
Pfarramt dem Wunsch entsprechen, wenn nicht kirchlich anzuerkennende Griinde entgegen-
stehen.

(3) Bevor der Prediger oder die Predigerin eine Amtshandlung durchfiihrt, hat er oder sie das
Dimissoriale des flir das Gemeindeglied zustandigen Pfarramtes einzuholen. Wird die Ertei-
lung des Dimissoriale abgelehnt, so entscheidet auf schriftliche Beschwerde der Landessu-
perintendent oder die Landessuperintendentin.

(4) Findet die Amtshandlung nicht am Wohnsitz des Gemeindegliedes statt, so ist dariiber
hinaus im Voraus das 6rtlich zustandige Pfarramt zu informieren.

(5) Die Kirchenbuchfiihrung liegt beim zustéandigen Pfarramt.

(4) Die Verbandsleitung informiert die Landeskirche jahrlich Gber durchgefiihrte Amtshand-
lungen.

V.
Konfirmandenarbeit
(1) Konfirmandenarbeit und Konfirmation finden grundsatzlich in der Kirchengemeinde statt.

(2) Wird von der Landeskirchlichen Gemeinschaft etwas anderes gewilinscht, so soll nach
Moglichkeiten der Kooperation gesucht werden. So kénnen Prediger und Predigerinnen oder
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andere geeignete Personen im Sinn von § 8 des Gesetzes Uber die Konfirmandenarbeit Auf-
gaben in der Konfirmandenarbeit Gbernehmen.

(3) Falls es in Einzelfallen dariber hinausgehende Wiinsche gibt, werden im Rahmen des
geltenden Rechts einvernehmliche Lésungen gesucht, denen die Verbandsleitung und der zu-
standige Landessuperintendent oder die zustandige Landessuperintendentin zustimmen mds-
sen.

V.
Taufe

(1) Da das Sakrament der Taufe einen besonderen Bezug zur Gemeinde und zur gesamten
Kirche hat, soll die Taufe in der jeweiligen Kirche und durch das zustandige Pfarramt vorge-
nommen werden.

(2) Wenn eine Taufe im Rahmen der Landeskirchlichen Gemeinschaft gewlinscht wird, so
soll im Sinn von Abschnitt 1l Abs. 1 darauf hingewirkt werden, dass die Taufe in der Kirche
durch das Pfarramt unter Beteiligung des Predigers oder der Predigerin geschieht.

(3) In seelsorgerlich begriindeten Ausnahmefallen kann das Pfarramt im Benehmen mit dem
zustandigen Landesuperintendenten oder der zustandigen Landessuperintendentin die Taufe
durch den ortlichen Prediger oder die Predigerin zulassen. Abschnitt Ill Abs. 3 bis 6 gilt ent-
sprechend.

(4) Die Taufe begriindet in jedem Fall die Mitgliedschaft in der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannovers und zugleich in einer ihrer Kirchengemeinden.

VL.
Visitation
(1) Wird ein Kirchenkreis, in dem ein Prediger oder eine Predigerin vorwiegend tatig ist, visi-
tiert, so findet auch ein Gesprach zwischen der Landeskirchlichen Gemeinschaft und dem
Landessuperintendenten oder der Landessuperintendentin statt. Die Vorbereitung des Ge-
sprachs Ubernimmt der Verbandsinspektor oder die Verbandsinspektorin des Gemeinschafts-
verbandes.

(2) Aufgaben, die der Prediger oder die Predigerin im Rahmen der Beauftragung durch die
Landeskirche wahrnimmt, werden in die Visitation des Kirchenkreises einbezogen. Im Blick
auf diese Aufgaben steht der Prediger oder die Predigerin unter der Aufsicht des Visitators
oder der Visitatorin.

(3) Der Verbandsinspektor oder die Verbandsinspektorin kann zu der Visitation im Blick auf
die ortliche Landeskirchliche Gemeinschaft auch dartber hinaus hinzugezogen werden. Er
oder sie kann fir den Gemeinschaftsverband einen Bericht zur 6rtlichen Landeskirchlichen
Gemeinschaft, insbesondere zur Frage, wie der Prediger oder die Predigerin und die oértliche
Landeskirchliche Gemeinschaft inre Aufgaben erfiillen, und zur Zusammenarbeit mit Kirchen-
gemeinden und Kirchenkreis abgeben. Der Bericht ist als Anlage zu den Visitationsunterlagen
zu nehmen.

VII.
Konferenzen, Dienstbesprechungen
Die Prediger und Predigerinnen werden zu den Pfarrkonferenzen auf Kirchenkreisebene ein-
geladen.
Soweit Prediger und Predigerinnen in Kirchengemeinden Aufgaben wahrnehmen, wird erwar-
tet, dass sie im dafir erforderlichen Umfang an Konferenzen oder Dienstbesprechungen teil-
nehmen.
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Hannover, den 18. Dezember 2006

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers
Hannoverscher Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften
Ohofer Gemeinschaftsverband

Ostfriesischer Gemeinschaftsverband
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Vereinbarung
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau
mit den in ihrem Bereich titigen Gemeinschaftsverbiinden
Vom 3. November 2005
(ABL. 2006 S. 28)

Zwischen der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und folgenden Gemeinschafts-
verbdnden:

Chrischona-Gemeinschaftswerk e. V.

Hessischer Gemeinschaftsverband e. V.

Evangelischer Gemeinschaftsverband Herborn e. V.

Evangelischer Gemeinschaftsverband Hessen-Nassau e. V.

Starkenburger Gemeinschaftsverband e. V.

Stidwestdeutscher Gemeinschaftsverband e. V.

wird nachstehende Vereinbarung zur Regelung ihrer Beziehungen geschlossen:

Priambel

(1) Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die dem Evangelischen Gnadauer
Gemeinschaftsverband e. V. angehdrenden Gemeinschaftsverbidnde wissen sich gemein-
sam durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses Dienstes ist das
Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis der Reformation
bezeugt ist. Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Gemeinschaftsver-
béande stehen unter dem Auftrag, ,,ihr Bekenntnis jederzeit in gehorsamer Priifung an der
Heiligen Schrift und im Héren auf die Schwestern und Briider neu zu bezeugen* (Grund-
artikel der EKHN). So wirken sie gemeinsam durch Wort und Tat am Aufbau der Gemeinde
Jesu Christi mit.

(2) Vom allgemeinen Priestertum aller Glaubigen her verstehen sich die Gemeinschafts-
verbénde als eine geistliche Bewegung, die an Mitgliedern und Nichtmitgliedern der
Evangelischen Kirche den besonderen Auftrag der Gemeinschaftspflege und Evangelisa-
tion wahrnimmt.

(3) Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau und die Gemeinschaftsverbénde er-
fiillen den gemeinsamen Auftrag in eigener Verantwortung und gegenseitiger Achtung.
Sie tragen gemeinsam dazu bei, dass die ortlichen Gemeinschaften ihren Platz in der Kirche
behalten. Mit den nachstehenden Regelungen stimmen sie ihren Dienst aufeinander ab.
Dartiiber hinaus wollen sie anregen, Wege fiir gemeinsames vertrauensvolles Handeln zu
suchen.
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(4) Uber auftretende Gegensiitze werden die Vereinbarungspartner miteinander reden und
nach Losungen suchen, welche eine Verstandigung zum Ziel haben.

§1
(1) Die beteiligten Gemeinschaftsverbénde sind freie Werke innerhalb der Evangelischen
Kirche in Hessen und Nassau. >Sie achten und respektieren die Grundlage der Evangeli-
schen Kirche in Hessen und Nassau wie sie in ihrem Grundartikel und in der Kirchenord-
nung beschrieben ist. ;Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau achtet und respek-
tiert ihrerseits die Ordnungen der beteiligten Gemeinschaftsverbande.

(2) 1RegelmiBige Gespriche werden verabredet. ;Vor Anderungen von Ordnungen, wel-
che sich auf das Verhiltnis zueinander beziehen, werden sich die Vereinbarungspartner
gegenseitig unterrichten und konsultieren.

§2
(1) Die Mitglieder der 6rtlichen Gemeinschaften sind in der Regel Mitglieder der Evan-
gelischen Kirche.

(2) Die Verbandsleitungen achten darauf, dass die Mehrheit der Verantwortlichen in den
ortlichen Leitungsgremien der Evangelischen Kirche angehoren.

(3) Wenn Mitglieder einer rtlichen Gemeinschaft nicht der Evangelischen Kirche ange-
horen, wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaft, soweit dies moglich ist, darauf hin,
dass sie Mitglieder der Evangelischen Kirche werden.

(4) Fiir die Ubernahme des Dienstes als Prediger/Predigerin in den beteiligten Gemein-
schaftsverbianden ist in der Regel seine/ihre Kirchenmitgliedschaft Voraussetzung.

§3
(1) 1In der jeweiligen Region werden zwischen den Gemeinschaftsbezirken bzw. den 6rt-
lichen Gemeinschaften und dem Dekanat bzw. den Kirchengemeinden regelméaBige Ge-
spriche verabredet. ;Der Dekanatssynodalvorstand und die Leitungsgremien der ortlichen
Gemeinschaften konnen dazu einen Verbindungsausschuss bilden.

(2) 1Das Miteinander und die Zusammenarbeit vor Ort kann durch schriftlich gefasste
Absprachen oder ein Statut geregelt werden. ,Die Kirchenleitung und die Leitung der be-
teiligten Gemeinschaftsverbande werden dariiber informiert.

§4
(1) Die Gemeinschaftsverbiande stellen sicher, dass nur Prediger/Predigerinnen mit einer
entsprechenden Ausbildung in den Dienst genommen werden und teilen die Berufung eines
Predigers/einer Predigerin im Bereich der EKHN der Kirchenleitung mit.
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(2) 1Die Kirche erkennt den Dienst des Predigers/der Predigerin in Verkiindigung, Sak-
ramentsverwaltung, der Durchfithrung von Amtshandlungen und Unterweisung (Konfir-
mandenunterricht und Religionsunterricht) fiir die Zeit seiner/ihrer Tatigkeit in seinem/
ihrem Dienstbereich auch im Bereich der Kirche an. ,Die Kirchenleitung stellt hieriiber
zur Bestdtigung eine Urkunde aus. ;Voraussetzung dafiir ist die Kirchenmitgliedschaft des
Predigers/der Predigerin.

(3) Bei der Einflihrung eines Predigers/einer Predigerin durch einen Gemeinschaftsver-
band in eine ortliche Gemeinschaft bzw. in einen Gemeinschaftsbezirk soll das Leitende
Geistliche Amt mitwirken.

(4) Der Prediger/die Predigerin wird mit den liturgischen und rechtlichen Ordnungen der
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau vertraut gemacht.

(5) 1Wiinschen Mitglieder der Gemeinschaft und/oder ihre Angehdrigen, die zugleich
Mitglieder der Kirche sind, eine Amtshandlung und vollzieht der Prediger/die Predigerin
diese allein, so ist zuvor die Erlaubnis nach § 17 Kirchengemeindeordnung einzuholen.
»Anschlieflend sind die erforderlichen Angaben dem zustdndigen Pfarrer/der zustéindigen
Pfarrerin fiir den Eintrag im Kirchenbuch mitzuteilen.

(6) Die Bestitigung nach Abs. 2 kann aus wichtigem Grund nach Riicksprache mit der
Leitung des zustidndigen Gemeinschaftsverbandes widerrufen werden.

§5
(1) Die Feier des Heiligen Abendmahls wird in den Gemeinschaften in der Regel vom
Prediger/von der Predigerin geleitet, deren Dienst nach § 4 Abs. 2 anerkannt und bestitigt
wurde. ,Er/Sie kann Alteste (leitende Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen) hinzuzichen.

(2) Abendmabhlsfeiern der Gemeinschaften sind offen fiir alle evangelischen Gemeinde-
glieder.

§6
1Weil die Taufe auch die Mitgliedschaft in der Evangelischen Kirche begriindet, wird sie
in der Regel im offentlichen Gottesdienst der Kirchengemeinde vom zustédndigen Pfarrer/
von der zustdandigen Pfarrerin gehalten. ,In Ausnahmefallen kann der Prediger/die Predi-
gerin, wenn sein/ihr Dienst nach § 4 Abs. 2 anerkannt und bestitigt worden ist, die Taufe
nach Vorliegen der Erlaubnis gemél § 17 Kirchengemeindeordnung vollziehen.

§7
(1) 1Konfirmationsunterricht und Konfirmation sind bezogen auf die Taufe und wollen
hinfiihren zur miindigen Mitgliedschaft in der Kirche. ;Deshalb gehoren sie in die Ver-
antwortung der Kirchengemeinde und des zustéindigen Pfarrers/der zusténdigen Pfarrerin.
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(2) Wenn in Ausnahmefillen in einer Gemeinschaft Konfirmandenarbeit vorgesehen ist,
verabreden Gemeinschaft und Kirchengemeinde, in welcher Weise sie beim Unterricht,
bei der Vorstellung und bei der Konfirmation zusammenwirken.

§8
1Ein Prediger/eine Predigerin, dessen/deren Dienst von der EKHN anerkannt und bestétigt
wurde, kann auf der Grundlage der in den Léandern Hessen und Rheinland-Pfalz geltenden
Bestimmungen im Rahmen eines nebenberuflichen Lehrauftrages Religionsunterricht er-
teilen. ,Die Erteilung setzt eine Lehrbefédhigung, die kirchliche Bevollméachtigung und ei-
nen Gestellungsvertrag voraus.

§9
(1) Um einer sinnvollen Ergénzung willen fiihren Kirchengemeinden und die ortlichen
Gemeinschaften bei der Festlegung der Zeiten fiir Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden
und sonstige Veranstaltungen Gespriache mit dem Ziel, Riicksicht aufeinander zu nehmen
und Absprachen zu treffen.

(2) Zum gegenseitigen Kennenlernen und besseren Verstehen sollen gemeinsame Veran-
staltungen und gegenseitige Einladungen beitragen.

(3) In diesem Sinne soll eine Gemeinschaft beim Kirchlichen Besuchsdienst einer Kir-
chengemeinde beteiligt werden.

§ 10

(1) Die Leitungen der beteiligten Gemeinschaftsverbidnde libernechmen gegeniiber der
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau die Verantwortung dafiir, dass Wortverkiin-
digung, Sakramentsverwaltung, Amtshandlungen und Unterweisung mit den Ordnungen
der Gemeinschaftsverbande und dem kirchlichen Recht im Rahmen dieser Vereinbarung
iibereinstimmen.

(2) BeiKonfliktféllen, die auf drtlicher Ebene nicht geklart werden konnen, und bei Fragen
von grundsétzlicher Bedeutung werden die Leitungen der Gemeinschaftsverbande und die
Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau hinzugezogen.

(3) Die Kirchenleitung und die beteiligten Gemeinschaftsverbande bitten alle mit dem
Dienst der Verkiindigung und der Leitung in den Kirchengemeinden und Gemeinschaften
Beauftragten, die Regelungen der Vereinbarung und die aufgrund von § 3 erfolgten Ab-
sprachen zu beachten und in gegenseitiger Offenheit und in gutem Einvernehmen zu prak-
tizieren.
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§11

Diese Vereinbarung gilt mit Wirkung vom 1. September 2005. Der Vertrag kann von bei-
den Seiten mit einer Frist von drei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres gekiindigt wer-
den.
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Vereinbarung
zwischen

der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau -
vertreten durch die Kirchenleitung -
Paulusplatz 1, 64285 Darmstadt
und
dem Liebenzeller Gemeinschaftsverband e. V. -
vertreten durch den Vorstand -
LiobastraRe 11, 75378 Bad Liebenzell

wird unter Bezugnahme auf die Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche in Hessen
und Nassau und den in ihrem Bereich tatigen Gemeinschaftsverbanden vom 23. Juni 1993
(Anlage) folgende Vereinbarung zur Regelung ihrer Beziehungen geschlossen:

§ 1

Der Liebenzeller Gemeinschaftsverband e. V. tritt der vom 23. Juni 1993 geschlossenen Ver-
einbarung zwischen der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und den in ihrem Be-
reich tatigen Gemeinschaftsverbanden, die zum Evangelischen Gnadauer Gemeinschaftsver-
band e. V. gehéren, bei.

§2

Diese Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung durch die Kirchenleitung der Evangelischen Kir-
che in Hessen und Nassau und den Vorstand des Liebenzeller Gemeinschaftsverbandes e.
V.in  Kraft.

Darmstadt, 8. November 2013

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau
Dr. Volker Jung
Kirchenprésident

Liebenzeller Gemeinschaftsverband e. V.
Pfarrer Dr. Hartmut Schmid
Vorsitzender

Erklarung des Liebenzeller Gemeinschaftsverban-
des (LGV) anlasslich der Unterzeichnung der Ver-
einbarung mit der EKHN

Der LGV hat die am 1. September 2005 in Kraft getretene Vereinbarung mit der EKHN nicht
unterzeichnet. Der Grund dafiir war die in der EKHN moglich gewordene Segnung gleichge-
schlechtlicher Paare.

Anlasslich der Unterzeichnung der Vereinbarung stellt der LGV fest, dass sich im Blick auf die
Segnung gleichgeschlechtlicher Paare das Verstandnis des LGV nicht verandert hat.
Segnungen gleichgeschlechtlicher Paare durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des LGV und
in Raumen des LGV sind auch in Zukunft nicht mdglich.

Dr. Hartmut Schmid,
Vorsitzender
8. November 2013
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Auf dem Hintergrund intensiver Gesprédche zwischen der Leitung der Evangelischen Kir-
che von Kurhessen-Waldeck und den in ihrem Raum

tatigen Gemeinschaftsverbdnden (Chrischona-Gemeinschaftswerk, Giesen;
Evangelischer Gemeinschaftsverband Hessen-Nassau, Melsungen;
Hessischer Gemeinschaftsverband, Marburg, Thiringer Gemeinschaftsbund,
Schmalkalden; Waldecker — Gemeinschaftsverband, Korbach) kam es im
Mérz 1992 zur Verabschiedung des folgenden Gesetzes der Evangelischen
Kirche von Kurhessen- Waldeck.

Kirchengesetz
uber den Dienst der Prediger landeskirchlicher Gemeinschaften in der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck
Vom 28. Marz 1992
Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck 1992, S. 58-59

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat am 28. Marz 1992
in Hofgeismar das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§1

(1) Der Bischof kann Prediger landeskirchlicher Gemeinschaften auf ihr Begehren mit der
offentlichen Wortverkindigung, der Verwaltung des Abendmabhls und der Vornahme von Amts-
handlungen in dem in diesem Kirchengesetz festgelegten Rahmen beauftragen. Der Prediger
hat die Zustimmung des Gemeinschaftsverbandes vorzulegen.

(2) Voraussetzung fur die Beauftragung ist, dass

a) der Prediger einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehort,

b) der Prediger eine Predigerausbildung, die vom Landeskirchenamt anerkannt ist, abge-
schlossen hat,

c) der Gemeinschaftsverband, in dessen Dienst der Prediger steht, im Sinne von Artikel 87
der Grundordnung als freies Werk innerhalb der Landeskirche an der Erflllung des
kirchlichen Auftrags mitwirkt und

d) zwischen den kirchlichen Kérperschaften und dem Gemeinschaftsbezirk des Predigers
eine ortliche Vereinbarung nach einem von dem Landeskirchenamt herausgegebenen
Muster abgeschlossen worden ist; die kirchlichen Kérperschaften bedurfen zum Ab-
schluss der Vereinbarung der Genehmigung des Landeskirchenamtes.

(3) Der Bischof kann in Ausnahmefallen von der Voraussetzung nach Absatz 2 Buchstabe
b) absehen.

§2
(1) Die Beauftragung durch den Bischof wird in einem Gottesdienst erteilt; steht die Beauf-
tragung im Zusammenhang mit der Neubesetzung einer Predigerstelle, so soll dies der Ein-
fUhrungsgottesdienst sein.

(2) An dem Gottesdienst wirkt der zustandige Dekan nach Maligabe einer Einigung mit dem
Gemeinschaftsverband mit.

(3) Uber die Beauftragung erhalt der Prediger eine Urkunde.
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§3
(1) Der nach § 1 Absatz 1 beauftragte Prediger kann tUber die Wortverkiindigung und die Ver-
waltung des Abendmahls in Gemeinschaftsveranstaltungen hinaus nach Maligabe der ortli-
chen Vereinbarung

1. auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft an einer Taufe, Trauung oder Beerdigung
mit Gebet, Lesung und Verkiindigung beteiligt werden.

2. auf Bitte des Pfarrers in den Kirchengemeinden
a) einzelne Dienste in Verkindigung und Verwaltung des Abendmahls wahrnehmen und
b) einen besonderen Dienst in Seelsorge und Unterweisung Gbernehmen sowie

3. nach Einholung des Dimissoriale auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft Trauung
und Beerdigung vornehmen.

(2) Sofern die ortliche Vereinbarung es vorsieht, kann der Prediger in Ausnahmefallen nach
schriftlicher Einholung des Dimissoriale eine Taufe vornehmen.

(3) Nach Vornahme der Amtshandlung sind die erforderlichen Angaben dem zustandigen
Pfarramt mitzuteilen.

§4
Das Landeskirchenamt macht den Prediger mit den geltenden liturgischen und rechtlichen
Ordnungen vertraut.

§5
Wenn der standige Dienst des Predigers in dem Gemeinschaftsbezirk endet, erlischt der vom
Bischof erteilte Auftrag.

§6
Sind die Voraussetzungen nach § 1 Absatz 2 Buchstaben a) - c) fir eine Beauftragung gege-
ben, ist aber eine o6rtliche Vereinbarung nach § 1 Absatz 2 Buchstabe d) noch nicht abge-
schlossen, so werden die Wortverkindigung und die Verwaltung des Abendmahls durch den
Prediger in Gemeinschaftsveranstaltungen vorlaufig anerkannt.

§7
Unstimmigkeiten zwischen den Beteiligten Uber die Ausliibung des Dienstes sollen von den
Partnern der ortlichen Vereinbarung beigelegt werden, gelingt das nicht, so ist der Streitfall
dem Landeskirchenamt und der Leitung des Gemeinschaftsverbandes vorzulegen.

§8
Der Bischof kann dem Prediger aus wichtigem Grund den Auftrag entziehen. Zuvor ist der
Leitung des Gemeinschaftsverbandes Gelegenheit zur Erérterung Uber die Behebung der
Schwierigkeiten zu geben.

§9
Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkiindung in Kraft. Vorstehendes Kirchen-
gesetz wird hiermit verkiindet.

Kassel, den 8. April 1992

Giesler
Pralat, mit der Wahrnehmung des bischéflichen Amtes beauftragt

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck 1992, 5. 98-99
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Muster fur eine ortliche Vereinbarung gemaR § 1 Abs. 2 Buchstabe d des Kirchen-
gesetzes liber den Dienst der Prediger in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-
Waldeck

Landeskirchenamt Kassel, den 17. Juli 1992
A3245/92-A3245/92-R151-2

Das Landeskirchenamt hat in der Sitzung am 5. Mai 1992 das nachstehende Muster fir eine
ortliche Vereinbarung gemaf oben genanntem Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verof-
fentlicht wird.

Dickel
Oberlandeskirchenrat

Muster
fur eine ortliche Vereinbarung gemaR §1 Abs. 2 Buchstabe d des
Kirchengesetzes tber den Dienst der Prediger
in der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck

Der Gemeinschaftsbezirk ..........coovviiiiiiiiiiiiieeeee
vertreten durCh .......o..vieii e ,
und (kirchliche Korperschaften),

vertreten durCh ...
schlief3en folgende Vereinbarung:

. Verbindungsausschuss

1. Die Partner dieser Vereinbarung bilden einen paritatisch besetzten Verbindungsaus-
schuss. Dem Verbindungsausschuss sollen nicht mehr als acht Mitglieder angehoéren. Die Mit-
glieder werden von den entsenden den Leitungsorganen aus deren Mitte berufen.

2. Die Mitglieder des Verbindungsausschusses wahlen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden
und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Diese sollen nicht dem gleichen Entsendungsgre-
mium angehdren. Zur ersten Sitzung 1adt der zustéandige Dekan ein und leitet die Wahl.

3. Der Verbindungsausschuss tritt auf Einladung seines Vorsitzenden mindestens einmal im
Jahr zusammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens die Halfte der Mitglieder dies unter
Angabe der Tagesordnungspunkte verlangt. Er ist beschlussfahig bei Anwesenheit von min-
destens zwei Dritteln der Zahl der Mitglieder.

4. Beschlusse werden mit der Mehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenthaltungen gelten
bei Wahlen (1. Abs. 2) als Neinstimmen, im Ubrigen als nicht abgegebene Stimmen.

5. Der Verbindungsausschuss hat die Aufgaben,

5.1 die gemeinsamen Beziehungen weiterzuentwickeln,

5.2 den Erfahrungsaustausch unter den Vereinbarungspartnern zu fordern,

5.3 Empfehlungen fir die Festlegung von Zeiten fir Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden
und sonstige Veranstaltungen zu geben,
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5.4 bei Auftreten von Unstimmigkeiten unter den Vereinbarungspartnern zu vermitteln und
5.5 Anregungen zu geben fir

5.5.1 gemeinsame Veranstaltungen (Bibelstunden, Evangelisati-

onen usw.) und

5.5.2 das Zusammenwirken in der Offentlichkeitsarbeit (kirchliche Nachrichten in der Presse,
eigene Blatter, Gemeindebriefe, Ankindigungen, Schaukasten usw.).

Il. Kirchenmitgliedschaft

Die Vertragspartner gehen davon aus, dass die Mitglieder der 6rtlichen Gemeinschaft in der
Regel Mitglieder einer evangelischen Landeskirche sind. Wenn Mitglieder einer 6rtlichen Ge-
meinschaft nicht der evangelischen Kirche angehdren, wirken die Verantwortlichen der Ge-
meinschaft, soweit dies moglich ist, darauf hin, dass sie Mitglieder der evangelischen Kirche
werden.

lll. Abendmahl

1. Abendmabhlsfeiern in den Gemeinschaften sind offen fir alle Gemeindeglieder.

2. Die Feier des heiligen Abendmahls in den Gemeinschaften wird von dem Pfarrer oder dem
Prediger geleitet. Alteste der Gemeinschaft (leitende Mitarbeiter) kénnen hinzugezogen wer-
den.

IV. Trauung und Beerdigung sowie weitere Dienste in der Kirchengemeinde®
1. Auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft kann der Prediger bei einer Taufe, Trauung
oder Beerdigung durch Gebet, Lesung und Verklindigung beteiligt werden.

2. Auf Bitte des Pfarrers kann der Prediger in den Kirchengemeinden
a) einzelne Dienste in Verkiindigung und Verwaltung des Abendmahls wahrnehmen und
b) einen besonderen Dienst in Seelsorge und Unterweisung Ubernehmen.

3. Wiunschen Mitglieder der Gemeinschaft, das ihr Prediger eine Trauung oder eine Beerdi-
gung vornimmt, so ist das Dimissoriale einzuholen. Nach der Amtshandlung sind die erforder-
lichen Angaben dem zustandigen Pfarramt fir den Eintrag im Kirchenbuch mitzuteilen.

V. Regelungen und Unstimmigkeiten

Unstimmigkeiten, die die Vertragspartner nicht beilegen kénnen, legen sie dem Landeskir-
chenamt der Evangelischen Kirche von Kurhessen Waldeck und der Leitung des Gemein-
schaftsverbandes vor und bitten diese um einen gemeinsamen Entscheidungsvorschlag.

VI. Inkrafttreten
Diese Vereinbarung tritt am........... in Kraft.

Sie bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung des Landeskirchenamtes und der Leitung
des Gemeinschaftsverbandes.

78



GemeinschaftspastorInnengesetz Gemeinschaftspastorlnnen-G 497

Kirchengesetz iiber den Dienst der
Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren
landeskirchlicher Gemeinschaften in der Evangelischen

Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 28. Mirz 1992

KABI. S. 58
Anderungen
Lfd. Nr. [Anderndes Recht Datum Fundstelle
1 Kirchengesetz 25. November 2021 [KABI. S. 209

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat am 28. Marz
1992 in Hofgeismar das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§1
(1) Die Bischofin oder der Bischof kann Gemeinschaftspastorinnen oder Gemeinschafts-
pastoren landeskirchlicher Gemeinschaften auf ihr Begehren mit der 6ffentlichen Wort-
verkiindigung, der Verwaltung des Abendmahls und der Vornahme von Amtshandlungen
in dem in diesem Kirchengesetz festgelegten Rahmen beauftragen. .Die Gemeinschafts-
pastorin oder der Gemeinschaftspastor hat die Zustimmung des Gemeinschaftsverbandes
vorzulegen.

(2) Voraussetzung fiir die Beauftragung ist, dass

a) die Gemeinschaftspastorin oder der Gemeinschaftspastor einer Gliedkirche der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland angehort,

b) die Gemeinschaftspastorin oder der Gemeinschaftspastor eine Ausbildung, die vom
Landeskirchenamt anerkannt ist, abgeschlossen hat,

c¢) der Gemeinschaftsverband, in dessen Dienst die Gemeinschaftspastorin oder der Ge-
meinschaftspastor steht, im Sinne von Artikel 87 der Grundordnung als freies Werk
innerhalb der Landeskirche an der Erfiillung des kirchlichen Auftrags mitwirkt und

d) zwischen den kirchlichen Korperschaften und dem Gemeinschaftsbezirk der Gemein-
schaftspastorin oder des Gemeinschaftspastors eine drtliche Vereinbarung nach einem
von dem Landeskirchenamt herausgegebenen Muster abgeschlossen worden ist; die
kirchlichen Kdorperschaften bediirfen zum Abschluss der Vereinbarung der Genehmi-
gung des Landeskirchenamtes.
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(3) Die Bischofin oder der Bischof kann in Ausnahmefallen von der Voraussetzung nach
Absatz 2 Buchstabe b) absehen.

§2
(1) Die Beauftragung durch die Bischéfin oder den Bischof wird in einem Gottesdienst
erteilt; steht die Beauftragung im Zusammenhang mit der Neubesetzung einer Gemein-
schaftspastorenstelle, so soll dies der Einfithrungsgottesdienst sein.

(2) An dem Gottesdienst wirkt die zustdndige Dekanin oder der zustdndige Dekan nach
MaBgabe einer Einigung mit dem Gemeinschaftsverband mit.

(3) Uber die Beauftragung erhilt die Gemeinschaftspastorinn oder der Gemeinschafts-
pastor eine Urkunde.

§3
(1) Die Gemeinschaftspastorin oder der Gemeinschaftspastor mit einer Beauftragung
nach § 1 Absatz 1 kann iiber die Wortverkiindigung und die Verwaltung des Abendmahls
in Gemeinschaftsveranstaltungen hinaus nach Mafigabe der ortlichen Vereinbarung

1. auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft an einer Taufe, Trauung oder Beerdi-
gung mit Gebet, Lesung und Verkiindigung beteiligt werden,

2. auf Bitte des Pfarrers oder der Pfarrerin in den Kirchengemeinden

a) einzelne Dienste in Verkiindigung und Verwaltung des Abendmahls wahrnehmen
und

b) einen besonderen Dienst in Seelsorge und Unterweisung iibernehmen sowie

3. nach Einholung des Dimissoriale auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft
Trauung und Beerdigung vornehmen.

(2) Sofern die ortliche Vereinbarung es vorsieht, kann die Gemeinschaftspastorin oder der
Gemeinschaftspastor in Ausnahmeféllen nach schriftlicher Einholung des Dimissoriale
eine Taufe vornehmen.

(3) Nach Vornahme der Amtshandlung sind die erforderlichen Angaben dem zusténdigen
Pfarramt mitzuteilen.

§4
Das Landeskirchenamt macht die Gemeinschaftspastorin oder den Gemeinschaftspastor
mit den geltenden liturgischen und rechtlichen Ordnungen vertraut.
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§5
Wenn der standige Dienst der Gemeinschaftspastorin oder des Gemeinschaftspastors in
dem Gemeinschaftsbezirk endet, erlischt der von der Bischofin oder vom Bischof erteilte
Auftrag.

§6
Sind die Voraussetzungen nach § 1 Absatz 2 Buchstaben a) — c) fiir eine Beauftragung
gegeben, ist aber eine Ortliche Vereinbarung nach § 1 Absatz 2 Buchstabe d) noch nicht
abgeschlossen, so werden die Wortverkiindigung und die Verwaltung des Abendmahls
durch die Gemeinschaftspastorin oder den Gemeinschaftspastor in Gemeinschaftsverans-
taltungen vorléufig anerkannt.

§7
Unstimmigkeiten zwischen den Beteiligten {iber die Ausiibung des Dienstes sollen von
den Partnern der ortlichen Vereinbarung beigelegt werden; gelingt das nicht, so ist der
Streitfall dem Landeskirchenamt und der Leitung des Gemeinschaftsverbandes vorzule-
gen.

§8
1Die Bischofin oder der Bischof kann der Gemeinschaftspastorin oder dem Gemein-
schaftspastor aus wichtigem Grund den Auftrag entziehen. ,Zuvor ist der Leitung des Ge-
meinschaftsverbandes Gelegenheit zur Erdrterung tiber die Behebung der Schwierigkeiten
zu geben.

§9

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkiindung! in Kraft.

1 Verkiindet am 28. April 1992.
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Vereinbarung
zwischen dem Lippischen Landeskirchenrat
und dem Vorstand des Lippischen Gemeinschaftsbundes

Die Lippische Landeskirche und der Lippische Gemeinschaftsbund treffen flr ihre Zusammen-
arbeit folgende Vereinbarung:

.

1. .Dienet einander, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat.“ (1. Petrus 4,10). Der
Auftrag Jesu Christi zur Verkiindigung des Evangeliums verpflichtet die Lippische Landeskir-
che und den Lippischen Gemeinschaftsbund zu Zeugnis und Dienst.

2. Zeugnis und Dienst ,sind erbaut auf dem Grunde der Apostel und Propheten, da Jesus
der Eckstein ist”,

sie sind gegriindet ,in der Botschaft der Heiligen Schrift, wie sie im Alten und Neuen Tes-
tament bewahrt, in den altkirchlichen Glaubensbekenntnissen ausgesagt, im Bekenntnis
der Reformation in neuer Klarheit ans Licht getreten und durch die Theologische Erkldrung
der Bekenntnissynode von Barmen als Wegweisung flir die angefochtene Kirche gedeutet
ist*,

sie geschehen ,getreu dem Bekenntnis zu Gott, dem Vater, der die Welt aus nichts er-
schaffen und sein Volk Israel erwéhlt hat und ihm die Treue hélt,

zu Jesus Christus, dem gekreuzigten und auferstandenen Sohn Gottes, der wiederkom-
men und sein Reich vollenden wird,

und zum Heiligen Geist, der lebendig macht und der Kirche Gemeinschaft (iber alle Gren-
zen schenkt.“ (Vgl. Praambel der Verfassung der Lippischen Landeskirche.)

3. Der Lippische Gemeinschaftsbund gestaltet als freies Werk seine Arbeit in eigener Verant-
wortung. In gegenseitiger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit sind Lippische
Landeskirche und Lippischer Gemeinschaftsbund bemuiht, mit ihren Méglichkeiten und Gaben
zusammenzuwirken im gemeinsamen Auftrag des Herrn Jesus Christus.

Il

1. a) Unbeschadet der Aufgabe eines jeden Gemeindegliedes, das Evangelium zu bezeugen,
geschieht der geordnete Dienst an Wort und Sakrament in der Lippischen Landeskirche vor-
nehmlich durch die Pfarrerinnen und Pfarrer. (Artikel 17, Abs. 1 der Verfassung)

b) Dartber hinaus kann der Landeskirchenrat Prediger/innen des Lippischen Gemeinschafts-
bundes auf Vorschlag des Lippischen Gemeinschaftsbundes und mit ihrer Zustimmung mit der
offentlichen Wortverkiindigung, dem Austeilen des Abendmahles und der Vornahme von
Amtshandlungen in dem in dieser Vereinbarung festgelegten Rahmen beauftragen.

c) Voraussetzung fir die Beauftragung ist, dass
aa) der/die Prediger/in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche angehdrt,

bb) er/die Prediger/in eine Predigerausbildung, die vom Landeskirchenamt anerkannt ist, ab-
geschlossen hat.

2. Die Beauftragung durch den Landeskirchenrat wird in einem Gottesdienst ausgesprochen.
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Uber die Beauftragung erhalt der/die Prediger/in eine Urkunde.
3. Der/die beauftragte Prediger/in kann Uber die Wortverkiindigung und die Feier des Abend-
mahles in Gemeinschaftsveranstaltungen hinaus

a) auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft an einer Taufe, Trauung, Beerdigung mit
Gebet, Lesung und Verkindigung beteiligt werden,

b) auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft und nach Absprache mit dem Pfarrer/der
Pfarrerin der Kirchengemeinde eine Taufe, Trauung oder Beerdigung vornehmen,

c) auf Bitte des Pfarrers/der Pfarrerin in einer Kirchengemeinde einzelne Dienste in der Ver-
kiindigung und der Feier des Abendmahles wahrnehmen und einen besonderen Dienst in
Seelsorge und Unterweisung tUbernehmen.

Es gelten die entsprechenden Lebensordnungen der Lippischen Landeskirche.

4. Bei Diensten in Gemeinden der Lippischen Landeskirche halten sich die Prediger/innen an
die jeweils in der Gemeinde geltende Agende.

5. Wenn der stéandige Dienst des Predigers/der Predigerin im Lippischen Gemeinschaftsbund
endet, erlischt der vom Landeskirchenrat erteilte Auftrag. Endet der hauptamtliche Dienst des
Predigers/ der Predigerin durch Eintritt in den Ruhestand und bleibt der/die Prediger/in Mitglied
im Lippischen Gemeinschaftsbund, so wird der Auftrag.

6. Unstimmigkeiten zwischen den Beteiligten tber die Ausliibung des Dienstes sollen vor Ort
beigelegt werden. Gelingt dies nicht, so ist der Streitfall dem Landeskirchenamt und Leitung
des Lippischen Gemeinschaftsbundes vorzulegen.

7. Der Landeskirchenrat kann dem/der Prediger/in aus wichtigem Grunde den Auftrag entzie-
hen. Zuvor hat die Leitung des Lippischen Gemeinschaftsbundes Gelegenheit zur Erdrterung
der Schwierigkeiten zu geben.

8. Die Lippische Landeskirche und der Lippische Gemeinschaftsbund gehen davon aus, dass
die Mitglieder der ortlichen Gemeinschaften in der Regel Mitglieder der Lippischen Landeskir-
che sind. Wenn Mitglieder einer ortlichen Gemeinschaft nicht der Lippischen Landeskirche
angehoren, wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaft, soweit dies maglich ist, darauf hin,
dass sie Mitglieder der Lippischen Landeskirche werden.

M.
Die Unterzeichner dieser Vereinbarung wollen sich weiter daflr einsetzen, dass ihre Gemein-
samkeit in Zeugnis und Dienst deutlich bleibt. Darum treffen sie folgende weitere Absprachen:

1. Der Landeskirchenrat und die Leitung des Lippischen Gemeinschaftsbundes treffen sich in
regelmaRigen Abstanden zu gemeinsamen Gesprachen.

2. Der Landessuperintendent |adt die Prediger/innen zusammen mit anderen, die den Auftrag
zur Wortverkliindigung aufRerhalb der Pfarrerschaft der Lippischen Landeskirche zugespro-
chen bekommen haben, ein. Diese Gesprache sammeln zum Gesprach lUber Zeugnis und
Dienst, Uber theologische Fragen und Akzente des geistlichen Lebens.

IV.
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Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 2001 in Kraft.
Detmold, den 13. Dezember 2000

Lippischer Landeskirchenrat

Gerrit Noltensmeier

(Landessuperintendent)

Martin Boéttcher (Prases)

Dr. Arno Schildberg (Juristischer Kircherat)
Andreas-Chr. Tiibler (Theologischer Kirchenrat)
Christiane Nolting (Synodale)

Ingrid Machentanz (Synodale)

Ute Windmann (Synodale)

Lippischer Gemeinschaftsbund
Andreas Albers

Hannelore Klatt

Harald Niillmeier

Heinz Peter

Vereinbarung
zwischen dem Lippischen Landeskirchenrat
und dem Vorstand des Lippischen Gemeinschaftsbundes
in der Fassung vom 1. Marz 2010 gemal Beschluss des Lippischen Landeskirchenrates und
des Gemeinschaftsrates des Lippischen Gemeinschaftsbundes

Die Lippische Landeskirche und der Lippische Gemeinschaftsbund treffen fir ihre Zusammen-
arbeit folgende Vereinbarung:

L.

1. ,Dienet einander, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat.“ (1. Petrus 4,10). Der
Auftrag Jesu Christi zur Verkiindigung des Evangeliums verpflichtet die Lippische Landeskir-
che und den Lippischen Gemeinschaftsbund zu Zeugnis und Dienst.

2. Zeugnis und Dienst ,sind erbaut auf dem Grunde der Apostel und Propheten, da Jesus
der Eckstein ist sie sind gegriindet ,in der Botschaft der Heiligen Schrift, wie sie im Alten
und Neuen Testament bewabhrt, in den altkirchlichen Glaubensbekenntnissen ausgesagt,
im Bekenntnis der Reformation in neuer Klarheit ans Licht getreten und durch die Theolo-
gische Erklérung der Bekenntnissynode von Barmen als Wegweisung fiir die angefoch-
tene Kirche gedeutet ist”,

sie geschehen ,getreu dem Bekenntnis zu Gott, dem Vater, der die Welt aus nichts er-
schaffen und sein Volk Israel erwéhlt hat und ihm die Treue hélt,

zu Jesus Christus, dem gekreuzigten und auferstandenen Sohn Gottes, der wiederkom-
men und sein Reich vollenden wird,

und zum Heiligen Geist, der lebendig macht und der Kirche Gemeinschatft tiber alle Gren-
zen schenkt.“ (Vgl. Praambel der Verfassung der Lippischen Landeskirche.)

3. Der Lippische Gemeinschaftsbund gestaltet als freies Werk seine Arbeit in eigener Verant-
wortung. In gegenseitiger Achtung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit sind Lippische
Landeskirche und Lippischer Gemeinschaftsbund bemuiht, mit ihren Méglichkeiten und Gaben
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zusammenzuwirken im gemeinsamen Auftrag des Herrn Jesus Christus.

Il

1. a) Unbeschadet der Aufgabe eines jeden Gemeindegliedes, das Evangelium zu bezeugen,
geschieht der geordnete Dienst an Wort und Sakrament in der Lippischen Landeskirche vor-
nehmlich durch die Pfarrerinnen und Pfarrer. (Artikel 17, Abs. 1 der Verfassung)

b) Darlber hinaus kann der Landeskirchenrat Prediger/innen des Lippischen Gemeinschafts-
bundes auf Vorschlag des Lippischen Gemeinschaftsbundes und mit ihrer Zustimmung mit der
offentlichen Wortverkiindigung, dem Austeilen des Abendmahles und der Vornahme von
Amtshandlungen in dem in dieser Vereinbarung festgelegten Rahmen beauftragen.

¢) Voraussetzung fir die Beauftragung ist, dass

aa) der/die Prediger/in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche angehort, bb) er/die Pre-
diger/in eine Predigerausbildung, die vom Landeskirchenamt anerkannt ist, abgeschlossen
hat.

2. Die Beauftragung durch den Landeskirchenrat wird in einem Gottesdienst ausgesprochen.
Die reformierten Predigerinnen und Prediger werden durch die Landessuperintendentin oder
den Landessuperintendent, die lutherischen Predigerinnen und Prediger durch die lutherische
Superintendentin oder den lutherischen Superintendent unter Gebet und Handauflegung ge-
segnet und in den Dienst gemaR dieser Vereinbarung gesandt. Uber die Beauftragung erhalt
der/die Prediger/in eine Urkunde.

3. Der/die beauftragte Prediger/in kann tber die Wortverkiindigung und die Feier des Abend-
mahles in Gemeinschaftsveranstaltungen hinaus

a) auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft an einer Taufe, Trauung, Beerdigung mit
Gebet, Lesung und Verkindigung beteiligt werden,

b) auf Wunsch von Mitgliedern der Gemeinschaft und nach Absprache mit dem Pfarrer/der
Pfarrerin der Kirchengemeinde eine Taufe, Trauung oder Beerdigung vornehmen,

c) auf Bitte des Pfarrers/der Pfarrerin in einer Kirchengemeinde einzelne Dienste in der Ver-
kiindigung und der Feier des Abendmahles wahrnehmen,

d) auf Bitte des Pfarrers/der Pfarrerin in einer Kirchengemeinde einen besonderen Dienst in
Seelsorge und Unterweisung tUbernehmen.

Es gelten die entsprechenden Lebensordnungen der Lippischen Landeskirche.

4. Bei Diensten in Gemeinden der Lippischen Landeskirche halten sich die Prediger/innen an
die jeweils in der Gemeinde geltende Agende.

5. Wenn der hauptamtliche Dienst des Predigers/der Predigerin im Lippischen Gemein-
schaftsbund endet, erlischt der vom Landeskirchenrat erteilte Auftrag. Endet der hauptamtli-
che Dienst des Predigers/der Predigerin durch Eintritt in den Ruhestand und bleibt der/die
Prediger/in Mitglied im Lippischen Gemeinschaftsbund, so wird der Auftrag gemal dieser Ver-
einbarung automatisch in eine Beauftragung als Pradikant gemaR Pradikantenordnung vom
25.11.2008 umgewandelt. § 3, Abs. 3 der Pradikantenordnung trifft auf die Prediger/innen im
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Ruhestand nicht zu, da sie generell im Bereich des Lippischen Gemeinschaftsbundes/der Lip-
pischen Landeskirche tatig sein konnen.

6. Unstimmigkeiten zwischen den Beteiligten Uber die Ausiibung des Dienstes sollen vor Ort
beigelegt werden. Gelingt dies nicht, so ist der Streitfall dem Landeskirchenamt und dem Vor-
stand des Lippischen Gemeinschaftsbundes vorzulegen.

7. Der Landeskirchenrat kann dem/der Prediger/in aus wichtigem Grunde den Auftrag entzie-
hen. Zuvor ist dem Vorstand des Lippischen Gemeinschaftsbundes Gelegenheit zur Erorte-
rung der Schwierigkeiten zu geben.

8. Die Lippische Landeskirche und der Lippische Gemeinschaftsbund gehen davon aus, dass
die Mitglieder der ortlichen Gemeinschaften in der Regel Mitglieder der Lippischen Landeskir-
che sind. Wenn Mitglieder einer ortlichen Gemeinschaft nicht der Lippischen Landeskirche
angehoren, wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaft, soweit dies maéglich ist, darauf hin,
dass sie Mitglieder der Lippischen Landeskirche werden.

Il.
Die Unterzeichner dieser Vereinbarung wollen sich weiter dafiir einsetzten, dass ihre Gemein-
samkeit in Zeugnis und Dienst deutlich bleibt. Darum treffen sie folgende weitere Absprachen:

1. Der Landeskirchenrat und die Leitung des Lippischen Gemeinschaftsbundes treffen sich in
regelmafigen Abstanden zu gemeinsamen Gesprachen.

2. Der Landessuperintendent Iadt die Prediger/innen zusammen mit anderen, die den Auftrag
zur Wortverklindigung auf3erhalb der Pfarrerschaft der Lippischen Landeskirche zugespro-
chen bekommen haben, ein. Diese Gesprache sammeln zum Gesprach ber Zeugnis und
Dienst, Uber theologische Fragen und Akzente des geistlichen Lebens.

IV.
Nach Unterzeichnung und Inkrafttreten dieser Vereinbarung am 1. Marz 2010 endet die Glil-
tigkeit der bisherigen Vereinbarung vom 1. Januar 2001.

Der Lippischen Landeskirchenrat

Der Vorstand des Lippischen Gemeinschaftsbundes
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Vertrag
tiber Grundsatze und Regelungen
fiir die Zusammenarbeit
zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland,
dem Verband der Gemeinschaften in der Evangelischen Kirche
in Schleswig-Holsteine. V.,
dem Mecklenburgischen Gemeinschaftsverband e. V.
innerhalb der Evangelischen Landeskirche
und dem Landesverband evangelischer Gemeinschaften Vorpommern e. V.
Vom 29. Juni 2015

Zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (im Folgenden: Nordkir-
che),

- vertreten durch die Erste Kirchenleitung, diese wiederum vertreten durch das Vorsitzende
sowie ein weiteres Mitglied,

dem Verband der Gemeinschaften in der Evangelischen Kirche in Schleswig-Holstein e. V.,

- vertreten durch den Verbandsvorstand, dieser wiederum vertreten durch zwei seiner Mit-
glieder, darunter der Vorsitzende oder der stellvertretend Vorsitzende,

dem Mecklenburgischen Gemeinschaftsverband e. V. innerhalb der Evangelischen Landes-
kirche

- vertreten durch zwei vertretungsberechtigte Verbandsvorstandsmitglieder, darunter der
Vorsitzende oder sein Stellvertreter,

und dem Landesverband evangelischer Gemeinschaften Vorpommerne. V.,

- vertreten durch den Verbandsvorstand, dieser wiederum vertreten durch zwei seiner Mit-
glieder, darunter das vorsitzende oder das stellvertretend vorsitzende Mitglied,

wird folgender Vertrag geschlossen:

Praambel
Dienet einander, ein jeglicher mit der Gabe, die er empfangen hat (1. Petr. 4, 10a).

Der Verband der Gemeinschaften in der Evangelischen Kirche in Schleswig-Holstein e. V.,
der Mecklenburgische Gemeinschaftsverband e. V. innerhalb der Evangelischen Landeskir-
che und der Landesverband evangelischer Gemeinschaften Vorpommern e. V. (im Folgen-
den: Gemeinschaftsverbande) stehen mit inren Bestrebungen auf dem Boden der Heiligen
Schrift und der reformatorischen Bekenntnisse der Evangelischen Kirche. Sie verstehen sich
als freie Werke des evangelistisch-missionarischen Dienstes in der Landeskirche. Schwer-
punkte ihrer Arbeit sind die Sammlung unter dem Wort Gottes durch Verkindigung, gemein-
sames Schriftstudium, Evangelisation und die Verwirklichung gemeinsamen Lebens gemaf
Apostelgeschichte 2, 42: ,Sie blieben bestandig in der Lehre der Apostel und in der Gemein-
schaft und im Brotbrechen und im Gebet". Dadurch sollen die Gemeinschaft wie der Ein-
zelne befahigt werden fir den Dienst in der Gemeinde und an der Welt.
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Ungeachtet ihrer organisatorischen und rechtlichen Selbststandigkeit leisten die Gemein-
schaftsverbande ihren Beitrag zum Zusammenwachsen der Nordkirche.

Die Nordkirche ist dankbar flir den Dienst der Gemeinschaftsverbande. Die Gemeinschafts-
verbande ihrerseits sind dankbar fir das Vertrauen der Landeskirche in ihren Dienst und den
daflr gewahrten Freiraum. Verkiindigung und Seelsorge der Gemeinschaft sind Teil des Auf-
trags der Landeskirche.

Ausgehend von der bisher getibten Zusammenarbeit und dem Bewusstsein des gemeinsa-
men Dienstes in der einen Kirche Jesu Christi vereinbaren die Nordkirche und die in ihrem
Kirchengebiet arbeitenden Gemeinschaftsverbande die folgenden Grundsatze und Regelun-
gen:

§ 1 Dienst der Predigerinnen und Prediger

(1) Die Predigerinnen und Prediger der Gemeinschaftsverbande stehen unter der Leitung und
Verantwortung des Vorstandes des jeweiligen Gemeinschaftsverbandes (im Folgenden: je-
weiliger Vorstand). Voraussetzung ihres Dienstes ist der erfolgreiche Abschluss einer Aus-
bildung, die in einer mit dem Evangelischen Gnadauer Gemeinschaftsverband e. V. koope-
rierenden Fach- bzw. Hochschule absolviert wurde. 3Die Predigerinnen und Prediger verse-
hen ihren Dienst als Mitglieder der Landeskirche.

(2) Der jeweilige Vorstand teilt dem Landeskirchenamt die Namen der eingesegneten Predige-
rinnen und Prediger mit.

(3) Soll mit dem Dienst die Berechtigung verbunden sein, im Bereich der Gemeinschaftsver-
bande Amtshandlungen vorzunehmen und die Sakramente zu verwalten, so kann die zu-
standige Bischofin bzw. der zustandige Bischof auf Antrag des jeweiligen Vorstands eine
Predigerin bzw. einen Prediger nach Artikel 16 Absatz 1 der Verfassung beauftragen. Der
Antrag kann nur bei Vorliegen gewichtiger Griinde zuriickgewiesen werden.

(4) Die Beauftragung wird im Kirchlichen Amtsblatt bekannt gemacht. Das Landeskirchenamt
fuhrt ein Verzeichnis der beauftragten Predigerinnen und Prediger. Predigerinnen und Pre-
diger werden im ,Namens- und Adressverzeichnis der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Norddeutschland" gesondert aufgeflihrt.

(5) Seelsorge durch Predigerinnen und Predigern unterliegt nach MalRgabe der kirchengesetz-
lichen Regelungen dem kirchlich geschitzten Seelsorgegeheimnis.

(6) Die Predigerinnen und Prediger sind in ihrem Dienst an die in der Nordkirche geltenden
Ordnungen gebunden. Mit Dienstantritt erhalten sie vom Landeskirchenamt die Verfassung
der Nordkirche, die Kirchengemeindeordnung und weitere Ordnungen und Leitlinien flr Le-
ben und Dienst in der Kirche, die im Gebiet der Nordkirche in Geltung stehen und fir den
Dienst der Predigerinnen und Prediger verbindlich sind.

(7) Die Landeskirche empfiehlt den Kirchenkreisen, die Predigerinnen und Prediger zu Kon-
venten einzuladen. Sie bietet Predigerinnen und Prediger an, an Fortbildungsveranstaltun-
gen teilzunehmen.

§ 2 Amtshandlungen

(1) Fur die Vornahme der Amtshandlungen - Taufe, Trauung und Beerdigung - sind die gelten-
den Ordnungen der Nordkirche zu beachten.

(2) Die Taufe wird in der gebotenen Form im Namen des dreieinigen Gottes gespendet. Mit der
Taufe wird die Mitgliedschaft in der Nordkirche und zugleich die Mitgliedschaft in der Wohn-
sitzkirchengemeinde und im jeweiligen Kirchenkreis begrundet.

(3) Eine Predigerin bzw. ein Prediger kann Konfirmandenunterricht erteilen, wo dies aus seel-
sorgerlichen Griinden notwendig erscheint.
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(4) Die Abendmanhlspraxis der Gemeinschaft befindet sich in Ubereinstimmung mit dem Fiinf-
ten Hauptstlick von Martin Luthers Kleinem Katechismus. lhre besonderen Abendmahlsfei-
ern sind rechter Brauch des Sakraments (CA VII) und geschehen nicht im Widerspruch zur
Sakramentsverwaltung der Nordkirche. Die Gestalt der Abendmahlsfeiern in der Gemein-
schaft entspricht deren besonders gepragtem Gemeindebewusstsein.

(5) Gottesdienstzeiten sollen der jeweils zustédndigen Kirchengemeinde mitgeteilt werden. Ter-
minuberschneidungen mit dem Sonntagsgottesdienst der ortlichen Kirchengemeinde sollen
vermieden werden.

§ 3 Abstimmung mit den Kirchengemeinden

(1) Wird der Dienst einer Predigerin bzw. eines Predigers der Gemeinschaftsverbande zur Vor-
nahme einer Amtshandlung in Anspruch genommen, so ist vorher die Pastorin oder der
Pastor der ortlichen Kirchengemeinde zu informieren. Werden seitens der zustandigen Pas-
torin oder des zustandigen Pastors Bedenken gegen die Vornahme der Amtshandlung vor-
getragen, so soll sich die Predigerin bzw. der Prediger um Einvernehmen bemiihen, gege-
benenfalls mit Beratung und Begleitung durch den jeweiligen Vorstand oder den jeweils zu-
standigen Inspektor des Gemeinschaftsverbandes. Wenn kein Einvernehmen erreicht wer-
den kann, entscheiden der Inspektor und die zustandige Propstin bzw. der zustandige
Propst gemeinsam.

(2) Die Beurkundung von Amtshandlungen durch Predigerinnen und Prediger der Gemein-
schaftsverbande erfolgt in dem Kirchenbuch derjenigen Kirchengemeinde bzw. desjenigen
Kirchenkreises, in deren Bereich die Amtshandlung vollzogen worden ist. Die Predigerinnen
und Prediger sind nach Vollzug der Amtshandlung verpflichtet, diese Kirchengemeinde
Uber die Amtshandlung zu informieren, damit diese im Tauf-, Konfirmanden-, Trauungs-
bzw. Bestattungsbuch eingetragen werden kann.

§ 4 Ausgestaltung der Zusammenarbeit

(1) Die Pastorinnen und Pastoren der Nordkirche und die Predigerinnen und Prediger der Ge-
meinschaftsverbande sind gehalten, im geschwisterlichen Gesprach zu bleiben, aktuelle
Fragen offen anzusprechen, die Gaben und Aufgaben des anderen zu achten und in ge-
genseitiger Verantwortung zu respektieren.

(2) Die Nordkirche und die Gemeinschaftsverbande werden das Miteinander von Pastorinnen,
Pastoren sowie Predigerinnen, Predigern und hauptamtlichen Mitarbeitenden der Gemein-
schaftsverbande férdern und durch gegenseitige Flrbitte Vertrauen weiter wachsen lassen.

(3) Um die Gemeinsamkeit zwischen Landeskirche und Gemeinschaftsverbanden auch in der
synodalen Leitung der Nordkirche zu gestalten, wirkt die Kirchenleitung auf eine angemes-
sene Vertretung der Gemeinschaftsverbande in der Landessynode hin.

(4) Die Kirchenleitung wird sich fiir ein gutes Miteinander von Gemeinschaftsverbanden und
kirchlichen Koérperschaften auch in der regionalen Ebene einsetzen.

(5) Die Nordkirche fordert die Arbeit der Gemeinschaftsverbande durch Bereitstellung von Mit-
teln aus dem Haushalt der Landeskirche.

(6) Regelmalig einmal jahrlich treffen sich die Vertreterinnen und Vertreter aus den Vorstan-
den der Gemeinschaftsverbande mit den zustandigen Dezernentinnen oder Dezernenten
des Landeskirchenamtes zu einem gemeinsamen Gesprach und Erfahrungsaustausch.
Ein- bis zweimal wahrend der Wahlperiode einer Landessynode finden auRerdem Beratun-
gen von Vertreterinnen und Vertretern aus den Vorstanden der Gemeinschaftsverbande mit
dem Bischofsrat oder der Kirchenleitung der Nordkirche statt. Gemeinschaftsverbande und
Landeskirche informieren sich dariiber hinaus gegenseitig durch Zusendung wichtiger Ver-
offentlichungen und Verlautbarungen.
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§ 5 Inkrafttreten
(1) Dieser Vertrag tritt am Tag nach der Verdéffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.
(2) Mit diesem Vertrag werden folgende Vereinbarungen aufgehoben:
1.die ,Gemeinsame Erklarung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche und des
Verbandes der Gemeinschaften in der Landeskirche in Schleswig-Holstein e. V." vom 13.
Dezember 1977 (GVOBI. 1978, S. 8),
2.die ,Erganzende Erklarung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche und des
Verbandes der Gemeinschaften in der Landeskirche in Schleswig-Holstein e. V." vom 9.
Oktober 1990 (GVOBI. 1990, S. 318),
3.die ,Vereinbarung zwischen der Pommerschen Evangelischen Kirche und dem Landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverband Vorpommern e. V." vom 2. Mai 2003 (ABI. 2003, S. 2).
(3) Durch gesonderten Beschluss der Ersten Kirchenleitung vom 17. und 18. April 2015 wer-
den mit Inkrafttreten dieses Vertrages aufgehoben:
1.die ,Richtlinien fiir die Zusammenarbeit zwischen Kirche und Gemeinschaftsverein" der
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs vom 29. August 1931 (KABI 1931,
S. 177), sowie 284 Kirchliches Amtsblatt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland Nr. 8/2015
2.die ,Erganzungen und Erlauterungen” der Evangelisch- Lutherischen Landeskirche
Mecklenburg vom 17. Februar 1998 (KABI. 1998, S. 33).
(4) Der Vertrag ergeht in vierfacher Ausfertigung.

Kiel, 29. Juni 2015

Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland

Landesbischof Gerhard Ulrich Bischof Dr. Hans-Jirgen Abromeit,

Der Vorsitzende der Ersten Kirchenleitung Mitglied der Ersten Kirchenleitung
(L.S.)

Verband der Gemeinschaften in der Evangelischen Kirche in Schleswig-Holstein e. V.
Enno Karstens Inspektor Thomas Hohnecker
Vorsitzender des Verbandsvorstands Mitglied des Verbandsvorstands

Mecklenburgischer Gemeinschaftsverband e. V.

innerhalb der Evangelischen Landeskirche

Bernhard Scharrer Inspektor Hartmut Stropahl
Vorsitzender des Verbandsvorstands Mitglied des Verbandsvorstands

Landesverband evangelischer Gemeinschaften Vorpommern e.V.

Inspektor Heinz Vitzthum Christian Mockel

Mitglied des Verbandsvorstands Stellvertretender Vorsitzender
des Verbandsvorstands

Az.: NK 4394-4 - T Eh/R Hu

Wachet, steht im Glauben, seid mutig und seid stark!
Alle eure Dinge lasst in der Liebe geschehen!
1. Kor 16,13
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Verirag

itber Grundsatze und Regelungen fiir die Zusammenarbeit

zwischen
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland,
der Christlichen Gemeinschaft Hamburg-Altona (evang.-luth.) e.V.,
der Landeskirchlichen Gemeinschaft Stormarn e.V. und
der Evangelischen Stadtmission Hamburg-Bramfeld e.V.
vom 24. September 2017

Zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (im Folgenden: Nordkirche),
- vertreten durch die Erste Kirchenleitung, diese wiederum vertreten durch das vorsitzende
sowie ein weiteres Mitglied,

der Christlichen Gemeinschaft Hamburg-Altona (evang.-luth.) e.V.,
- vertreten durch den Gemeinschaftsvorstand, dieser wiederum vertreten durch zwei seiner
Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder der Prediger,

der Landeskirchlichen Gemeinschaft Stormarn e.V.,
- vertreten durch den Gemeinschaftsvorstand, dieser wiederum vertreten durch zwei seiner
Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder der Prediger, und

der Evangelischen Stadtmission Hamburg-Bramfeld e.V.,
- vertreten durch den Gemeinschaftsvorstand, dieser wiederum vertreten durch zwei seiner
Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder der Prediger,

wird folgender Vertrag geschlossen:

Priambel

,Dienet einander, ein jeglicher mit der Gabe, die er empfangen hat"
(1. Petr. 4,10a).

Die Christliche Gemeinschaft Hamburg-Altona (evang.-luth.) e.V., die Landeskirchliche Gemeinschaft
Stormarn e.V. und die Evangelische Stadtmission Hamburg-Bramfeld e.V. (im Folgenden: Hamburger
Gemeinschaften) stehen mit ihren Bestrebungen auf dem Boden der Heiligen Schrift und der refor-
matorischen Bekenntnisse der Evangelischen Kirche. Sie verstehen sich als freie Werke des evangelis-
tisch-missionarischen Dienstes in der Landeskirche.

Schwerpunkte ihrer Arbeit sind die Sammlung unter dem Wort Gottes durch Verkiindigung, gemein-
sames Schriftstudium, Evangelisation und die Verwirklichung gemeinsamen Lebens gemafll Apostel-
geschichte 2,42: ,Sie blieben bestdndig in der Lehre der Apostel und in der Gemeinschaft und im
Brotbrechen und im Gebet”. Dadurch sollen die Gemeinschaft wie der Einzelne befahigt werden fir
den Dienst in der Gemeinde und an der Welt.
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dngeachtet ihrer organisatorischen und rechtlichen Selbststandigkeit leisten die Hamburger Gemein-
schaften ihren Beitrag zum Zusammenwachsen der Nordkirche.

Die Nordkirche ist dankbar fiir den Dienst der Hamburger Gemeinschaften. Die Hamburger Gemein-
schaften ihrerseits sind dankbar fiir das Vertrauen der Landeskirche in ihren Dienst und den dafr
gewdhrten Freiraum.

Verkindigung und Seelsorge der Gemeinschaft sind Teil des Auftrags der Landeskirche.

Ausgehend von der bisher gelibten Zusammenarbeit und dem Bewusstsein des gemeinsamen Diens-
tes in der einen Kirche Jesu Christi vereinbaren die Nordkirche und die Hamburger Gemeinschaften
die folgenden Grundsatze und Regelungen:

§1

Dienst der Predigerinnen und Prediger

(1) 1 Die Predigerinnen und Prediger der Hamburger Gemeinschaften stehen unter der Leitung und
Verantwortung des Vorstandes der jeweiligen Gemeinschaft (im Folgenden: jeweiliger Vorstand).

2 Voraussetzung ihres Dienstes ist der erfolgreiche Abschluss einer Ausbildung, die in einer mit dem
Evangelischen Gnadauer Gemeinschaftsverband e.V. kooperierenden Fach- bzw. Hochschule absol-
viert wurde. 3 Die Predigerinnen und Prediger versehen ihren Dienst als Mitglieder der Landeskirche.

(2) Der jeweilige Vorstand teilt dem Landeskirchenamt die Namen der eingesegneten Predigerinnen
und Prediger mit.

(3) 1 Soll mit dem Dienst die Berechtigung verbunden sein, im Bereich der Hamburger Gemeinschaf-
ten Amtshandlungen vorzunehmen und die Sakramente zu verwalten, so kann die zustdndige Bischo-
fin bzw. der zustandige Bischof auf Antrag des jeweiligen Vorstands eine Predigerin bzw. einen Predi-
gers nach Artikel 16 Absatz 1 der Verfassung beauftragen. 2 Der Antrag kann nur bei Vorliegen ge-
wichtiger Griinde zuriickgewiesen werden.

(4) 1 Die Beauftragung wird im Kirchlichen Amtsblatt bekannt gemacht. 2 Das Landeskirchenamt
flhrt ein Verzeichnis der beauftragten Predigerinnen und Prediger. 3 Predigerinnen und Prediger
werden im , Namens- und Adressverzeichnis der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutsch-
land” gesondert aufgefiihrt.

(5) Seelsorge durch Predigerinnen und Predigern unterliegt nach Maligabe der kirchengesetzlichen
Regelungen dem kirchlich geschiitzten Seelsorgegeheimnis.

(6) 1 Die Predigerinnen und Prediger sind in ihrem Dienst an die in der Nordkirche geltenden Ord-
nungen gebunden. 2 Mit Dienstantritt erhalten sie vom Landeskirchenamt die Verfassung der Nord-
kirche, die Kirchengemeindeordnung und weitere Ordnungen und Leitlinien fir Leben und Dienst in
der Kirche, die im Gebiet der Nordkirche in Geltung stehen und fiir den Dienst der Predigerinnen und
Prediger verbindlich sind.

(7) 1 Die Landeskirche empfiehlt den Kirchenkreisen, die Predigerinnen und Prediger zu Konventen

einzuladen. 2 Sie bietet Predigerinnen und Prediger an, an Fortbildungsveranstaltungen teilzuneh-
men.
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§2
Amtshandlungen

(1) Fur die Vornahme der Amtshandlungen - Taufe, Trauung und Beerdigung - sind die geltenden
Ordnungen der Nordkirche zu beachten.

(2) 1 Die Taufe wird in der gebotenen Form im Namen des dreieinigen Gottes gespendet. 2 Mit der
Taufe wird die Mitgliedschaft in der Nordkirche und zugleich die Mitgliedschaft in der Wohnsitzkir-
chengemeinde und im jeweiligen Kirchenkreis begriindet.

(3) Eine Predigerin bzw. ein Prediger kann Konfirmandenunterricht erteilen, wo dies aus seelsorgerli-
chen Griinden notwendig erscheint.

(4) 1 Die Abendmahlspraxis der Gemeinschaft befindet sich in Ubereinstimmung mit dem Finften
Hauptstliick von Martin Luthers Kleinem Katechismus. 2 lhre besonderen Abendmahlsfeiern sind
rechter Brauch des Sakraments (CA VII) und geschehen nicht im Widerspruch zur Sakramentsverwal-
tung der Nordkirche. 3 Die Gestalt der Abendmabhlsfeiern in der Gemeinschaft entspricht deren be-
sonders gepragtem Gemeindebewusstsein.

(5) 1 Gottesdienstzeiten sollen der jeweils zustdndigen Kirchengemeinde mitgeteilt werden. 2 Die
Termine der Sonntagsgottesdienste beriicksichtigen die Gottesdienste der 6rtlichen Kirchengemein-
den auf dieselbe Weise, wie sich auch die értlichen Kirchengemeinden untereinander verstandigen.

&3

Abstimmung mit den Kirchengemeinden

(1) 1 Wird der Dienst einer Predigerin bzw. eines Predigers der Hamburger Gemeinschaften zur Vor-
nahme einer Amtshandlung in Anspruch genommen, so ist vorher die Pastorin oder der Pastor der
ortlichen Kirchengemeinde zu informieren. 2 Werden seitens der zustandigen Pastorin oder des zu-
stdandigen Pastors Bedenken gegen die Vornahme der Amtshandlung vorgetragen, so soll sich die
Predigerin bzw. der Prediger um Einvernehmen bemihen gegebenenfalls mit Beratung und Beglei-
tung durch den jeweiligen Vorstand. 3 Wenn kein Einvernehmen erreicht werden kann, entscheiden
der Prediger bzw. die Predigerin und die zustdndige Propstin bzw. der zustandige Propst gemeinsam.

(2) 1 Die Beurkundung von Amtshandlungen durch Predigerinnen und Prediger der Hamburger Ge-
meinschaften erfolgt in dem Kirchenbuch derjenigen Kirchengemeinde bzw. desjenigen Kirchenkrei-
ses, in deren Bereich die Amtshandlung vollzogen worden ist. 2 Die Predigerinnen und Prediger sind
nach Vollzug der Amtshandlung verpflichtet, diese Kirchengemeinde Uber die Amtshandlung zu in-
formieren, damit diese im Tauf-, Konfirmanden-, Trauungs- bzw. Bestattungsbuch eingetragen wer-
den kann.

§4
Ausgestaltung der Zusammenarbeit

(1) Die Pastorinnen und Pastoren der Nordkirche und die Predigerinnen und Prediger der Hamburger
Gemeinschaften sind gehalten, im geschwisterlichen Gesprach zu bleiben, aktuelle Fragen offen an-
zusprechen, die Gaben und Aufgaben des anderen zu achten und in gegenseitiger Verantwortung zu
respektieren.
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Lorowe oo die Hamburger Gemeinschaften werden das Miteinander von Pastorinnen,
S=smvee soywe Sradzerinnen, Predigern und hauptamtlichen Mitarbeitenden der Hamburger Ge-
= Zco=m und durch gegenseitige Flrbitte Vertrauen weiter wachsen lassen.

= 2 tung wird sich flr ein gutes Miteinander von Hamburger Gemeinschaften und kirch-
~merscnztien in der regionalen Ebene einsetzen.

£ T= Norcwrche fordert die Arbeit der Hamburger Gemeinschaften durch Bereitstellung von Mit-
== dem Heaushalt der Landeskirche.

S 1 RegelmaRig einmal jahrlich treffen sich die Vertreterinnen und Vertreter aus den Vorstdnden
d=r Hamburger Gemeinschaften mit den zusténdigen Dezernentinnen oder Dezernenten des Landes-
<irchenamtes zu einem gemeinsamen Gesprach und Erfahrungsaustausch. 2 Ein bis zweimal wéahrend
der Wahlperiode einer Landessynode finden auRerdem Beratungen von Vertreterinnen und Vertre-
ter aus den Vorstdanden der Hamburger Gemeinschaften mit dem Bischofsrat oder der Kirchenleitung
der Nordkirche statt. 3 Hamburger Gemeinschaften und Landeskirche informieren sich dariiber hin-
aus gegenseitig durch Zusendung wichtiger Veroffentlichungen und Verlautbarungen.

§5
Inkrafttreten

(1) Dieser Vertrag tritt am Tag nach der Veroffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

(2) Mit Wirkung zum Inkrafttreten des Vertrages hat die Erste Kirchenleitung am ... 2017 die nachste-
henden Beschliisse der Kirchenleitung der ehemaligen Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kir-
che zur Einbeziehung der Hamburger Gemeinschaften in die ,Gemeinsame Erklarung der Nordelbi-
schen Evangelisch-Lutherischen Kirche und des Verbandes der Gemeinschaften in der Landeskirche in
Schleswig-Holstein e.V.” von 13.12.1977 (GVOBI. 1978, S. 8 f.) und in die ,,Ergdnzende Erkldrung der
Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche und des Verbandes der Gemeinschaften in der Lan-
deskirche in Schleswig-Holstein e.V.” vom 9.10.1990 (GVOBI. 1990, S. 318), datiert vom 13.7.1994
(Stadtmission) bzw. 29.5.1996 (Bargteheide) bzw. 28.10.1997 (Hamburg-Altona) aufgehoben.

1. Beschluss der Kirchenleitung betreffend die Einbeziehung der Stadtmission der Landes-
kirchlichen Gemeinschaft Hamburg-Bramfeld e.V. vom 11./12. Juli 1994,

2. Beschluss der Kirchenleitung betreffend die Einbeziehung der Landeskirchen Gemeinschaft
Stormarn e.V. vom 6./7. Mai 1996,

3. Beschluss der Kirchenleitung betreffend die Einbeziehung der Christlichen Gemeinschaft
Hamburg-Altona e.V. vom 6./7. Oktober 1997.

( 3) Der Vertrag ergeht in vierfacher Ausfertigung.

Hamburg, den 24. September 2017
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Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck


ol (Asct

_andesbischof\ e hard Ulrich, Vorsitzender der Ersten Kirchenleitung

Bischofin Kirsten Fehrs, Mitglied der Ersten Kirchenleitung

Christliche Gemeinschaft Hamburg-Altona (evang.-luth.) e.V.,

Stefan Freudenthaler, Vorsitzender des Vorstands

Prediger Klaus Schneider, Mitglied des Vorstan s
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Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck


41 andeskirchliche Gemeinschaft Stormarn e.V.

Denis Meyer, Vorsitzender des Vork.

Prediger Sebastian Kuhnert, Mitglied des Vorstands

Evangelische Stadtmission Hamburg-Bramfeld e.V.

ﬁ%? %ﬂzf—\

Ralf H@BmorSItzender des Vorsta .‘%

Prediger Ulrich Reuter, Mitglied des Vorstands

* % K
Wachet, steht im Glauben, seid mutig und seid stark!

Alle eure Dinge lasst in der Liebe geschehen!
1. Kor 16,13
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Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck

Kerstin Günther
Rechteck


Oldenburg
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Vereinbarung
zwischen
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg,
dem Evangelischen Gemeinschaftsverband Nord-Sid e.V. und dem Hannover-
schen Verband Landeskirchlicher Gemeinschaften e.V.

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg, der Evangelische
Gemeinschaftsverband Nord-Sid e.V. und der Hannoversche Verband Landeskirchlicher
Gemeinschaften e.V. (im Folgenden: Landeskirchliche Gemeinschaften) wissen sich
gemeinsam durch Jesus Christus in seinen Dienst gestellt. Grundlage dieses Dienstes ist
das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den reformatorischen
Bekenntnissen bezeugt ist.

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg ist dankbar fur den Dienst der
Landeskirch-lichen Gemeinschaften. Sie sieht in ihrem Wirken einen wichtigen Beitrag
zum Aufbau der Gemeinde Jesu Christi.

Die Landeskirchlichen Gemeinschaften verstehen sich als innerkirchliche Bewegung. Als
freie Werke wollen sie in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Kirche nach ihren
Gaben und Mdéglichkeiten an dem Auftrag des Herrn Jesus Christus mitwirken.

Far den gemeinsamen Dienst werden folgende Vereinbarungen getroffen:

.

(1) Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg beauftragt die Prediger und Predigerin-
nen in den Landeskirchlichen Gemeinschaften zum Dienst der freien Wortverkiindigung und
der Darreichung des Sakramentes des Heiligen Abendmahls. Auf Antrag des Gemeinschafts-
verbandes beauftragt der Oberkirchenrat einen Prediger oder eine Predigerin, nachdem er mit
ihm oder ihr ein Gesprach gefuhrt hat.

(2) Der Oberkirchenrat kann die Beauftragung versagen, wenn schwerwiegende Griinde ent-
gegenstehen. In diesem Fall soll nach Ablauf von zwei Jahren ein erneutes Gesprach mit dem
Prediger oder der Predigerin mit dem Ziel einer Beauftragung gefiihrt werden. Von allen Ent-
scheidungen unterrichtet der Oberkirchenrat den Gemeinschaftsverband.

(3) Die Beauftragung wird befristet auf drei Jahre. Eine Verlangerung ist moglich.

Il
(1) Die Beauftragung wird ausgesprochen fir den dem Prediger oder der Predigerin vom Ge-
meinschaftsverband zugewiesenen Dienstbereich.

(2) Der Oberkirchenrat teilt den Kreispfarrern und den Kreispfarrerinnen im Dienstbereich des
Predigers oder der Predigerin mit, wer eine Beauftragung erhalten soll, und wer diese im Rah-
men eines Gottesdienstes vornehmen soll.

M.
(1) Ein Dienstin einer Kirchengemeinde bedarf der Zustimmung des zustandigen Pfarramtes.

(2) Taufen und Amtshandlungen werden grundséatzlich vom zustandigen Pfarramt vorgenom-
men. Bei Gemeindegliedern, die zur Landeskirchlichen Gemeinschaft gehoéren, soll auf deren
Wunsch der Prediger oder die Predigerin in angemessener Weise an der Durchfiihrung des

100



Gottesdienstes beteiligt werden.

(3) In besonders gelagerten seelsorgerlich bedingten Einzelfallen kann auf Antrag der Ver-
bandsleitung der Oberkirchenrat den 6rtlichen Prediger oder die oértliche Predigerin mit der
Vornahme einer Taufe oder Amtshandlung beauftragen. Das Dimissoriale des zustandigen
Pfarramtes ist vor Antragstellung durch den Prediger oder die Predigerin einzuholen. Die Kir-
chenbuchflhrung liegt beim zustandigen Pfarramt.

V.

Findet in einer Kirchengemeinde, in der der Prediger oder die Predigerin vorwiegend tatig ist,
Visitation statt, so I1adt die Landeskirchliche Gemeinschaft die Visitatoren und die Gemeinde-
vertreter zum Gesprach ein. Die Vorbereitung des Gesprachs tbernimmt der Verbandsinspek-
tor oder die Verbandsinspektorin des Gemeinschaftsverbandes.

V.
(1) Die Prediger und Predigerinnen sollen zu den Pfarrkonventen des Kirchenkreises einge-
laden werden.

(2) Eine Zusammenarbeit auf Gemeindeebene (z.B. ortliche Dienstbesprechungen, Vorbe-
reitungen gemeinsamer Aktivitaten) ist wiinschenswert.

Oldenburg, im Oktober 1999

Der Oberkirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg sowie die Vor-
stédnde der Gemeinschaftsverbdnde haben obigem Text zugestimmt.
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Amtsblatt der Ev. Kirche der Pfalz 1994, 5. 184-187
Speyer, 14. November 1994 Az.: Il 113/01-13

Vereinbarung
zwischen der Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
einerseits
und dem Pfélzischen Evangelischen Verein fiir Innere Mission
e.V. sowie
dem Siudwestdeutschen Gemeinschaftsverband Neustadt e.V.
andererseits

.

1. Die Landeskirche und die Gemeinschaftsverbande griinden sich auf die Heilige Schrift als
alleinige Quelle und oberste Richtschnur ihres Glaubens, ihrer Lehre und ihres Lebens. Ge-
meinsam glauben und bekennen sie Jesus Christus als den Herrn und das alleinige Haupt
seiner Gemeinde. Von Jesus Christus wissen sie sich berufen und verpflichtet, ,die Botschaft
von der freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk" (Barmer Erklarung VI1.6.). Die Verein-
barungspartner erklaren ihren festen Willen, diesen Auftrag in gegenseitiger Achtung und in
vertrauensvoller Zusammenarbeit wahrzunehmen und so gemeinsam am Aufbau der Ge-
meinde Jesu mitzuwirken.

2. Die Landeskirche anerkennt die Schwerpunkte ,Gemeinschaftspflege und Evangelisation"
als besondere Aufgabenstellung der Gemeinschaftsverbande. Sie bejaht die daraus folgen-
den, speziellen Bedirfnisse. Lebensaulerungen und Aktivitaten der jeweils értlichen Gemein-
schaften, insbesondere:

offentliche Verkiindigung des

Wortes Gottes; gemeinsames Bi-

belstudium und Gebet;

Praktizierung des allgemeinen Priestertums der Glaubi-

gen; praktische Gemeinschaftspflege in allen Alters- und
Sozialgruppen,;

Durchfiihrung diakonischer Aufgaben;

evangelistischer Dienst inner- und auf3erhalb der Landeskirche;
Unterstitzung und Forderung der dul3eren Mission;

Feier des Abendmahles nach Apostelgeschichte 2, 42.

3. Die Gemeinschaftsverbande sind Mitglieder des Evangelischen Gnadauer Gemeinschafts-
verbandes e.V. Sie verstehen sich als Bewegung innerhalb der Landeskirche im Sinne eines
freien Werkes. Sie gestalten ihre Arbeit in eigener Verantwortung. Als landeskirchliche Ge-
meinschaften erkennen sie die Ordnungen der Landeskirche an. Insbesondere gilt dies dort,
wo Mitarbeiter der Gemeinschaften im Rahmen dieser Vereinbarung bei Aufgaben der Lan-
deskirche unmittelbare Verantwortung Gbernehmen.

4. Die Glieder der ortlichen Gemeinschaften sind in der Regel Mitglieder der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche). Sollten Mitglieder der Gemeinschaften aus
der Landeskirche ausgetreten sein oder aus anderen Griinden nicht zu ihr gehéren, sollen
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die ortlichen Gemeinschaften und ihre Verantwortlichen mit Liebe und Geduld darauf hinwir-
ken, dass sie Mitglieder der evangelischen Kirche werden. Die Landeskirche anerkennt, dass
die Gemeinschaften sich den Menschen, die nicht der Landeskirche angehdren, geistlich-seel-
sorgerlich verpflichtet fihlen und dementsprechend handeln.

Il
Um ein geschwisterliches Miteinander, insbesondere vor Ort zu ermdglichen, trifft die Landes-
kirche mit den Gemeinschaftsverbanden folgende Absprachen:

1. Prediger

Gemeinschaftsprediger bedirfen fir den Dienst der Verkiindigung einer besonderen Zurus-
tung und Berufung, die von der Leitung des Gemeinschaftsverbandes verantwortet und aus-
gesprochen wird. Die Verbandsleitungen berufen nur Prediger, die einer evangelischen Kirche
angehoren.

Der Landeskirchenrat und die Gemeinschaftsverbande halten es fiir sinnvoll und treten daftir
ein, dass Prediger und Pfarrer/Pfarrerinnen Kontakt pflegen und etwa bei Dienstantritt mitei-
nander in Verbindung treten.

Der Landeskirchenrat begrifdt es, wenn die Prediger landeskirchlicher Gemeinschaften hin
und wieder Gottesdienste in landeskirchlichen Gemeinden tibernehmen.

Im Rahmen der landeskirchlichen Ordnungen kénnen Prediger ordiniert werden.

2. Gottesdienst

Viele Glieder der landeskirchlichen Gemeinschaften gehéren zu den treuen Gottesdienstbe-
suchern. Der bisherige Grundsatz, dass wahrend der Gottesdienstzeiten am Sonntagvormittag
keine Veranstaltungen der 6rtlichen Gemeinschaften stattfinden, gilt weiterhin. Nur in beson-
ders begriindeten Ausnahmefallen kann davon abgewichen werden. Es bedarf dazu einer vor-
herigen Verstandigung mit der betreffenden Kirchengemeinde.

3. Feier des Heiligen Abendmahles

Die Feier des Heiligen Abendmabhles bildet ebenso wie die Wortverkindigung den Mittelpunkt
des geistlichen Lebens der Gemeinde am Ort. Darum nehmen die Glieder der Gemeinschaften
am Abendmahl der értlichen Gemeinde teil.

Wo Abendmahlsfeiern in den Gemeinschaften aufgrund von Apostelgeschichte 2,42 gehalten
werden, wollen sie damit die Abendmahlsgottesdienste der ortlichen Gemeinde weder erset-
zen noch abwerten. Die Leitungen der Gemeinschaftsverbande tragen die Verantwortung fur
Verkindigung und Vollzug dieser Abendmahisfeiern. Die gottesdienstliche Agende und das
Bekenntnis der Landeskirche sollen daflir geistliche Orientierung geben.

4. Amtshandlungen bei Mitgliedern der Landeskirche

Bei der Frage der Amtshandlungen sind die drtlichen und regionalen Verhaltnisse und Situati-
onen zu berlcksichtigen.

a) Die Taufe ist Voraussetzung fir die Mitgliedschaft in der Landeskirche und begriindet
diese. Deshalb wird sie, von Ausnahmefallen abgesehen, in einem Gottesdienst der Kirchen-
gemeinde vollzogen.

b) Die Konfirmandenarbeit soll junge Menschen zum Glauben flihren und ihren Glauben fes-
tigen, sie in ihre Gemeinde einfihren und zur Mitarbeit in Kirche und Gemeinde ermutigen.
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Darum gehdrt die Konfirmandenarbeit zur Aufgabe der 6rtlichen Gemeinde.

c) Trauungen und kirchliche Bestattungen sind Aufgabe des zustandigen Pfarrers/Pfarrerin.
Wo dies erbeten wird, sollen der Gemeindepfarrer/die Gemeindepfarrerin und der Prediger bei
diesen Kasualhandlungen nach vorheriger Absprache zusammenwirken.

d) Von einer Landeskirche ordinierte Prediger kénnen im Rahmen der landeskirchlichen Ord-
nungen Amtshandlungen Gbernehmen. Die landeskirchlichen Gemeinschaften stellen sicher,
dass keine Amtshandlungen durch nicht ordinierte Prediger vorgenommen werden. Die Mit-
wirkung von nicht ordinierten Predigern bei Amtshandlungen ist davon unberihrt.

5. Kirchengemeinden und Gemeinschaften vor Ort bemihen sich, die Planung ihrer Ver-
anstaltungen rechtzeitig miteinander abzustimmen.

M.
1. Besondere missionarische Herausforderungen

Die besondere Situation in Stadten kann es nahelegen, dass im Rahmen einer Stadtmissions-
arbeit/ Gemeinschaftsarbeit auch regelmafige Sonntagsgottesdienste mit besonderer missio-
narischer Ausrichtung angeboten werden. Dadurch kénnen Menschen, die der Kirche fernste-
hen und in den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbanden neue geistliche Heimat gefunden
haben, Uber diese auch wieder Heimat in der Kirche finden. In diesen oder anderen Gottes-
diensten der Gemeinschaften kénnen auch Taufen und andere Amtshandlungen (Trauungen
und kirchliche Bestattungen) flir Menschen, die Mitglieder der Landeskirche sind, stattfinden.
Die Taufe wird nur vollzogen, wenn der Taufling oder seine Eltern die damit verbundene Mit-
gliedschaft in der Kirche bejahen. Eine Wiedertaufe findet nicht statt. Die Regelungen 1,4; Il,
2 und Il, 4.d dieser Vereinbarung gelten entsprechend.

2. Wo solche missionarischen Herausforderungen bestehen, bedarf es entsprechender Ver-
einbarungen zwischen den Vereinbarungspartnern, an denen die betreffenden Gemein-
schaftsbezirke/ Gemeinschaften und die Kirchenbezirke/Kirchengemeinden zu beteiligen sind.

IV.

Die Vereinbarungspartner sorgen daflir, dass die Verantwortlichen vor Ort den Verpflichtungen
dieser Vereinbarung nachkommen. Auftretende Gegensatze werden mit dem Willen zur Eini-
gung geklart. Regelmalige Gesprache werden verabredet.

Speyer, den 4. November 1994

Evangelische Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Schramm, Kirchenprésident

Pfalzischer Evangelischer Verein flr Innere Mission e. V
Kleemann, Vorsitzender

Sidwestdeutscher Gemeinschaftsverband Neustadt e.V.
Vblcker, Vorsitzender
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Rheinland
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Im Rheinland fiihrten die Gesprdche zwischen der Leitung der Evangelischen Kirche im
Rheinland und den in ihrem Raum tdtigen Gemeinschaftsverbdnden (Chrischona-Ge-
meinschaftswerk, Giesen; Evangelische Gesellschaft fiir Deutschland - Neukirchener Mis-
sion, Wuppertal; Gemeinschaftsverband Linker Niederrhein, Krefeld; Liebenzeller Ge-
meinschaftsverband, Bad Liebenzell;, Westdeutscher Gemeinschaftsverband, Velbert) zu
der Regelung, das fiir die Prediger dieser Gemeinschaftsverbédnde die Ordination nach
dem Predigthelfergesetz beantragt werden kann. Dazu wurde dieses Gesetz durch eine
Verordnung der Kirchenleitung im Dezember 1990 geéndert.

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland 1986,
5. 243-245 vom 27. November 1986

Verordnung
zur Ausfiihrung des Predigthelfergesetzes
(Predigthelferverordnung)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1986 geandert durch § 4 Abs. 2 Nr.
3 der Amtstrachtverordnung vom 12. November 1987 (KAB1.5. 247) und die Verordnung vom
6. Dezember 1990 (KAB1. 1991 5.52)

Erster Abschnitt
Zurustung fiir den Dienst

§1
Voraussetzung
In den Dienst des Predigthelfers kdnnen Gemeindeglieder berufen werden, die neben einer
ausreichenden Allgemeinbildung Uber biblische Kenntnisse verfligen, Verstandnis fir theolo-
gische Fragen zeigen und sich in der Gemeinde bewahrt haben.

§2
Antragsverfahren
(1) Wird ein Gemeindeglied fir die Bestellung zum Predigthelfer vorgeschlagen, so fiihrt der
Superintendent mit dem Vorgeschlagenen ein Gesprach und berichtet darliber dem Landes-
kirchenamt.

(2) Dem Bericht des Superintendenten sind folgende Unterlagen beizufligen:

1. ein beglaubigter Auszug aus dem Protokollbuch des Presbyteriums oder des Kreissyno-
dalvorstandes,

2. einvon dem Vorgeschlagenen verfasster Lebenslauf und ein Lichtbild, 3. Bescheinigungen
Uber Taufe, Konfirmation und kirchliche Trauung, 4. eine Erklarung des Vorgeschlagenen, das
er bereit ist, sich im Falle seiner Bestellung zum Predigthelfer ordinieren zu lassen und die
kirchliche Ordnung zu beachten.

Das Landeskirchenamt kann weitere Unterlagen anfordern.

(3) Schlagt das Presbyterium ein Gemeindeglied vor, so ist dem Antrag eine beschlussfahige
Stellungnahme des Presbyteriums beizufligen.

(4) Schlagt der Kreissynodalvorstand ein Gemeindeglied vor so ist dem Antrag eine be-
schlussfahige Stellungnahme des Presbyteriums vorzulegen.
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(5) Ist der vorgeschlagene Prediger Angehoriger eines dem Gnadauer Verband angehdren-
den landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes, so ist auch dieser zu beteiligen. Der Antrag
ist von dem zustandigen Gemeinschaftsverband und dem Kreissynodalvorstand gemeinsam
zu stellen;
Absatz 4 gilt entsprechend.
§3

Einfuhrungskurses
(1) Liegen die formellen Voraussetzungen fur die Bestellung zum Predigthelfer vor, so ladt
das Landeskirchenamt den Vorgeschlagenen zu einem Einflhrungskurses ein.

(2) In diesem Kursus muss sich der Vorgeschlagene mit

1. der methodischen Erarbeitung eines Bibeltextes,

2. der Ausarbeitung einer Predigt,

3. der Vorbereitung der Liturgie eines Gemeindegottesdienstes,

4. der liturgischen Ordnung der Kasualgottesdienste und

5. der Ordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland beschaftigen.

§4
Probezeit
(1) Nach dem Einfuhrungskurses entscheidet das Landeskirchenamt Gber die Zulassung zu
einer Probezeit, die in der Regel zwei Jahre dauert, und weist den Predigthelferanwarter einem
geeigneten Pfarrer oder Gemeindemissionar (Mentor) zu, den der Superintendent vorschlagt.

(2) Fur die Dauer der Probezeit erhalt der Predigthelferanwarter Erlaubnis und Auftrag, im
Rahmen seiner Zurustung unter Anleitung und Verantwortung des Mentors zu predigen, bei
Taufe und Abendmahl mitzuwirken sowie in Ausnahmefallen Amtshandlungen vorzunehmen
und Seelsorge zu Uben.

(3) In der Probezeit muss der Predigthelferanwarter mindestens zehn Predigten anfertigen
und halten.

(4) Am Ende der Probezeit reicht der Predigthelferanwarter dem Landeskirchenamt zwei
ausgearbeitete Gottesdienstentwiirfe mit Predigten ein; der Mentor erstattet dem Landeskir-
chenamt einen schriftlichen Bericht.

5
Abschlusskursu§s und Kolloquium
(1) Am Ende der Probezeit Iadt das Landeskirchenamt den Predigthelferanwarter zu einem
Abschlusskursus ein. Dieser soll der Erweiterung des bisher Erarbeiteten und der Bespre-
chung gehaltener Predigten und Gottesdienste dienen. Der Abschlusskursus endet mit einem
Kolloquium.

(2) In dem Kolloquium soll der Predigthelferanwarter nachweisen, dass er seine Kenntnisse
vertieft hat und in der Lage ist, seine Predigtgabe in Verantwortung vor dem Worte Gottes
anzuwenden. Die Schlussbeurteilung besteht in der Feststellung, ob er fir den Dienst des
Predigthelfers geeignet ist.

(3) Das Kolloquium halten ab:

1. ein theologisches Mitglied des Landeskirchenamtes als Vorsitzender,

2. der landeskirchliche Beauftragte fir die Zuriistung und Fortbildung der Predigthelfer,
3. ein Gemeindepfarrer oder ein an der Zuristung beteiligter Theologe und
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4. ein Vertreter der dem Gnadauer Verband angehdrenden landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbande aus dem Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland, sofern ein Prediger
dieser Gemeinschaftsverbande Teilnehmer des Abschlusskurses ist.

§6
Bestellung
(1) Auf Grund des Kolloquiums Ergebnisses entscheidet das Landeskirchenamt Uber die Be-
stellung des Predigthelferanwarters zum Predigthelfer.
(2) Bei Gemeindegliedern, die bereits in einer anderen Kirche einen dem Predigthelfer ver-
gleichbaren Dienst (z.B. als Pradikant) ausgelibt haben, kann das Landeskirchenamt von den
Erfordernissen der §§ 3 bis 5 ganz oder teilweise absehen.

§7
Ordination
(1) Der Predigthelfer wird auf Anordnung des Landeskirchenamtes durch den Superinten-

denten nach der Ordnung der Agende ordiniert.

(2) Voraussetzung der Ordination ist, das der Predigthelfer im seelsorgerlichen Gesprach vor
dem Superintendenten bezeugt hat, das er den Dienst der Wortverkiindigung und der Sakra-
mentsverwaltung im Gehorsam gegen das Wort Gottes und in Bindung an die Bekenntnisse
der Kirche ausrichten will.

(3) Die Verpflichtung auf die Bekenntnisse erfolgt durch mindliche Erklarung im Ordinations-
gottesdienst.

(4) Uber die Ordination wird eine Niederschrift gefertigt, die von dem Superintendenten, den
Assistenten und dem Predigthelfer zu unterzeichnen ist. Der Ordinierte erhalt eine Ordina-
tionsurkunde.

(5) Die Ordination ist im Kirchlichen Amtsblatt bekanntzugeben.

Zweiter Abschnitt
Ausiibung des Dienstes

§8
Grundsatz
Bei der Auslibung seines Dienstes steht der Predigthelfer in der Gemeinschaft aller Mitarbeiter
und geniel3t Schutz und Beistand der Kirche.

89
Zugehorigkeit zu Leitungsorganen
(1) Predigthelfer kbnnen nach den allgemeinen Vorschriften des kirchlichen Wahlrechts in
das Presbyterium gewahlt werden. Wenn Gegenstande verhandelt werden, die den Dienst des
Predigthelfers und die Ordnung des Gottesdienstes betreffen, sollen Predigthelfer, die dem
Presbyterium nicht angehéren, zu der Sitzung mit beratender Stimme hinzugezogen werden.

(2) Fur die Teilnahme an den Tagungen der Kreissynode gilt Artikel 141 Abs. 8 der Kirchen-
ordnung.

§ 10

Predigthelferkonvent
(1) Die Predigthelfer und Predigthelferanwarter des Kirchenkreises werden zu regelmaRigen
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Predigthelferkonventen eingeladen.

(2) Die Kreissynode soll einen Synodalbeauftragten fur die Arbeit mit den Predigthelfern be-
stellen. Er ist mit dem Superintendenten fiir die Forderung des Dienstes der Predigthelfer ver-
antwortlich.

(3) Wo es zweckmalig erscheint, kdnnen flr den Bereich benachbarter Kirchenkreise ge-
meinsame Predigthelferkonvente gebildet werden.

(4) Wenn die ortlichen Verhéltnisse es gebieten, kdnnen Predigthelfer und Lektoren eines
Kirchenkreises zu einem gemeinsamen Konvent eingeladen werden.

§ 11
Fortbildung
Der Predigthelfer soll mindestens alle drei Jahre an einer Fortbildungstagung der Landeskir-
che teilnehmen.

§12
Visitation
Bei der Visitation durch den Kreissynodalvorstand ist darauf zu achten, dass auch die Predigt-
helfer, die Glieder der visitierten Kirchengemeinde sind, in der Predigt gehoért werden.

§13
Predigtdienst
(1) Der Predigthelfer soll in der Kirchengemeinde, deren Glied er ist, angemessene Gelegen-
heit zum Dienst erhalten.

(2) Aufgabe des Superintendenten und des Kreissynodalvorstandes ist es, eine Uberbean-
spruchung des Predigthelfers zu verhindern.

§14
Amtstracht
(gestrichen)

§ 15
Beichtgeheimnis, seelsorgerliche Schweigepflicht
(1) Der Predigthelfer ist verpflichtet, das Beichtgeheimnis gegenuber jeder man unverbrich-

lich zu wahren. Das Beichtgeheimnis steht unter dem Schutz der Kirche.

(2) Der Predigthelfer hat auch tber alles, was ihm sonst in Austibung seines seelsorgerlichen
Amtes anvertraut oder bekannt geworden ist, dauernd Verschwiegenheit zu bewahren.

§ 16
Wohnsitzwechsel

(1) Wird der Predigthelfer Glied einer anderen Kirchengemeinde und ist diese bereit, ihn mit
dem Dienst des Predigthelfers zu beauftragen, so stellt sie ihn nach der Ordnung der Agende
in einem Gottesdienst vor. Das Presbyterium berichtet dariiber dem Landeskirchenamt.

(2) Wird der Predigthelfer Glied einer anderen Kirchengemeinde und ist diese nicht bereit,
ihn mit dem Dienst des Predigthelfers zu beauftragen, so hat das Presbyterium dem Kreissy-
nodalvorstand Gelegenheit zur Vermittiung zu geben. Bleibt das Presbyterium bei seinem Be-
schluss, so ruhen die in der Ordination begriindeten Rechte. Das Landeskirchenamt gibt dies
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im Kirchlichen Amtsblatt bekannt.

(3) §2 Abs. 5 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 17
Fahrkosten und Vergiitung
(1) Der Predigthelfer tbt seinen Dienst ehrenamtlich aus. Er hat Anspruch auf die Erstattung
der Fahrkosten; er kann eine Vergutung erhalten. Fahrkosten und Vergitung durfen die, in
den Richtlinien Uber die Vertretungskosten der Pfarrer genannten Satze, nicht Uberschreiten.

(2) Fur seine Dienste durfen dem Predigthelfer keine weiteren Entschadigungen gewahrt
werden.

(3) Soweit Aufgaben des Predigthelfers kirchlichen Mitarbeitern als Teil ihres Hauptamtes
durch die Dienstanweisung Ubertragen sind, finden die Bestimmungen der Absatze 1 und 2
keine Anwendung.

§18
Versicherungsschutz
(1) Der Predigthelfer geniel3t wahrend seines Dienstes einschliellich der Hin- und Rickfahrt
sowie bei Teilnahme an Konventen und anderen Tagungen gesetzlichen Unfallversicherungs-
schutz.

(2) Sind in Ausliibung des Dienstes Gegenstande, die der Predigthelfer mit sich geflihrt hat,
beschadigt oder zerstdrt worden oder abhanden gekommen, so kann dafiir nach den fir Kir-
chenbeamte geltenden Bestimmungen Ersatz geleistet werden. Die Kosten tragt die Korper-
schaft, flr die der Predigthelfer tatig geworden ist.

Dritter Abschnitt
Beendigung des Dienstes

§19
Altersgrenze
(1) Die Bestellung zum Predigthelfer erlischt mit dem Erreichen der Altersgrenze nach § 4
Abs. 3 Satz 1 des Predigthelfergesetzes.

(2) Die Erlaubnis zur weiteren Ausiibung des Dienstes kann nur auf Antrag des Presbyteri-
ums oder des Kreissynodalvorstandes erteilt werden, jedoch nicht iber den Zeitpunkt der Voll-
endung des 75. Lebensjahres hinaus.

(3) Ein Antrag nach Absatz 2 ist zu begriinden und mit einer Stellungnahme des Superinten-
denten dem Landeskirchenarmt vorzulegen.

§20

Widerruf
(1) Das Landeskirchenamt widerruft die Bestellung zum Predigthelfer, wenn deren Voraus-
setzungen weggefallen sind. Ein Grund zum Widerruf liegt insbesondere vor, wenn
1. der Predigthelfer Gemeindeglied einer anderen evangelischen Kirche oder Religionsge-
meinschaft wird,
2. der Predigthelfer aus der evangelischen Kirche austritt,
3. der Predigthelfer auf die in der Ordination begriindeten Rechte verzichtet,
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4. der Predigthelfer wegen Pflichtwidrigkeit aus dem Presbyter Amt entlassen wird,
5. in einem Lehrbeanstandungsverfahren festgestellt wird, das der Predigthelfer als ordinier-
ter Diener am Wort nicht mehr tragbar ist.

(2) Gegen den Widerruf, der schriftlich und mit Angabe der Griinde dem Predigthelfer und
dem Presbyterium zugestellt werden muss, ist binnen zwei Wochen Beschwerde bei der Kir-
chenleitung zulassig. Diese entscheidet endgultig.

Vierter Abschnitt
Verlust der in der Ordination begriindeten Rechte

§ 21
Grundsatz
(1) Mit dem Widerruf der Bestellung zum Predigthelfer erldschen die in der Ordination be-
grindeten Rechte. Die Ordinationsurkunde ist zurlickzugeben.

(2) Der Verlust der in der Ordination begriindeten Rechte ist im Kirchlichen Amtsblatt be-
kanntzumachen.

§22
Ausnahme

(1) In den Fallen des § 20 Abs. 1 Nr. 1 kann das Landeskirchenamt dem ehemaligen Pre-
digthelfer die in der Ordination begriindeten Rechte belassen, wenn er erklart, dass er auch
kiinftig einen Dienst der Verklndigung, der evangelischen Unterweisung oder der theologi-
schen Lehre Gbernehmen will.

(2) Erhalt der ehemalige Predigthelfer innerhalb einer von dem Landeskirchenamt festzule-
genden Frist keinen solchen Auftrag, so erklart es die in der Ordination begriindeten Rechte
fur erloschen. Bis zu seiner endgiltigen Entscheidung tritt kein Verlust der Rechte ein.

§23
Verzicht

Der Predigthelfer kann auf die in der Ordination begriindeten Rechte verzichten. Der Verzicht
ist schriftlich zu erklaren. Er wird erst wirksam, wenn das Landeskirchenamt ihn annimmt.

FUnfter Abschnitt
Wiederverwendung im Dienst

§24

Erneute Ubertragung
(1) Das Landeskirchenamt kann die in der Ordination begriindeten Rechte erneut Ubertra-
gen, wenn der Betroffene wieder zum Predigthelfer bestellt wird. Uber den Akt der Ubertragung
ist eine Urkunde auszufertigen.

(2) Die erneute Ubertragung der in der Ordination begriindeten Rechte ist im Kirchlichen
Amtsblatt bekanntzumachen.
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Sechster Abschnitt
Schlussbestimmungen

§25
Zustandigkeiten
(1) Die durch das Predigthelfergesetz der Kirchenleitung zugewiesenen Aufgaben und Be-
fugnisse werden dem Landeskirchenamt Ubertragen.

(2) Die Kirchenleitung kann die Entscheidungen nach dem Predigthelfergesetz und nach die-
ser Verordnung an sich ziehen oder MalRnahmen des Landeskirchenamtes abandern.

(3) Das Landeskirchenamt hat in Fallen von gesamtkirchlicher Bedeutung die Entscheidung
der Kirchenleitung herbeizufuhren.

. §26
Anderung von Richtlinien
(nicht abgedruckt)

§27
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 2. Oktober 1977 in Kraft.?

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland
1991, 5. 52 vom 17. April 1991

Dritte Verordnung
zur Anderung der Predigthelferverordnung
Vom 6. Dezember 1990

Auf Grund von § 7 des Kirchengesetzes Uber den Dienst des Predigthelfers in der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland (Predigthelfergesetz) vom 10. Januar 1969 (KABT. 5. 20) erlasst
die Kirchenleitung folgende Verordnung:

Artikel 1
Die Verordnung zur Ausflihrung des Predigthelfergesetzes (Predigthelferverordnung) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 1986 (KABT. 5. 243), geandert durch § 4
Abs. 2 Nr. 3 der Amtstrachtverordnung vom 12. November 1987 (KABI. 5. 247), wird wie folgt
geandert:

1. § 2 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 3 wird durch folgende Absatze 3 bis 5 ersetzt:

»(3) Schlagt das Presbyterium ein Gemeindeglied vor, so ist dem Antrag eine beschlussma-
Rige Stellungnahme des Kreissynodalvorstandes beizufligen.

(4) Schlagt der Kreissynodalvorstand ein Gemeindeglied vor, so ist dem Antrag eine be-
schlussmaRige Stellungnahme des Presbyteriums beizufligen.
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(5) Ist der Vorgeschlagene Prediger eines dem Gnadauer Verband angehérenden landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbandes, so ist auch dieser zu beteiligen. Der Antrag ist von dem
zustandigen Gemeinschaftsverband und dem Kreissynodalvorstand gemeinsam zu stellen;
Absatz 4 gilt entsprechend.”

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2 Satz 2. 2.

2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 4 wird nach dem Wort ,Kasualgottesdienst" das Wort ,und" angefugt.

b) Folgende Nummer 5 wird eingefligt:
,9. der Ordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland".

3. §5 Abs. 3 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 2 wird am Ende das Wort ,und" durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 3 wird der Punkt durch das Wort ,und" ersetzt.

c) Folgende Nummer 4 wird angefugt:

.4. ein Vertreter der dem Gnadauer Verband angehérenden Landeskirchlichen Gemein-
schaftsverbande aus dem Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland, sofern ein Prediger
dieser Gemeinschaftsverbande Teilnehmer des Abschlusskursus ist."

4. § 6 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Bei Gemeindegliedern, die bereits einen Dienst ausgetbt haben, der mit dem des Predigt-
helfers vergleichbar ist, kann das Landeskirchenamt von den Erfordernissen der §§ 3 bis 5
ganz oder teilweise absehen."

5. In § 9 Abs. 2 wird die Zahl ,8" durch die Zahl ,,9" ersetzt.

6. § 16 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Wird der Predigthelfer Glied einer anderen Kirchengemeinde und ist diese nicht bereit, ihn
mit dem Dienst des Predigthelfers zu beauftragen, so hat das Presbyterium dem Kreissyno-
dalvorstand Gelegenheit zur Vermittlung zu geben. Bleibt das Presbyterium bei seinem Be-
schluss, so ruhen die in der Ordination begriindeten Rechte. Das Landeskirchenamt gibt dies
im Kirchlichen Amtsblatt bekannt."

b) Folgender Absatz 3 wird angefligt:

»(3) § 2 Abs. 5 Satz 1 gilt entsprechend."

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Dusseldorf, den 6. Dezember 1990
Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

Stephan

Krause
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Aktuell giiltig sind fiir den Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland die folgenden
Kirchengesetze und Verordnungen. Zuletzt wurde durch die Anderung des Ordinationsge-
setzes vom 12. Januar 2013 geregelt, dass Predigerinnen und Prediger eines dem Gna-
dauer Verband angehérenden landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes die Amtsbe-
zeichnung ,,Pastorin“ oder ,Pastor” flihren.

Kirchengesetz
tiber die Ordnung des Dienstes der 6ffentlichen Wortverkiindigung, Sakraments-
verwaltung
und Seelsorge in der Evangelischen Kirche im Rheinland
(Ordinationsgesetz - OrdG)

Vom 13. Januar 2005

(KABI. S. 68) geandert durch Kirchengesetze vom 11. Jan. 2008 (KABI. S. 151), 14. Jan. 2011
(KABI. S. 184), 13. Januar 2012 (KABI. S. 132) und 12. Jan. 2013 (KABI. S. 64)

Die Landessynode hat auf der Grundlage von Artikel 63 Absatz 3 der Kirchenordnung vom 10.
Januar 2003, zuletzt geandert durch Kirchengesetz vom 15. Januar 2004, und § 118 Absatz 3
des Pfarrdienstgesetzes der EKD vom 10. November 2010 (ABI. EKD S. 307), folgendes Kir-
chengesetz beschlossen:

Praambel

Der Dienst der 6ffentlichen Wortverkiindigung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge ist ge-
grindet in dem einen Dienst der ganzen Gemeinde, die Botschaft der freien Gnade Gottes
auszurichten an alles Volk (Barmen VI). Er ist bezogen auf die eine, heilige, christliche und
apostolische Kirche. Als Dienst der Gemeinde ist er eine Gestalt des Priestertums aller Glau-
bigen und wird als solcher ausgeuibt in der Gemeinschaft aller Dienste der Kirche. Als Gegen-
Uber zur Gemeinde nimmt er die Aufgabe wahr, der Gemeinde ihren Ursprung zu verkindigen:
den auferstandenen Jesus Christus, der in Wort und Sakrament durch den Heiligen Geist als
der Herr gegenwartig handelt (Barmen lIl).

§ 1

(1) Zum Dienst der 6ffentlichen Wortverkiindigung, zur Sakramentsverwaltung und zur Seel-
sorge kann ordiniert werden, wer

1. fur diesen Dienst geeignet ist,

2. die Befahigung zum Presbyteramt hat oder in einem Dienst- und Treueverhaltnis zu
einer evangelischen Landeskirche steht,

3. das 25. Lebensjahr vollendet hat und

4. fir den Dienst ausgebildet oder zugertstet worden ist.

( 2 ) Die Ordination begrindet das Recht und die Pflicht zur 6ffentlichen Wortverkiindigung,
zur Sakramentsverwaltung und zur Seelsorge.

( 3 ) Der Dienst der Ordinierten kann im Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland nach
Mafgabe der kirchlichen Ordnung ausgetbt werden.

§2

( 1) Die Anordnung der Ordination erfolgt auf Antrag des Presbyteriums, des Kreissynodal-
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vorstandes oder des Leitungsorgans eines anderen Anstellungstragers durch die Kirchenlei-
tung.

(2 ) Vor der Entscheidung der Kirchenleitung tber die Ordination fuhrt die Superintendentin
oder der Superintendent ein Gesprach mit der oder dem zu Ordinierenden Uber die Voraus-
setzungen und die Bedeutung der Ordination.

( 3 ) Eine Versagung der Ordination ist auf Verlangen zu begriinden. Die Versagung der Ordi-
nation ist rechtlich nur insoweit Gberprifbar, als Verfahrensmangel geltend gemacht werden.
(4 ) Die Teilnahme an einer Ordinationstagung ist Voraussetzung fur die Ordination.

§3
( 1) Die Ordination wird in einem offentlichen Gottesdienst durch die Superintendentin oder
den Superintendenten in Anwesenheit von mindestens zwei Assistierenden nach der Ordnung
der Agende vollzogen. Mindestens eine Assistentin oder ein Assistent muss ordiniert, mindes-
tens eine Assistentin oder ein Assistent darf nicht ordiniert sein.
( 2 ) Bei der Ordination erfolgt die Verpflichtung auf das Zeugnis der Heiligen Schrift, wie es
ausgelegt ist in den drei altkirchlichen Glaubensbekenntnissen sowie in den lutherischen Be-
kenntnisschriften unserer Kirche: dem Augsburgischen Bekenntnis, der Apologie, den
Schmalkaldischen Artikeln, dem GrofRen und dem Kleinen Katechismus Martin Luthers oder
in der reformierten Bekenntnisschrift unserer Kirche: dem Heidelberger Katechismus oder in
den reformatorischen Bekenntnisschriften unserer Kirche und wie es aufs Neue bekannt wor-
den ist, in der Theologischen Erklarung der Bekenntnissynode von Barmen.
( 3) Uber die Ordination wird eine Urkunde ausgestellt, die der oder dem Ordinierten im Got-
tesdienst auszuhandigen ist.
( 4 ) Uber die Ordination wird eine Niederschrift gefertigt, die von den Beteiligten zu unter-
zeichnen ist.

§4
( 1) Der Dienst der Ordinierten wird durch das Presbyterium oder das Leitungsorgan eines
anderen Anstellungstragers geordnet.
( 2 ) Die Ordinierten sind an die Kirchenordnung, die Ordnung der Evangelischen Kirche im
Rheinland und die Ordnungen der jeweiligen Kirchengemeinden gebunden.
( 3 ) Die Ordinierten haben Uber alles, was ihnen bei Austibung des Dienstes seelsorglich
anvertraut wird, zu schweigen. Das Beichtgeheimnis ist unverbruchlich (Art. 52 der Kirchen-
ordnung).
( 4 ) Auf Pastorinnen und Pastoren sowie Pradikantinnen und Pradikanten findet das Gesetz
zum Schutz des Seelsorgegeheimnisses entsprechend zu den Pfarrerinnen und Pfarrern An-
wendung.
( 5) Ein Dienst mit besonderem Schwerpunkt im Bereich der Seelsorge kann von einer Pradi-
kantin oder einem Pradikanten regelmaRig nur ausgeubt werden, wenn sie oder er die daflr
notigen Fachkenntnisse besitzt oder durch Fortbildung erwirbt und einen bestimmten Seelsor-
geauftrag erhalten hat.
( 6 ) Die Bestimmungen von § 60 des Pfarrdienstgesetzes der EKD uber eine vorlaufige Un-
tersagung der Dienstauslibung sind sinngemaf auch auf den Dienst der 6ffentlichen Wortver-
kiindigung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge von Pastorinnen, Pastoren, Pradikantinnen
und Pradikanten anwendbar. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten
ein Verfahren nach § 5 Absatz 2 bis Absatz 5 eingeleitet worden ist.
( 7 ) Die Ordinierten unterstehen in ihnrem Dienst der Aufsicht der Superintendentin oder des
Superintendenten.
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§ 4a

( 1) Bei einem Wechsel von Ordinierten in eine andere Gliedkirche der Evangelischen Kirche
in Deutschland oder in eine evangelische Kirche im Ausland sind die Ordnungen der aufneh-
menden Kirche Uber den Dienst der 6ffentlichen Wortverkiindigung, Sakramentsverwaltung
und Seelsorge zu beachten.

(2 ) Im Einvernehmen mit der aufnehmenden Kirche kann die Zustandigkeit fur alle mit den
Ordinationsrechten zusammenhangenden Fragen dauerhaft an diese Kirche Gbertragen wer-
den.

§5
( 1) Das Recht und die Pflicht zur 6ffentlichen Wortverkiindigung, zur Sakramentsverwaltung
und zur Seelsorge gehen bei Austritt aus der evangelischen Kirche oder aufgrund einer Ent-
scheidung der Kirchenleitung Uber die Beanstandung der Lehre einer oder eines Ordinierten
verloren.
(2) Bei ordinierten Theologinnen und Theologen gilt flir das Lehrbeanstandungsverfahren die
Lehrbeanstandungsordnung in der jeweils geltenden Fassung.
( 3 ) Liegen bei der Pradikantin oder dem Pradikanten nachweisbare Tatsachen fir die An-
nahme vor, dass sie oder er offentlich durch Wort oder Schrift dauernd in Widerspruch zur
Heiligen Schrift und zu den Bekenntnissen der Kirche gemaft dem Grundartikel tritt und daran
trotz Belehrung und seelsorglicher Bemiihung festhalt, so wird ein Lehrgesprach gefihrt. Die
Regelungen der Lehrbeanstandungsordnung sind entsprechend anzuwenden. Dartber hin-
aus sind der Kreissynodalvorstand, das Presbyterium oder das Leitungsorgan des jeweiligen
Anstellungstragers anzuhéren. Stellt die Kirchenleitung fest, dass das Handeln der Pradikantin
oder des Pradikanten im Widerspruch zur Heiligen Schrift und zu den Bekenntnissen der Kir-
che gemal dem Grundartikel steht und dass sie oder er daran festhalt, beschlie3t die Kirchen-
leitung den Verlust der Rechte und Pflichten aus der Ordination.
( 4 ) Entzieht sich die ordinierte Theologin oder der ordinierte Theologe dem Verfahren nach
Absatz 2 oder entzieht sich die Pradikantin oder der Pradikant dem Verfahren nach Absatz 3,
kann die Kirchenleitung den Verlust der Rechte und Pflichten aus der Ordination feststellen.
Eine kirchengerichtliche Uberpriifung ist nicht zulassig.
(5) Bei schweren Verstdlien gegen die Ordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland oder
bei fehlender Austibung des Dienstes kann die Kirchenleitung der ordinierten Theologin oder
dem ordinierten Theologen oder der Pradikantin oder dem Pradikanten die Rechte und Pflich-
ten aus der Ordination entziehen. Bei rechtskraftiger Verurteilung in einem ordentlichen Straf-
verfahren durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen einer vorsatzlichen Tat zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens einem Jahr gehen die Rechte und Pflichten aus der Ordination
kraft Gesetzes verloren.
( 6 ) Der Verlust der Ordinationsrechte ist im Kirchlichen Amtsblatt bekannt zu geben. Die
Ordinationsurkunde ist zurlickzugeben.

§6
( 1) Die oder der Ordinierte kann auf die Rechte und Pflichten aus der Ordination verzichten.
( 2 ) Dieser Verzicht ist schriftlich gegenuber der Kirchenleitung zu erklaren. Er wird zu dem
von der Kirchenleitung festgesetzten Zeitpunkt wirksam.
( 3) Die Ordinationsurkunde ist zurlickzugeben.

§7
( 1) Die Rechte und Pflichten aus der Ordination kdnnen nach dem erklarten Verzicht wieder
Ubertragen werden. Die Ordination wird nicht wiederholt.
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( 2 ) Die Ordinationsurkunde ist wieder auszuhandigen oder erneut auszustellen.

( 3 ) Ordinierte, die aus anderen in- oder auslandischen Kirchen in den Dienst der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland dbernommen werden und deren Ordination gemaR § 7 Absatz 1
bis Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes der EKD anerkannt ist oder anerkannt wird, werden ge-
gebenenfalls auf die in der Evangelischen Kirche im Rheinland geltenden Bekenntnisschriften
gemal § 3 Absatz 2 nachverpflichtet. § 3 Absatze 1, 3 und 4 gelten entsprechend fir die
Nachverpflichtung.

§8
Die Kirchenleitung kann das Ruhen der Rechte und Pflichten aus der Ordination feststellen,
wenn Ordinierte aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen Behinderung nicht
in der Lage sind, ihre Angelegenheiten selbst zu regein.

§9
(1) Die Ordination von Theologinnen und Theologen erfolgt in der Regel im Anschluss an die
bestandene Zweite Theologische Prifung wahrend des kirchlichen Vorbereitungsdienstes.
Rechtzeitig vor der Ordination wird dem Landeskirchenamt ein Bericht der Vikariatsgemeinde
Uber die Arbeit der oder des zu Ordinierenden vorgelegt. Der Bericht ist vom Leitungsorgan
beschlussmaRig festzustellen. Die Superintendentin oder der Superintendent gibt hierzu ein
Votum ab, das ebenfalls dem Landeskirchenamt vorzulegen ist.
( 2 ) Ordinierten nach Absatz 1, die nicht in das Pfarrdienstverhaltnis Gbernommen werden,
wird widerruflich ein pastoraler Dienst im Ehrenamt Gbertragen, wenn erwartet werden kann,
dass die Pastorin oder der Pastor nach MalRgabe von Zeit und Kraft am Dienst der 6ffentlichen
Wortverkliindigung und Sakramentsverwaltung teilhat oder eine Tatigkeit ausibt, die im deut-
lichen Zusammenhang mit dem Verklindigungsauftrag steht. Fir den Verlust des Rechts und
der Pflicht zur 6ffentlichen Wortverkiindigung und Sakramentsverwaltung gelten die Bestim-
mungen des § 5 des Pfarrdienstgesetzes der EKD entsprechend, sofern diese nicht das Be-
stehen eines Pfarrdienstverhaltnisses voraussetzen.
(3) Die weiteren Voraussetzungen fir die Ordination der Theologinnen und Theologen richten
sich nach den Bestimmungen der §§ 3 bis 7 des Pfarrdienstgesetzes der EKD und den Best-
immungen des Ausflihrungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz der EKD.

§10
Die weiteren Voraussetzungen fur die Ordination der Pradikantinnen und Pradikanten richten
sich nach den Bestimmungen des Pradikantinnen- und Pradikantengesetzes (PrG) in der je-
weils geltenden Fassung.

§ 11
( 1) Ordinierte fuhren in Ausuibung ihres Dienstes folgende Amtsbezeichnungen:

1. Pfarrstelleninhaberinnen und Pfarrstelleninhaber flihren die Amtsbezeichnung ,Pfar-
rerin" oder ,Pfarrer" gemaf § 29 des Pfarrdienstgesetzes der EKD.

2. Ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitende mit einer bestandenen Zweiten Theologi-
schen Prifung gemaf Artikel 62a der Kirchenordnung und § 1 des Ausfiihrungsgeset-
zes zum Pfarrdienstgesetz der EKD oder einer bestandenen Gemeindemissionarspri-
fung geman Artikel 61a der Kirchenordnung, die nicht in einem Pfarrdienstverhaltnis
stehen, fuhren die Amtsbezeichnung ,Pastorin" oder ,Pastor".

3. Ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitende fuhren die Amtsbezeichnung ,Pradikantin”
oder ,Pradikant" gemaf Artikel 63 der Kirchenordnung, sofern sie keine Zweite Theo-
logische Prifung oder Gemeindemissionarsprifung bestanden haben.
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4. Predigerinnen und Prediger eines dem Gnadauer Verband angehdérenden landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbandes gemaf § 2 Absatz 1 Buchstabe d) des Pradikan-
tinnen- und Pradikantengesetzes flhren die Amtsbezeichnung ,Pastorin" oder ,Pas-
tor".

5. Personen, die gemal § 7 Absatz 2 oder Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes der EKD
aus anderen Kirchen in den Dienst der Evangelischen Kirche im Rheinland Gbernom-
men werden, durch fihren nach Einzelfallentscheidung des Landeskirchenamtes die
Amtsbezeichnung ,Pfarrerin" oder ,Pfarrer", ,Pastorin" oder ,Pastor", ,Pradikantin” o-
der ,Pradikant".

( 2) Eine weitere kirchliche Amtsbezeichnung kann der Amtsbezeichnung nach Absatz 1 vo-
rangestellt werden. Die Amtsbezeichnung wird einer Berufsbezeichnung oder einem akade-
misch erworbenem Titel gegebenenfalls vorangestelit.

( 3 ) Nach Eintritt in den Ruhestand oder Entpflichtung kann die bisherige Amtsbezeichnung
mit dem Zusatz ,im Ruhestand" (,i. R.") weiter gefuhrt werden.

(4 ) Bei Verlust der Rechte und Pflichten aus der Ordination gemaf § 5 oder § 6 erlischt das
Recht zur Fortfihrung der Amtsbezeichnung.

§12
Die §§ 4 bis 8 dieses Kirchengesetzes sind auf die bei seinem Inkrafttreten bereits Ordinierten
anzuwenden.

§13
Die Kirchenleitung wird ermachtigt, Ausfihrungsbestimmungen zu erlassen.

§ 14
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 2005 in Kraft.

Kirchengesetz
uber den Dienst der Pradikantinnen und Pradikanten in der Evangelischen Kirche
im Rheinland (Pradikantinnen- und Pradikantengesetz - PrG)

Vom 13. Januar 2005
(KABI. S. 106)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat aufgrund von Artikel 63 Absatz
3 der Kirchenordnung vom 10. Januar 2003, zuletzt gedndert durch das Kirchengesetz zur
Anderung der Kirchenordnung' vom 15. Januar 2004, das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

. Allgemeine Bestimmungen § 1
Mitglieder einer Kirchengemeinde, welche die Gabe der Wortverkiindigung haben, kénnen
zum Dienst der 6ffentlichen Verkiindigung des Wortes Gottes, der Verwaltung der Sakramente
und Seelsorge ordiniert und damit zu Pradikantinnen und Pradikanten bestellt werden (Artikel
63 Abs. 1 der Kirchenordnung).
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§2
( 1) Pradikantinnen oder Pradikanten kénnen werden

a. ehrenamtlich Mitarbeitende,

b. beruflich Mitarbeitende, die die Anstellungsfahigkeit als Diakonin oder Diakon, Ge-
meindehelferin oder Gemeindehelfer, Gemeindepadagogin oder Gemeindepadagoge
haben,

c. andere beruflich Mitarbeitende gemal Artikel 66 der Kirchenordnung und

d. Predigerinnen und Prediger eines dem Gnadauer Verband angehdérenden landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbandes.

(2 ) Pradikantin oder Pradikant kann nicht werden, wer fir den Dienst als Pfarrerin oder Pfarrer
ausgebildet wird.

Il Zurustung
§3
Die Zurustung und die Feststellung der Befahigung werden durch die Kirchenleitung geregelt.
Beruflich Mitarbeitende gemaf § 2 Abs. 1 Buchstabe b) sollen besonders zugeristet werden.

. Ordination
§4
Fur die Ordination gilt das Kirchengesetz tiber die Ordnung des Dienstes der 6ffentlichen Wort-
verkindigung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge in der Evangelischen Kirche im Rhein-

land (Ordinationsgesetz - OrdG) vom 13. Januar 2005.

IV. Dienst
§5

( 1) Pradikantinnen und Pradikanten Gben den Dienst der 6ffentlichen Wortverkiindigung und
der Sakramentsverwaltung in Abstimmung mit dem jeweils zustandigen Leitungsorgan aus.
(2) Den Auftrag zum Dienst kdbnnen Presbyterien oder andere Leitungsorgane oder Vorstande
kirchlicher Werke erteilen. Im Einzelfall ist hierzu auch die Superintendentin oder der Superin-
tendent befugt.
( 3 ) Wenn Pradikantinnen oder Pradikanten an einer bestimmten Predigtstatte regelmaRig
Dienst tun sollen, ist hierzu die Genehmigung des Kreissynodalvorstandes einzuholen.

§6
( 1) Pradikantinnen und Pradikanten gemanR § 2 Abs. 1 Buchstabe a) und c) versehen ihren
Dienst ehrenamtlich. Fir einen von der Superintendentin oder dem Superintendenten festzu-
stellenden Vertretungsfall kann eine Vergutung gewahrt werden.
( 2 ) Beruflich Mitarbeitende gemaf § 2 Abs. 1 Buchstabe b) versehen den Dienst als Pradi-
kantinnen und Pradikanten in der Regel als Teil ihres Beschaftigungsverhaltnisses.
( 3) Auslagen sind zu erstatten.

Pradikantinnen und Pradikanten sollen an Fo?tl;Idungsveranstaltungen teilnehmen.
V. Schussbsestimmungen
Die Kirchenleitung erlasst die zur Ausf[]hrung§dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen.
§9

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verdéffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. An die-
sem Tage treten das Kirchengesetz Giber den Dienst der Predigthelferin und des Predigthelfers
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in der Evangelischen Kirche im Rheinland in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Marz
2001 (KABI.

S. 102) und das Kirchengesetz uber die Beauftragung zum Dienst an Wort und Sakrament
fur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Verkindigung, Seelsorge, Diakonie und Bildungsar-
beit vom 12. Januar 1995 (KABI. S. 3) aulRer Kraft.

Auf Grund von § 8 des Kirchengesetzes Uber den Dienst der Pradikantinnen und Pradikanten
in der Evangelischen Kirche im Rheinland (PrG) vom 13. Januar 2005 hat die Kirchenleitung
folgende Rechtsverordnung beschlossen:

Erster Abschnitt
Zurustung fur den Dienst
§1

Voraussetzung
In den Dienst der Pradikantin oder des Pradikanten kénnen Mitglieder einer Kirchengemeinde
berufen werden, die neben einer ausreichenden Allgemeinbildung und biblischen Kenntnissen
Uber die Gabe der Wortverkiindigung verfligen sowie Verstandnis fir theologische Fragen zei-
gen und sich im kirchlichen Leben bewahrt haben.

§2
Antragsverfahren
( 1) Die Ordination wird von dem Presbyterium der Kirchengemeinde, deren Mitglied die oder
der Vorgeschlagene ist, oder von dem Presbyterium der Kirchengemeinde, dem Kreissyno-
dalvorstand oder dem Leitungsorgan eines anderen Anstellungstragers, in deren Bereich der
Dienst regelmaRig ausgetibt werden soll, beantragt.

( 2 ) Die Superintendentin oder der Superintendent flihrt mit der oder dem Vorgeschlagenen
ein Gesprach und berichtet dartiber dem Landeskirchenamt. Die oder der Synodalbeauftragte
fur die Pradikantenarbeit kann zu dem Gesprach hinzugezogen werden.

( 3 ) Dem Bericht sind folgende Unterlagen beizufligen:

1.
ein beglaubigter Auszug des Ordinationsantrages aus dem Protokollbuch des Presby-
teriums, des Kreissynodalvorstandes oder des Leitungsorgans eines anderen Anstel-
lungstragers,
2.
ein von der oder dem Vorgeschlagenen verfasster Lebenslauf und ein Lichtbild,
3.
Bescheinigungen lber Taufe, Konfirmation und gegebenenfalls kirchliche Trauung,
4.
bei beruflich Mitarbeitenden gem. § 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Pradikantinnen- und
Pradikantengesetzes eine Bescheinigung Uber die Anstellungsfahigkeit als Diakonin
oder Diakon, Gemeindehelferin oder Gemeindehelfer, Gemeindepadagogin oder Ge-
meindepadagoge und eine Kurzkonzeption, wie der Dienst an Wort und Sakrament
zuklnftig im Rahmen des Beschaftigungsverhaltnisses ausgelibt werden soll,
5.
Vorschlag fir eine geeignete Mentorin oder einen geeigneten Mentor gem. § 4 Abs. 1,
6.

bei Personen, die zu einem friiheren Zeitpunkt fir den Dienst als Pfarrerin oder Pfarrer
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ausgebildet wurden, eine Erklarung, dass sie oder er keine Berufung mehr in das Pfarr-
dienstverhaltnis anstrebt,

eine Erklarung der oder des Vorgeschlagenen, dass sie oder er bereit ist, sich ordinie-
ren zu lassen und die kirchliche Ordnung zu beachten.

Das Landeskirchenamt kann weitere Unterlagen anfordern.

(4 ) Dem Antrag ist eine beschlussmafliige Stellungnahme des Kreissynodalvorstandes bei-
zufligen, wenn er von einem Presbyterium oder dem Leitungsorgan eines anderen Anstel-
lungstragers gestellt wird.

(5) Ist die oder der Vorgeschlagene Predigerin oder Prediger eines dem Gnadauer Verband
angehdrenden landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes, so ist der Antrag von dem zustan-
digen Gemeinschaftsverband und dem Kreissynodalvorstand gemeinsam zu stellen.

(6) Ist Antragsteller nicht das Presbyterium der Kirchengemeinde, deren Mitglied die oder der
Vorgeschlagene ist, so ist dessen beschlussmafige Stellungnahme beizufigen. Gegebenen-
falls ist dem Antrag auch eine beschlussmaRige Stellungnahme des Presbyteriums der Kir-
chengemeinde beizufligen, in deren Bereich der Dienst regelmafig ausgetbt werden soll.

( 7 ) Liegen die erforderlichen Unterlagen vor, so ladt das Landeskirchenamt die Vorgeschla-
gene oder den Vorgeschlagenen zur Zurlstung ein.

§3
Zurustung

( 1) Die Zurustung fir den Dienst der Pradikantinnen und Pradikanten nach § 2 Abs. 1 Buch-
staben a) und c) des Pradikantinnen- und Pradikantengesetzes erfolgt durch einen Einfuh-
rungskurs, einen Zwischenkurs, Wahlpflichtkurse und den Abschlusskurs. Die Zurlstung ver-
mittelt:

1. die methodische Erarbeitung von Bibeltexten,

2. die Ausarbeitung von Predigten,

3. die Leitung von Gemeindegottesdiensten in Vorbereitung und Durchfuhrung,

4. die Kenntnis der liturgischen Ordnungen von Kasualgottesdiensten,

5. Grundkenntnisse in Gesprachsfuhrung und Seelsorge sowie

6. Zugange zu den Bekenntnissen und der Ordnung der Evangelischen Kirche im Rhein-

land.

( 2 ) Die Zurustung fur den Dienst der Pradikantinnen und Pradikanten fur beruflich Mitarbei-
tende nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Pradikantinnen- und Pradikantengesetzes erfolgt
durch zwei Zurustungskurse. Die Zurlstung vermittelt
1. die Ausarbeitung von Predigten,
2. die Leitung von insbesondere arbeitsfeldbezogenen Gottesdiensten in Vorbereitung
und Durchfiihrung,
3. die Kenntnis der liturgischen Ordnungen von Kasualgottesdiensten,
4. Grundkenntnisse in Gesprachsfuhrung und insbesondere arbeitsfeldbezogener Seel-
sorge sowie
5. Zugange zu den Bekenntnissen und der Ordnung der Evangelischen Kirche im Rhein-
land.

( 3 ) Die Teilnahme an der Zurlistung nach Absatz 2 setzt auller der Anstellungsfahigkeit in
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der Regel voraus, dass eine Tatigkeit als Diakonin oder Diakon, Gemeindehelferin oder Ge-
meindehelfer, Gemeindepadagogin oder Gemeindepadagoge gegenwartig ausgeubt wird o-
der in einer nicht langer als drei Jahre zurlckliegenden Zeit Iangerfristig ausgelibt wurde.

(4 ) Die Zurustungen fuhren nicht zu einem berufsqualifizierenden Abschluss.

§4

Zurustungszeit
(1) Nach dem ersten Zurtstungskurs entscheidet das Landeskirchenamt tber die Zulassung
zu einer Zurustungszeit und weist die Pradikantenanwarterinnen und die Pradikantenanwarter
einer geeigneten Pfarrerin oder einem geeigneten Pfarrer als Mentorin oder Mentor zu, die
oder den die Superintendentin oder der Superintendent vorschlagt.

(2 ) Fur die Dauer der Zuriistungszeit erhalt die Pradikantenanwarterin oder der Pradikanten-
anwarter Erlaubnis und Auftrag, im Rahmen der Zurlstung unter Anleitung und Verantwortung
der Mentorin oder des Mentors zu predigen, bei Taufen und Abendmahl mitzuwirken, Amts-
handlungen vorzunehmen und Seelsorge zu Uben.

(3) Inder Zuristungszeit muss die Pradikantenanwarterin oder der Pradikantenanwarter nach
§ 2 Abs. 1 Buchstaben a) und c) des Pradikantinnen- und Pradikantengesetzes mindestens
zehn Predigten anfertigen und halten. Am Ende der Zuristungszeit reicht die Pradikantenan-
warterin oder der Pradikantenanwarter dem Landeskirchenamt zwei ausgearbeitete Gottes-
dienstentwirfe mit Predigten ein. Bis zu sechs Predigten und einer der ausgearbeiteten Got-
tesdienstentwirfe kdnnen bei einem entsprechenden Arbeitsschwerpunkt aus dem Bereich
der Kirche mit Kindern oder der Seniorenarbeit oder einem anderen besonderen Arbeitsgebiet
gewahlt werden.

(4 ) Inder Zuristungszeit muss die Pradikantenanwarterin oder der Pradikantenanwarter nach
§ 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Pradikantinnen- und Pradikantengesetzes eine Hausarbeit mit
Begrindung, Dokumentation und Auswertung eines gottesdienstlichen Projektes aus dem Zu-
sammenhang der Arbeit mit Verkundigungsteil (Predigt) anfertigen und dem Landeskirchen-
amt einreichen.

(5 ) Die Mentorin oder der Mentor erstattet dem Landeskirchenamt am Ende der Zurtstungs-
zeit einen schriftlichen Bericht Gber die Zuristungszeit.

§5
Kolloquium
( 1) Die Zurustungszeit endet mit einem Kolloquium.

(2) In dem Kolloquium soll die Pradikantenanwarterin oder der Pradikantenanwarter nach-
weisen, dass sie ihre oder er seine Kenntnisse vertieft hat und in der Lage ist, ihre oder seine
Predigtgabe in Verantwortung vor dem Worte Gottes anzuwenden. Die Schlussbeurteilung
besteht in der Feststellung, ob sie oder er fiir den Dienst der Pradikantin oder des Pradikanten
geeignet ist.

( 3 ) Das Kolloquium halten ab:
1. die zustandige Dezernentin oder der zustandige Dezernent des Landeskirchenamtes
als vorsitzendes Mitglied,
2. die oder der Beauftragte fir die Zuriistung und Fortbildung der Pradikantinnen und
Pradikanten oder eine andere an der Zurustung beteiligte Theologin oder ein anderer
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an der Zurlstung beteiligter Theologe.

§6
Ubernahme aus anderen Diensten
( 1) Von dem Erfordernis der §§ 3 und 4 kann ganz oder teilweise abgesehen werden bei
Mitgliedern einer Kirchengemeinde, die bereits einen Dienst ausgeibt haben, der mit dem der
Pradikantin oder des Pradikanten vergleichbar ist, insbesondere als:
1. Pradikantin oder Pradikant oder einem vergleichbaren Dienst in der Wortverkindigung
und Sakramentsverwaltung einer anderen Kirche,
2. Predigerin oder Prediger einer landeskirchlichen Gemeinschaft,
3. zum Dienst an Wort und Sakrament beauftragte Mitarbeiterin oder beauftragter Mitar-
beiter,

( 2 ) Die Eignung firr die Ubernahme wird in einem Kolloquium festgestellt. Das Kolloquium
halten ab:

1. die zustandige Dezernentin oder der zustandige Dezernent des Landeskirchenamtes
als vorsitzendes Mitglied,

2. die Leiterin oder der Leiter der zustandigen Abteilung des Landeskirchenamtes oder
eine oder ein von ihr oder ihm beauftragte Vertreterin oder beauftragter Vertreter,

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter der dem Gnadauer Verband angehdérenden landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbande aus dem Bereich der Evangelischen Kirche im
Rheinland, sofern es sich um eine Predigerin oder einen Prediger dieser Gemein-
schaftsverbande handelt,

( 3 ) Die Superintendentin oder der Superintendent kann diese Mitglieder einer Kirchenge-
meinde nach Absatz 1 bereits vor der Ordination beauftragen, Gottesdienste zu leiten.

§7
Anordnung der Ordination
(1) Auf Grund des Kolloquiumsergebnisses entscheidet die Kirchenleitung tber die Anord-
nung der Ordination.

( 2 ) Die Ordination darf nicht angeordnet werden, wenn der Antrag auf Anordnung der Ordi-
nation von dem Antragsteller gemaf § 2 Absatz 1 des Ordinationsgesetzes wahrend der Zu-
rustungszeit zurickgezogen wurde.

( 3 ) Vor der Ordination nimmt die Pradikantenanwarterin oder der Pradikantenanwarter an
einer Ordinationstagung teil.

( 4 ) Personen, die bereits zu einem friheren Zeitpunkt zu einem Dienst an Wort und Sakra-
ment ordiniert wurden, werden als Pradikantinnen und Pradikanten bestellt, ohne dass die
Ordination wiederholt wird.

( 5) Das Nahere regelt das Ordinationsgesetz.
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Zweiter Abschnitt
Ausiibung des Dienstes

§8
Grundsatz
Bei der Ausibung ihres Dienstes stehen die Pradikantin und der Pradikant in der Gemein-
schaft aller Mitarbeitenden und genie3en Schutz und Beistand der Kirche.

§9
Predigtdienst
Die Pradikantinnen und Pradikanten sollen in der Kirchengemeinde, deren Mitglieder sie sind,
oder in dem Arbeitsfeld, flr das ein anderes Leitungsorgan die Ordination beantragt hat, an-
gemessene Gelegenheit zum Dienst an Wort und Sakrament erhalten.

§10
(gestrichen)

11
Ehrenamtlicher u§|d beruflicher Dienst
(1) Der Dienst der Pradikantinnen und Pradikanten ist ehrenamtlich, sofern er nicht bei be-
ruflich Mitarbeitenden als Teil ihres Beschaftigungsverhaltnisses und im Rahmen ihres Ar-
beitsfeldes durch die Dienstanweisung geregelt ist. Auslagen sind zu erstatten.

(2) Fur einen von der Superintendentin oder dem Superintendenten festzustellenden Vertre-
tungsfall kann eine Vergltung gewahrt werden.

( 3 ) Pradikantinnen und Pradikanten sollen zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen
angehalten werden. Daflir anfallende Kosten sollen nach Mdglichkeit von dem fir ihren Dienst
zustandigen Leitungsorgan ibernommen werden.

(4 ) Die Teilnahme an kreiskirchlichen Konventen und landeskirchlichen Pradikantentagen ist
fur Pradikanten oder Pradikantinnen nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Pradikantinnen- und
Pradikantengesetzes Teil des beruflichen Dienstes.

§12
Zugehorigkeit zu Leitungsorganen

( 1) Pradikantinnen und Pradikanten kdnnen nach den allgemeinen Vorschriften des kirchli-
chen Wahlrechts in das Presbyterium gewahlt werden. Wenn Gegenstande verhandelt wer-
den, die den Dienst der Pradikantinnen und Pradikanten und die Ordnung des Gottesdienstes
betreffen, sollen Pradikantinnen und Pradikanten, die dem Leitungsorgan nicht angehdren, zu
der Sitzung mit beratender Stimme hinzugezogen werden.

( 2 ) Fur die Teilnahme an den Tagungen der Kreissynode gilt Artikel 99 Absatz 11 der Kir-
chenordnung.

§13
Wechsel der Kirchengemeinde oder des Anstellungstragers

(1) Bei einem Wechsel der Pradikantin oder des Pradikanten in eine andere Kirchengemeinde
oder zu einem anderen Anstellungstrager oder bei dem Ausscheiden eines Pradikanten oder
einer Pradikantin nach § 2 Abs. 1 Buchstabe b) des Pradikantinnen- und Pradikantengesetzes
aus dem Dienstverhaltnis oder bei einem Wechsel in eine andere evangelische Kirche bleiben
die in der Ordination begriindeten Rechte und Pflichten grundsatzlich erhalten.
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( 2 ) Die Pradikantin oder der Pradikant ist verpflichtet, den Wechsel dem Landeskirchenamt
anzuzeigen und sich dem Presbyterium der neuen Kirchengemeinde, deren Mitglied sie oder
er wird, oder dem Leitungsorgan des neuen Anstellungstragers vorzustellen. Das Leitungsor-
gan soll den Dienst des Pradikanten oder der Pradikantin beschlussmafRig annehmen und ihr
oder ihm ausreichend Gelegenheit zum Dienst an Wort und Sakrament und zur Seelsorge
geben.

( 3) Ist auf Grund besonderer Umstande ein Dienst in der neuen Kirchengemeinde oder bei
dem neuen Anstellungstrager nicht moéglich, tragen der Superintendent oder die Superinten-
dentin dafur Sorge, dass der Dienst an einer anderen Stelle ausgeubt wird.

(4 ) Bei einem Wechsel in eine andere Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland
oder in eine evangelische Kirche im Ausland sind die Ordnungen der aufnehmenden Kirche
Uber den Dienst der Offentlichen Wortverkiundigung, Sakramentsverwaltung und Seelsorge zu
beachten.

§ 14
Entpflichtung
( 1) Wer aufgrund von Alter oder korperlichen Gebrechen nicht mehr in der Lage ist, den
Dienst als Pradikantin oder Pradikant regelmafig zu versehen, kann bei dem zusténdigen Lei-
tungsorgan die beschlussmaRige Entpflichtung beantragen.

(2) Die Entpflichtung wird durch die Superintendentin oder den Superintendenten ausgespro-
chen. Sie soll in einem Gottesdienst vollzogen werden und ist dem Landeskirchenamt anzu-
zeigen.

( 3) Ein gelegentlicher Dienst der offentlichen Wortverkiindigung, Sakramentsverwaltung und
Seelsorge ist nach Kraften und Eignung auch nach der Entpflichtung mdglich.

§15

Fehlende Ausiibung des Dienstes
(1) Stellt das Leitungsorgan der Kirchengemeinde oder des Kirchenkreises oder des anderen
An - stellungstragers fest, dass der Dienst trotz beschlussmafliger Aufforderung und Ge-
sprachsangebot dauerhaft nicht ausgelibt wird, obwohl die Pradikantin oder der Pradikant
dazu in der Lage ware, kann das Leitungsorgan bei der Kirchenleitung die Entziehung der
Ordinationsrechte gem. § 5 des Ordinationsgesetzes beantragen.
(2 ) Vor einer Beschlussfassung Uber den Antrag auf Entziehung der Ordinationsrechte soll
das Leitungsorgan die Superintendentin oder den Superintendenten ersuchen, ein Gesprach
mit der Pradikantin oder dem Pradikanten zu fihren.

(3 ) Beantragt das Presbyterium die Entziehung der Ordinationsrechte, so ist dem Antrag eine
beschlussmafige Stellungnahme des Kreissynodalvorstandes beizufligen.

( 4 ) Beantragt der Kreissynodalvorstand die Entziehung der Ordinationsrechte, so ist dem
Antrag eine beschlussmafige Stellungnahme des Presbyteriums beizufligen.

( 5) Beantragt das Leitungsorgan eines anderen Anstellungstragers die Entziehung der Ordi-
nationsrechte, so ist dem Antrag eine beschlussmaRige Stellungnahme des Kreissynodalvor-
standes beizufligen.
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(6) Ist die Pradikantin oder der Pradikant Predigerin oder Prediger eines dem Gnadauer Ver-
bandes angehdrenden landeskirchlichen Gemeinschaftsverbandes, so ist der Antrag auf Ent-
ziehung der Ordinationsrechte von dem zustandigen Gemeinschaftsverband und dem Kreis-
synodalvorstand gemeinsam zu stellen.

( 7 ) Wird nach einem Wechsel in eine andere Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
Deutschland oder in eine evangelische Kirche im Ausland der Dienst dauerhaft nicht ausgeubt,
kann die Kirchenleitung die Ordinationsrechte von Amts wegen entziehen.

( 8 ) Die Pradikantin oder der Pradikant ist vor der Entscheidung der Kirchenleitung zu héren.

§ 16
Erneute Ubertragung
Das Landeskirchenamt kann die in der Ordination begriindeten Rechte erneut Ubertragen,
wenn die oder der Betroffene wieder zur Pradikantin oder zum Pradikanten bestellt wird.

§17
Kreiskirchliche Konvente
( 1) Die Pradikantinnen, Pradikanten, Pradikantenanwarterinnen und Pradikantenanwarter
des Kirchenkreises werden zu regelmaRigen Pradikantenkonventen eingeladen.

(2 ) Die Pradikantinnen und Pradikanten sollen regelmaRig zu den Pfarrkonventen eingeladen
werden, insbesondere wenn Fragen des ordinierten Dienstes besprochen werden.

( 3 ) Die Kreissynode soll eine Synodalbeauftragte oder einen Synodalbeauftragten flr die
Arbeit mit den Pradikantinnen und Pradikanten bestellen. Sie oder er ist mit der Superinten-
dentin oder dem Superintendenten fir die Férderung des Dienstes der Pradikantinnen und der
Pradikanten verantwortlich.

§18
Landeskirchliche Pradikantentage
Pradikantinnen, Pradikanten, Pradikantenanwarterinnen und Pradikantenanwarter werden re-
gelmafig zu landeskirchlichen Pradikantentagen eingeladen. Die Pradikantentage dienen der
Fortbildung und dem Erfahrungsaustausch. Bei der Gestaltung soll den unterschiedlichen In-
teressen des ehrenamtlichen und beruflichen Dienstes Rechnung getragen werden.

§19
Visitation
Bei der Visitation durch den Kreissynodalvorstand ist darauf zu achten, dass auch die Pradi-
kantinnen und Pradikanten, die Glieder der visitierten Kirchengemeinde sind, in der Predigt
gehort werden.

Dritter Abschnitt

§ 20
Ubergangsregelung
Pradikantinnen und Pradikanten, deren Bestellung nach § 17 der Verordnung zur Ausfiihrung
des Gesetzes Uber den Dienst der Predigthelferinnen und Predigthelfer (Predigthelferinnen-
und -helferverordnung - PHV) vom 30. Marz 2001 (KABI. S. 102), geandert durch Verordnun-
gen vom 26. April 2002 (KABI. S. 142) und 30. April 2004 (KABI. S. 225), erloschen ist, kdnnen
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die in der Ordination begriindeten Rechte als Entpflichtete gemaR § 14 Absatz 3 wahrnehmen.

§ 21
Schlussbestimmung
Die Verordnung tritt am Tage nach der Veroffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft®.
Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Ausfiihrung des Gesetzes iber den Dienst der Predigthel-
ferinnen und Predigthelfer (Predigthelferinnen- und -helferverordnung - PHV) vom 30. Marz
2001 (KABI. S. 102), geandert durch Verordnungen vom 26. April 2002 (KABI. S. 142) und 30.
April 2004 (KABI. S. 225), auler Kraft.

3 Auftretende Spannungen sollen im geschwisterlichen und vertrauensvollen Gesprach zwi-
schen den Leitungen der Landeskirchen und der Gemeinschaftsverbande beigelegt werden.
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Ubereinkunft

der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens und des Landesverbandes
Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e. V.

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens und der Landesverband Landeskirchli-
cher Gemeinschaften Sachsen e. V. (im Folgenden: Sachsischer Gemeinschaftsverband) le-
ben aus dem Wort Gottes. Fur sie ist der Auftrag Jesu Christi zur Verkindigung des Evange-
liums in Zeugnis und Dienst verpflichtend.

Ihnen ist die Sorge fur eine lebendige, biblisch gegriindete Frommigkeit und ein davon
geprag-tes Leben und Zeugnis der Kirchgemeinden und Gemeinschaften anvertraut, damit
Gemeinde Jesu Christi gebaut wird. Um Menschen, die nicht mehr oder noch nicht im
Glauben und in der Verbindung zur Kirche stehen, fur Jesus Christus zu gewinnen, sind
sie verantwortlich fur Evangelisation und Mission. Sie sind auf die erneuernde Kraft des
Heiligen Geistes angewie-sen.

Gemeinsam erfillen sie den Auftrag zu Zeugnis und Dienst in jeweils eigener
Verantwortung und gegenseitiger Achtung. Sie sind dankbar fur den Dienst, den sie
entsprechend ihren Ga-ben und je besonderen Aufgaben miteinander und flreinander tun
konnen.

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens steht getreu dem Glauben der Vater
auf dem Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen
Testa-ments gegeben und in den Bekenntnisschriften der evangelisch-lutherischen Kirche
bezeugt ist. Dieses Evangelium ist fir das Wirken der Kirche die bleibend glltige Grundlage.

Der Sachsische Gemeinschaftsverband und seine Ortsgemeinschaften stehen in Lehre
und Praxis auf dem Boden der Heiligen Schrift und wissen sich den reformatorischen
Bekenntnis-sen der evangelisch-lutherischen Kirche und dem Pietismus verpflichtet. Sie
verstehen sich von ihrem Ursprung und ihrer geschichtlichen Entwicklung her als
selbststandige Bewegung innerhalb der Landeskirche gemaf der drei Gnadauer Modelle11,
die sich innerkirchlich voll-ziehen und dem Miteinander in der Landeskirche dienen. Sie
wissen sich dem Anliegen und Erbe ihrer Vater verpflichtet in Gemeinschaftspflege und
Evangelisation - entsprechend ihrer Art - durch miindigen und eigenverantwortlichen Dienst
der Haupt- und Ehrenamtlichen. Hauptamtliche im Sinne dieser Vereinbarung sind Brider
und Schwestern im Verkindigungs-dienst, die in einem entgeltlichen Dienst- oder
Teildienstverhaltnis zum Sachsischen Gemein-schaftsverband standen oder stehen.

130



1. Grundsatzliches zum Miteinander am Ort
Kirchgemeinde und Ortsgemeinschaft erfillen beide den Auftrag des Herrn Jesus Christus.

Sie wissen sich verpflichtet, die in Christus vorgegebene Einheit nach Johannes 17 Uberall
dort sichtbar zu machen, wann und wo dieses moglich ist.

1.1 Das Verhaltnis zwischen Kirchgemeinde und Ortsgemeinschaft ist értlich unterschiedlich
ausgepragt, bestimmt durch die Bedingungen bei der Entstehung der Ortsgemeinschaft, durch
bisherige Erfahrungen miteinander und durch die aktuelle gemeindliche Situation. Landeskir-
che und Sachsischer Gemeinschaftsverband sind dankbar fir das geschwisterliche Miteinan-
der und bekraftigen ihre Absicht, auf eine Vertiefung und, wo nétig, Verbesserung der Bezie-
hungen hinzuwirken.

1.2 Die Glieder der Kirchgemeinden und der Ortsgemeinschaften, Kirchenvorstande und
ortliche Gemeinschaftsleitung, Pfarrer und Pfarrerinnen, sowie Hauptamtliche des Sachsi-
schen Gemeinschaftsverbands bemuhen sich um Wahrnehmung und Respektierung des-
sen, was sich jeweils an geistlichem Leben entwickelt. Die Mitarbeiter der Ortsgemeinschaft
(Ortsvorstand) und der Kirchgemeinde (Kirchenvorstand) werden ermutigt, aufeinander zu-
zugehen, sich gegenseitig umfassend zu informieren und auf értlicher Ebene rechtzeitig Ab-
sprachen zu treffen. Es ist anzustreben, dass Glieder der Ortsgemeinschaft im Kirchenvor-
stand mitarbeiten.

Zum gegenseitigen Kennenlernen und besseren Verstehen kbnnen gemeinsame Veranstal-
tungen und gegenseitige Einladungen beitragen, z. B. Besprechungen der haupt- und eh-
renamtlichen Mitarbeiterschaft, aber auch Pfarrkonvente und Zusammenkinfte der Haupt-
amtlichen des Sachsischen Gemeinschaftsverbands.

1.3 Der Sachsische Gemeinschaftsverband und seine Ortsgemeinschaften erreichen durch
ihre spezifische Art der Verkiindigung und gemeinschaftlichen Lebens zum Teil auch Men-
schen, die durch den Dienst der Landeskirche nicht erreicht werden. Die Arbeit mit verschie-
denen Gruppen (z. B. Kinder, Jugend, Manner, Frauen) wird beiderseits als eine missiona-
rische Moglichkeit gesehen.

Falls beiderseits der gleiche Personenkreis erreicht wird, ist die Schwerpunktsetzung fir die
weitere Arbeit gemeinsam zu besprechen. Kirchgemeinden und Ortsgemeinschaften achten
bei der Festlegung der Zeiten flir Veranstaltungen aufeinander. Insbesondere wird zwischen
Gruppen, die evangelistische oder missionarische Aktionen durchfiihren, eine Absprache
und Zusammenarbeit angestrebt.

1.4 Landeskirche und Sachsischer Gemeinschaftsverband empfehlen, in die Nachrichten
der Kirchgemeinden und in die gottesdienstlichen Abkindigungen auch die Veranstaltungen
der Ortsgemeinschaft aufzunehmen. Gleicherweise gilt fur die Ortsgemeinschaften und ihre
Leiter, dass sie auf die Veranstaltungen der Kirchgemeinde hinweisen.
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1.5 Wenn eine Pfarrstelle, die Stelle eines Gemeinschaftsleiters oder eines Predigers neu
besetzt werden, sollen die Betreffenden sobald wie moglich den Kontakt untereinander
auf-nehmen.

1.6 Hauptamtliche des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes, denen mit oder nach
be-sonderer Beauftragung gemaf Nr. 5.3 konkrete Dienste Ubertragen wurden, kbnnen im
Ein-zelfall um Vertretungsdienste in vakanten Pfarrstellen gebeten werden.

1.7 Bei Amtshandlungen kénnen um der seelsorgerlichen Verbundenheit willen haupt-
oder ehrenamtliche Mitarbeiter des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes vom
zustandigen Pfarrer oder der zustandigen Pfarrerin beteiligt und um Mitwirkung gebeten
werden. Auf be-sonderen Wunsch von Gemeindegliedern, die zu einer Ortsgemeinschaft
gehoren, kann der nach Nr. 5.3 Ubertragene Dienst mit Zustimmung des zustandigen
Pfarrers auf Amtshand-lungen (Trauungen, Bestattungen) und gottesdienstliche
Segenshandlungen erweitert wer-den. Bei Differenzen ist nach Nr. 4.3 zu verfahren. Der
zustandige Pfarrer ist von der vollzo-genen Amtshandlung schriftlich zu informieren.

1.8 Kirchliche Raume sollen den Landeskirchlichen Gemeinschaften entsprechend
den Mdoglichkeiten zur Verfugung gestellt werden. Fur langerfristige Nutzung sind
Vereinbarun-gen abzuschlieBen. Gleiches gilt, wenn kirchlicherseits ein Interesse an der
Mitbenutzung von Rdumen der Gemeinschaft besteht.

2. Gottesdienst

Im Gottesdienst ist die Gemeinde auf Gottes Gebot und Verheilung versammelt, um in Wort
und Sakrament der Gegenwart ihres Herrn erneut gewiss zu werden. Der Gottesdienst ist
offentlich und offen fir alle. In ihrem Gottesdienst ist die Gemeinde Uber alle Trennungen
hinweg mit der Christenheit aller Zeiten und an allen Orten verbunden. Mitten in der Welt
wartet sie auf das Kommen des Herrn.

Bei Zusammenkinften zu besonderen Anlassen der Ortsgemeinschaften wie Jubilaen und
Bezirkskonferenzen wird empfohlen, die Kirchgemeinde zuvor darlber zu informieren. Es
soll geprift werden, ob bei solchen Veranstaltungen der Gottesdienst nicht auch mit der
Kirchgemeinde zusammen gefeiert werden kann.

3. Taufe und Kirchenzugehorigkeit

Die Kirche tauftim Gehorsam gegen den Befehl Jesu Christi (Matthaus 28,19-20) und im Glau-
ben an seine Verheillung (Markus 16,16). Sie tauft Kinder, weil die Erldsung durch Christus
auch den Kindern gilt und schon das Kind der vorlaufenden Gnade Gottes bedarf (Markus
10,13-16). Wer getauft wird, erlangt einen unverlierbaren Schatz. ,Es mangelt nicht am Schatz,
aber daran mangelt es, dass man ihn fasse und fest halte" (Luther). Die Gemeinde Jesu Christi
hat den Auftrag, die als Kinder oder Erwachsene Getauften des Geschenks der Taufe zu ver-
gewissern und sie darlber froh werden zu lassen. Durch die Taufe werden die Getauften Glie-
der der Kirche Jesu Christi. Die Taufe wird in einem Gottesdienst der Ortsgemeinde oder einer
Gemeinschaftsstunde unter Beachtung der landeskirchlichen Ordnung vollzogen.

3.1 Fir die Taufe sind der Pfarrer oder die Pfarrerin zustandig, in deren Gemeindebereich der
Taufling wohnt. Sie haben die Leitung des 6ffentlichen Taufgottesdienstes. Auf Wunsch betei-
ligen sie die Hauptamtlichen des Sachsischen Gemeinschaftsverbands an der Gestaltung des
Gottesdienstes.
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3.2 Die Mitgliedschaft in der Ortsgemeinschaft setzt in der Regel die Zugehdrigkeit zur Lan-
deskirche voraus. Glied einer Kirchgemeinde der Landeskirche und damit zugleich der Lan-
deskirche ist jeder getaufte evangelisch-lutherische Christ, der in der Kirchgemeinde seinen
stéandigen Aufenthalt hat.

3.3 In den Ortsgemeinschaften finden auch Menschen einen Zugang zum Glauben und eine
geistliche Heimat, die vorher keiner christlichen Kirche angehérten. In missionarischer Situa-
tion wird mit Neugewonnenen in vertrauensvollem Gesprach (Seelsorge) der Erwerb der Kir-
chengliedschaft (Taufe, Aufnahme, Wiederaufnahme, Ubertritt) angestrebt. Dazu wird mit dem
zustandigen Pfarrer oder der zustandigen Pfarrerin der Kirchgemeinde rechtzeitig Kontakt auf-
genommen.

4. Kinder und Jugendarbeit

Das Taufsakrament wird nur dann recht verwaltet, wenn es mit der christlichen Unterweisung
verbunden ist. Damit verpflichtet die Taufe von Kindern die christliche Gemeinde zu konfirmie-
rendem Handeln. Landeskirche und Sachsischer Gemeinschaftsverband sehen es deshalb
als ihren Auftrag an, Kindern und Jugendlichen das Evangelium zu bezeugen und sie wie auch
ihre Eltern bei der Vertiefung des persdnlichen Glaubens zu begleiten und zum Zeugnis zu
befahigen. Das schlieRt das Kennenlernen und die Verbindung mit der Kirchgemeinde ein.

4.1 Heranwachsende, die in der Ortsgemeinschaft beheimatet sind und konfirmiert werden
sollen, nehmen an der Arbeit mit Jugendlichen im Konfirmandenalter ihrer Kirchgemeinde teil.

4.2 Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen von Landeskirche und Sachsischem Gemein-
schaftsverband in ihren jeweiligen Organisationsformen wird gegenseitig geachtet. Entspre-
chend der Zusammenarbeit in der ,Evangelischen Jugend in Sachsen" soll nach den jeweili-
gen Gegebenheiten auch die Arbeit auf ortlicher Ebene in gegenseitiger Absprache gesche-
hen.

4.3 Bei Differenzen ist von Fall zu Fall in gegenseitiger Absprache (zwischen Pfarrer bzw.
Pfarrerin und Leiter der Ortsgemeinschaft bzw. Hauptamtlichen des Sachsischen Gemein-
schaftsverbands) eine Lésung unter Einbeziehung des Superintendenten herbeizufiihren. Es
ist zu vermeiden, dass die jungen Menschen bedrangt werden. Sie dirfen in ihrer Bindung an
Christus nicht verunsichert werden.

5. Abendmahl

Wortverkindigung und die Feier des Heiligen Abendmabhles stehen im Mittelpunkt des geistli-
chen Lebens der Gemeinde am Ort. Das Heilige Abendmahl als Mahl der Getauften ist eine
offentliche Feier der gesamten Gemeinde. In der Feier des Heiligen Abendmahls kommt die
Einheit des Leibes Christi sichtbar zum Ausdruck. Wer die Feier des Heiligen Abendmahles
leitet, bedarf nach den Bekenntnisschriften der ordentlichen Berufung. Bei Fragen der Ord-
nung, Leitung und Gestaltung der Feier des Heiligen Abendmahls hat die Landeskirche auch
die Abendmahilsgemeinschaft im Blick, die sie mit anderen Kirchen erklart hat.

5.1 Die Glieder der Ortsgemeinschaft nehmen an der Abendmabhlsfeier der Kirchgemeinde
teil. Damit wird die grundsatzliche Zusammengehdorigkeit von Kirchgemeinde und Ortsgemein-
schaft dokumentiert, denn an den Tisch des Herrn sind alle Glieder der Kirchgemeinde einge-
laden.
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5.2 Abendmabhilsfeiern, die in der Ortsgemeinschaft durchgefiihrt werden, sind legitimer Voll-
zug der Abendmahlsgemeinschaft der Gesamtgemeinde. Sie wollen die Abendmabhlsfeiern der
Kirchgemeinde weder verdrangen noch ersetzen.

In diesen Fallen ist die Feier des Heiligen Abendmabhls in den Radumen der Ortsgemeinschaft
entweder durch einen Pfarrer oder eine Pfarrerin der Landeskirche oder einen Hauptamtlichen
des Sachsischen Gemeinschaftsverbands mdglich, dem dies nach Nr. 5.3 Ubertragen wurde.
Dieses gilt als gelegentlicher stellvertretender Dienst.

Die Verbindung zum Abendmahl der Gesamtgemeinde und die grundsatzliche Offenheit der
Abendmabhlsfeier in den Gemeinschaften flr andere Christen muss gewahrt bleiben.

5.3 Die besondere Beauftragung zur Leitung von Abendmabhlsfeiern durch Hauptamtliche
des Sachsischen Gemeinschaftsverbands erfolgt auf Antrag der Verbandsleitung durch die
Landeskirche entsprechend der Regelungen des Pradikantengesetzes, wenn folgende Vo-
raussetzungen erfiillt sind:

- die Wahlbarkeit zum Kirchenvorsteher

- eine abgeschlossene theologische Ausbildung

- die Einsegnung zum hauptamtlichen Verkundigungsdienst mit Verpflichtung

- eine Einweisung in die liturgischen und kirchenrechtlichen Gepflogenheiten der Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens.

Die Beauftragung fiir einen konkreten Dienst gilt fir den Dienstbereich im Sachsischen Ge-
meinschaftsverband. Sie betragt in der Regel 12 Jahre und ist verlangerbar. Sie erlischt mit
Beendigung des Dienstauftrages des Sachsischen Gemeinschaftsverbands oder dem Verlust
der Voraussetzungen gemal Satz 1.

6. Verbindungen und Absprachen

6.1 Auftrag und Anliegen der Gemeinschaftsarbeit sollen den Kirchgemeinden und Mitarbei-
tern der Kirche bekannt gemacht und die Hauptamtlichen des Sachsischen Gemeinschafts-
verbandes Uber den Weg und die Entscheidungen der Kirche informiert werden. Die gegen-
seitige Information soll auf allen Ebenen in geeigneter Form erfolgen.

6.2 Konfliktfalle, die vor Ort nicht zu I6sen sind, werden zur Klarung an die beiderseits hohere
Ebene herangetragen.

6.3 Verantwortliche der Leitung des Sachsischen Gemeinschaftsverbands und des Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirchenamtes Sachsens treffen sich jahrlich zum Gesprach, um die
bisher gelibte und bewahrte Praxis guter Zusammenarbeit beizubehalten und zu vertiefen.

6.4 Diese Ubereinkunft tritt an die Stelle der Ubereinkunft vom 26. April 1999 (ABI. S. A 107).

Dresden, am 16. November 2013
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens
Jochen Bohl

Landesbischof

Dr. Johannes Kimme

Prasident des Landeskirchenamtes

Landesverband Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e. V.
Johannes Berthold

Vorsitzender

Matthias Drel3ler

Landesinspektor
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Vereinbarung zur Handhabung der Ubereinkunft der Evangelisch-Lutherischen Lan-
deskirche Sachsens und des Landesverbandes Landeskirchlicher Gemeinschaften
Sachsen e.V. zur besonderen Beauftragung mit der Leitung von Abendmabhlsfeiern,
Amtshandlungen (Trauungen, Bestattungen) und gottesdienstlichen Segensfeiern
an Hauptamtliche des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes

Die Arbeit der Ortsgemeinschaften des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes vollzieht sich
im Rahmen seines Selbstverstandnisses innerkirchlich geman der drei Gnadauer Modelle. Die
Vereinbarungen im Folgenden beziehen sich auf die Modelle 1 und 22,

Die Ubereinkunft vom 16. November 2013 und die Vereinbarung zu ihrer Handhabung verste-
hen den Dienst der Ortsgemeinschaften als Wahrnehmung des Auftrags, welcher der Ge-
meinde Jesu Christi gegeben ist.

Werden in den Ortgemeinschaften gemaR der Ubereinkunft Amtshandlungen vorgenommen,
so werden diese im Auftrag der 6rtlichen Kirchgemeinde durchgefihrt. Sie sind als Amtshand-
lungen innerhalb der Landeskirche zu verstehen und werden in den Kirchenbtichern der 6rtli-
chen Kirchgemeinden festgehalten.

Die Ubereinkunft und die Vereinbarung sind in sinngemaRer Anwendung des Kirchengesetzes
Uber die Beauftragung von Kirchgemeindegliedern zum Dienst des Pradikanten (Pradikanten-
gesetz - PradG) in der aktuellen Fassung getroffen worden.

1. Leitung von Abendmahisfeiern

1.1 Zu jeder Abendmabhlsfeier gehort die Wortverkiindigung. Hinsichtlich der Wortverklndi-
gung bertcksichtigt die Landeskirche, dass die Hauptamtlichen des Sachsischen Gemein-
schaftsverbandes flir ihren Dienst eine Beauftragung des Sachsischen Gemeinschaftsverban-
des haben, die mit einer entsprechenden Verpflichtung verbunden ist. Ist diese erfolgt, kann
entsprechend der Ubereinkunft die Beauftragung mit der Leitung von Abendmabhlsfeiern durch
den Sachsischen Gemeinschaftsverband beim Landeskirchenamt beantragt werden.

1.2 Die in der Ubereinkunft genannte abgeschlossene Ausbildung muss derjenigen Ausbil-
dung entsprechen, die zur Beauftragung eines Pradikanten erforderlich ist (Mindestanforde-
rung Kirchlicher Fernunterricht oder andere vergleichbare Ausbildungen).

1.3 Fdr die der landeskirchlichen Beauftragung vorangehende Einweisung in die liturgischen
und kirchenrechtlichen Gepflogenheiten der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens sorgt diese in
Absprache mit der Leitung des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes. Als vom Pradikanten-
gesetz geforderte Fortbildung gilt die regelmafige Weiterbildung der Hauptamtlichen des
Sachsischen Gemeinschaftsverbandes in dessen Verantwortung.

1.4 Die Beauftragung erteilt das Landeskirchenamt in schriftlicher Form, nachdem die Lehr-
verpflichtung unterschrieben ist. Sie wird zeitnah durch den Superintendenten derjenigen Su-
perintendentur Uberreicht, in dessen Dienstbereich der Dienstbereich des Hauptamtlichen des
Sachsischen Gemeinschaftsverbandes liegt. Dazu gehért ein Gesprach Uber die Praxis des
Abendmabhls und die geistliche Pragung in der Region.

Fur die Verpflichtung von Hauptamtlichen des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes zur Be-
auftragung mit der Leitung von Abendmahlsfeiern im Rahmen der Ubereinkunft gilt folgender
Wortlaut: Ich verpflichte mich, die libernommene Beauftragung zur Leitung von Abend-
mabhlsfeiern in Gehorsam gegen Goftt in Treue auszuiiben, das Evangelium von Jesus
Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis der evangelisch-luthe-
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rischen Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, und mich bei der Wahrnehmung meines Diens-
tes und in meiner Lebensfiihrung so zu verhalten, wie es dem Auftrag entspricht.

1.5 Die Belange der Leitung von Abendmahlsfeiern und die damit verbundenen Lehrfragen
obliegen generell der Dienst- und Lehraufsicht des Superintendenten, unbeschadet dessen,
dass die Leitung des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes dem Landeskirchenamt der Ev.-
Luth. Landeskirche Sachsens daflr verantwortlich ist, dass solche Abendmabhlsfeiern geordnet
gehalten werden.

1.6 Zum legitimen Vollzug der Abendmahlsfeiern gehort die jahrliche Mitteilung der Zahl der
Abendmabhlsteilnehmer.

1.7 Die Beauftragung von Hauptamtlichen des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes mit
der Leitung von Abendmahlsfeiern ist auf den jeweiligen Dienstbereich der Hauptamtlichen
begrenzt. Abendmahlsfeiern, die in einer Ortsgemeinschaft durchgefiihrt werden, sind legiti-
mer Vollzug der Abendmahlsgemeinschaft der Gesamtgemeinde am Ort.

2. Durchfiihrung von Amtshandlungen

2.1 Winscht ein Glied einer Ortsgemeinschaft die Durchfiihrung einer Amtshandlung (Trau-
ung, Bestattung) oder gottesdienstlichen Segenshandlungen durch einen Hauptamtlichen des
Sachsischen Gemeinschaftsverbandes, sucht dieser das Gesprach mit dem zustandigen Pfar-
rer.

2.2 Zueiner Amtshandlung gehdrt die Wortverkindigung. Die Landeskirche berticksichtigt im
Sinne von 1.1, dass die Hauptamtlichen des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes fir ihren
Dienst eine Beauftragung des Sachsischen Gemeinschaftsverbandes haben, die mit einer ent-
sprechenden Verpflichtung verbunden ist.

2.3 Die notwendige Einweisung in die fir die genannten Amtshandlungen in der Ev.-Luth.
Landeskirche Sachsens geltenden liturgischen und kirchenrechtlichen Gepflogenheiten ge-
schieht im Rahmen der Weiterbildung der Hauptamtlichen des Sachsischen Gemeinschafts-
verbandes.

3. Schlussbestimmung
Diese Vereinbarung tritt an die Stelle der Vereinbarung vom 31. August 2008 (ABI. S. A 169).
Dresden, am 16. November 2013

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens
Jochen Bohl

Landesbischof

Dr. Johannes Kimme

Prasident des Landeskirchenamtes

Landesverband Landeskirchlicher Gemeinschaften Sachsen e. V.
Johannes Berthold

Vorsitzender

Matthias Drel3ler

Landesinspektor

136



Westfalen
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Rechteck

Kerstin Günther
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Wiirttemberg
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Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche in Wirttemberg, Bd, 53 (1989),
S.751-753

Ubereinkunft
mit den Landeskirchlichen Gemeinschaften
tiber die Durchfiihrung von Abendmahisfeiern

Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 17. Mai 1989 - AZ 5 1.40 zu Nr. 208

Die Evangelische Landeskirche in Wirttemberg hat mit ihnren Landeskirchlichen Gemeinschaf-
ten Uber die Durchfiihrung von Abendmahisfeiern eine Ubereinkunft getroffen, die nachste-
hend bekanntgegeben wird.

Die Landessynode hat der Ubereinkunft am 24. November 1988 zugestimmit.
Der Beschluss hat folgenden Wortlaut:

»1. Die Landessynode stimmt der zwischen dem Oberkirchenrat und den Landeskirchlichen
Gemeinschaften getroffenen Ubereinkunft Giber die Durchfiihrung von Abendmahlsfeiern zu.

2. Die Synode geht davon aus, das der Oberkirchenrat in Wahrnehmung der gegenseitigen
Verantwortung die Landeskirchlichen Gemeinschaften darum bittet, diejenigen Personen re-
gelmafig zu nennen, die damit beauftragt sind, Abendmahisfeiern in den Landeskirchlichen
Gemeinschaften zu leiten."

Der Landesbischof hat diese Beschllsse den Landeskirchlichen Gemeinschaften bekanntge-
geben und sie gebeten, der Bitte der Landessynode im Zeichen gegenseitiger Verantwortung
nachzukommen.

Die Ubereinkunft wird nachstehend im Wortlaut bekanntgegeben.
V.
Dietrich

Die Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg
trifft mit ihren Landeskirchlichen Gemeinschaften
iiber die Durchfiihrung von Abendmabhlsfeiern folgende Ubereinkunft:

1. ,Die evangelisch-lutherische Kirche in Wirttemberg, getreu dem Erbe der Vater, steht auf
dem in der Heiligen Schrift gegebenen, in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten
Evangelium von Jesus Christus, unserem Herrn. Dieses Evangelium ist fir die Arbeit und Ge-
meinschaft der Kirche unantastbare Grundlage" (Verfassung der Evangelischen Landeskirche
in Wirttemberg, § 1).

Auch die Landeskirchlichen Gemeinschaften mit ihnrem besonderen Erbe stehen in Lehre und
Praxis auf dem Boden der Heiligen Schrift und anerkennen die reformatorischen Bekenntnisse
der Kirche. Ihre Arbeit geschieht im Rahmen der Landeskirche.

2. Mit der ganzen Landeskirche zusammen bejahen die Landeskirchlichen Gemeinschaften
die biblische Orientierung allen evangelischen Gemeindelebens an Apostelgeschichte 2,42:
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»oie blieben aber bestandig in der Lehre der Apostel und in der Gemeinschaft und im Brotbre-
chen und im Gebet".

So zahlt zum Wesen und zum geistlichen Lebensvollzug der Landeskirchlichen Gemeinschaf-
ten neben Wortverkindigung, Gebet und der besonderen Pflege der Gemeinschaft auch das
Heilige Abendmahl. Wortverkindigung u n d Abendmabhl sind biblisch begrindete Ausdrucks-
formen flr das sichtbare und unsichtbare Wort Gottes. Deshalb begegnet dem Wunsch der
Gemeinschaften, das Abendmahl auch selbstandig feiern zu kénnen, Verstandnis.

3. Das in den Landeskirchlichen Gemeinschaften angebotene Abendmahl kann und will
Abendmahlsgottesdienste der Landeskirchlichen Ortsgemeinden weder verdrangen noch er-
setzen, noch darf es diese abwerten. Ortlich auftretende Schwierigkeiten sollten zwischen den
verantwortlichen Gremien oder Personen in gegenseitigem Vertrauen besprochen und berei-
nigt werden.

4. Die Leitung der Gemeinschaftsverbande und Werke sind der Kirchenleitung gegenuber
daflr verantwortlich, das solche Abendmabhlsfeiern durch entsprechend zugeristete und be-
auftragte Mitarbeiter stiftungsgemafl und geordnet gehalten werden. Dafiir bietet die Abend-
mahlsagende der Landeskirche (1977) eine Hilfe.

Diese Ubereinkunft ist ein Ausdruck gemeinsamer Verantwortung vor dem Herrn der Kirche,
dessen Gegenwart im Heiligen Abendmahl Verheil3ung und Verpflichtung fiir seine Gemeinde
ist.

Stuttgart, den 12. November 1987
D. Hans von Keler

Altpietistischer Gemeinschaftsverband e. V.
Walter Schaal

Bahnauer Bruderschaft und Evangelische Missionsschule Unterweissach
Dekan Dieter Eisenhardt

Chrischona-Gemeinschaftswerk
Klaus Haag

Diakonissenmutterhaus Aidlingen
Schwester Berta Kempf

Gemeinschaftsverband Nord-Sid
Erich Scheurer

Gnadauer Brasilienmission
Adam Bube

Liebenzeller Gemeinschaftsverband
Alfred Gajan, Lienhard Pflaum

Siddeutsche Vereinigung fur Evangelisation und Gemeinschaftspflege
Friedhelm Boker, Werner Baur
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Siudwestdeutscher Verband fir Entschiedenes Christentum
Gerhard Horeld

Verband der Jugendbiinde fir Entschiedenes Christentum der Stiddeutschen Vereinigung
fur Evangelisation und Gemeinschaftspflege (SV/EC-Verband)
H. -Eckard Loffler

Wirttembergischer Briderbund e.V.
Friedrich Hanssler

Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche in Wirttemberg Bd. 56 (1994)
S. 30-32

Gegenseitige Erklarung
zwischen Evangelischer Landeskirche
und Landeskirchlichen Gemeinschaften
»Pietisten-Reskript 1993

(Evang. Landeskirche Wirttemberg, Landessynode, Altpietistischer Gemeinschaftsverband
e.V., Siuddeutscher Gemeinschaftsverband e.V., Liebenzeller Gemeinschaftsverband .V.,
Wirttembergischer Bruderbund e.V., Chrischona Gemeinschaftswerk, Gemeinschaftsverband

Nord-Sid, Diakonissenmutterhaus Aidlingen, Pregizer Gemeinschaft)
Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 31. Januar 1994 - AZ 50.01-9 Nr. 187

Anlasslich des 250jahrigen Bestehens des Herzoglichen General-Reskriptes wurde zwischen
der Evang. Landeskirche und den Landeskirchlichen Gemeinschaften das ,Pietisten-Reskript
1993" erarbeitet und am 20. Dezember 1993 unterzeichnet. Es wird mit der Bitte um Beach-
tung bekanntgemacht.

Dietrich

Gegenseitige Erklarung
zwischen Evangelischer Landeskirche
und Landeskirchlichen Gemeinschaften
»Pietisten-Reskript 1993

Am 10. Oktober 1743 wurde im damaligen Herzogtum Wirttemberg das Verhaltnis der Lan-
deskirche zu den pietistischen Gruppen innerhalb der Kirche durch ein ,General-Reskript, be-
treffend die Privat-Versammlungen der Pietisten”, formlich geordnet. Dieser herzogliche Er-
lass, der Uberlegte Zugestandnisse und notwendige Grenzziehungen miteinander verbindet,
wird mit Recht als ,ein Markstein in der Kirchengeschichte unseres Landes" (Alfred Brecht)
bezeichnet.

Das Reskript hat dem sich immer weiter ausbreitenden Pietismus ein verantwortliches Eigen-
leben innerhalb der Kirche ermdglicht und dadurch einer separatistischen Absonderung ge-
wehrt. Der Pietismus bekam offiziell Heimatrecht in der Landeskirche. Er konnte sich fortan
mit seinen besonderen Anliegen entfalten und wurde zu einem Element wirttembergischen
Kirchenwesens, das sich auch in den spateren Phasen der Geschichte in seiner belebenden
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und auftauenden Kraft bewahrt und als tragfahig erwiesen hat. Der Pietismus hat inzwischen
Mitverantwortung fur die Landeskirche tbernommen, von den Kirchengemeinderaten bis zur
Landessynode. Zahlreiche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus seinen Reihen tragen und ge-
stalten das kirchliche Leben auf allen Ebenen mit. Auch wenn das Verhaltnis zwischen Kirche
und Pietismus nie ohne Spannungen war, so hat doch die Treue zur Kirche und zu ihrem Herrn
den Ort dieser Frommigkeitsbewegung innerhalb der verfassten Kirche wesentlich mitbe-
stimmt.

Seit 1743 haben sich die Verhaltnisse grundlegend gewandelt. Das gilt fir die Kirche ebenso
wie fur den Pietismus. Die Kirche stellt sich heute als Volkskirche dar, die vielgestaltigen Glau-
bensweisen und Frommigkeitspragungen Raum gibt. Auch an der pietistischen Bewegung ist
dieser Wandel nicht voriibergegangen. Aus den kleinen Gruppen der Anfangszeit sind grof3e,
durchorganisierte Gemeinschafts- und Jugendverbande mit breit gefacherten geistlichen An-
geboten und einem ausgepragten Eigenleben geworden. Und wiewohl in den Gemeinschaften
der biblisch-reformatorische Grundsatz vom ,Priestertum aller Glaubigen" auch weiterhin wert-
geschatzt und praktisch geubt wird, werden heute viele Aufgaben von hauptamtlichen Mitar-
beitern wahrgenommen.

Umso mehr ist es fur die Zukunft von Bedeutung, dass sich Landeskirche und Pietismus ihr
vertrauensvolles Miteinander bewahren und dass ortliche Kirchengemeinden und Landes-
kirchliche Gemeinschaften nicht in einem beziehungslosen Nebeneinander leben.

In diesem Sinne nehmen die Evang. Landeskirche in Wirttemberg und die Landeskirchlichen
Gemeinschaften das Jubildum ,250 Jahre Pietisten Reskript" zum Anlass, sich gegenseitig zu
erklaren: Die Landeskirche ist dankbar flr den Dienst der Landeskirchlichen Gemeinschafts-
verbande und der in ihnen zusammengefassten Gemeinschaften samt den mit ihnen verbun-
denen Einrichtungen, Werken und Gruppen. Die wirttembergischen Verbande der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften sind dankbar fir den Freiraum, den ihnen die Landeskirche bisher
gewahrt hat und fur alle Ermutigung und Forderung, die sie durch die Landeskirche insgesamt
erfahren haben.

Von diesem aus der gemeinsamen Geschichte erwachsenen Vertrauen her wollen Landeskir-
che und Gemeinschaftsverbande auch in Zukunft ihr gegenseitiges Verhaltnis bestimmt sein
lassen. Dafur sollen im Einzelnen folgende Grundsatze gelten:

1. Der gemeinsame Auftrag

Die Landeskirche und die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande bekennen gemeinsam
Jesus Christus als den Herrn seiner Gemeinde. Sie griinden sich auf die Heilige Schrift als die
alleinige Quelle und Richtschnur von Glaube, Lehre und Leben. Sie halten fest, dass das Heil
allein aus Gnade, allein durch den Glauben an Jesus Christus empfangen wird, so wie es die
reformatorischen Bekenntnisse bezeugen. Der Auftrag Jesu Christi zur Verkiindigung des
Evangeliums verpflichtet die Landeskirche und die Gemeinschaften zu Zeugnis und Dienst.

2. Eigenstandigkeit und Zusammenwirken

Die Gemeinschaftsverbande gestalten als freie Werke in der Landeskirche ihre Arbeit in eige-
ner Verantwortung. Dabei sind Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaftsverbande
gewillt, mit ihren Gaben vertrauensvoll zusammenzuwirken. Das bedeutet fur Pfarrer und Pfar-
rerinnen wie auch fur die Mitglieder der Kirchengemeinderate, dass sie aufmerksam wahrneh-
men und respektieren, was sich innerhalb ihrer Gemeinden an geistlichem Leben entwickelt.
Landeskirche und Gemeinschaften empfehlen, in die Nachrichten der Kirchengemeinde und
in die gottesdienstlichen Abkindigungen auch Veranstaltungen der Gemeinschaften aufzu-
nehmen. Umgekehrt gilt fur die Gemeinschaften und ihre Leiter, dass sie sich als Teil eines
gréReren Ganzen, namlich der Landeskirche, verstehen.
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3. Pfarrer und Prediger

Die Pfarrer und Pfarrerinnen der Evang. Landeskirche und die hauptamtlichen Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen der Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande sind gehalten, die Gaben und
Aufgaben des anderen zu achten und zu respektieren. Den Gemeindepfarrern wird nahege-
legt, die Verbindung zu den hauptamtlichen Mitarbeitern der Landeskirchlichen Gemeinschaf-
ten zu suchen, wie umgekehrt die hauptamtlichen Mitarbeiter der Gemeinschaften gebeten
sind, regelmaRige Kontakte mit den Gemeindepfarrern ihres Bezirks zu pflegen. Gegenseitige
Besuche, rechtzeitige Absprachen von Vorhaben und gelegentlicher Austausch, etwa bei der
Verkindigung in Gottesdiensten und Gemeinschaftsstunden, auch Einladungen von Predigern
zu Zusammenkunften der Pfarrerschaft, kdnnen diese Beziehungen vertiefen.

4. Gottesdienst

Die Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften haben ihr eigenes geistliches
Profil im Rahmen des ,Priestertums aller Glaubigen". Von der bisherigen Regel, dass wahrend
der Ublichen Gottesdienstzeit der Kirchengemeinde am Sonntagvormittag keine Zusammen-
kiinfte von Landeskirchlichen Gemeinschaften stattfinden, soll auch kiinftig nur in begriindeten
Ausnahmefallen abgewichen werden:

- Wo aufgrund bestehender Tradition schon bisher zur Gottesdienstzeit Veranstaltungen der
Gemeinschaften stattfinden, sollten oértliche Regelungen gefunden werden, die es ermdgli-
chen, dass Besucher der Gemeinschaft auch am Gottesdienst der Kirchengemeinde teilneh-
men kénnen und umgekehrt.

- Besondere Situationen kdnnen es nahelegen, dass am Sonntagvormittag auch zur tblichen
Gottesdienstzeit Veranstaltungen von Gemeinschaften durchgefihrt werden:

a) aus besonderen Anlassen (z.B. Jubilden, Bezirkskonferenzen oder Bezirksmissionsfes-
ten); dabei soll am Ort selbst geklart werden, ob diese Veranstaltungen nicht auch mit dem
Gottesdienst der ortlichen Kirchengemeinde zusammengelegt werden kénnen;

b) in besonderen Situationen Veranstaltungen mit spezifischer missionarischer Ausrichtung.
Solche bedurfen aber zuvor der Absprache zwischen der Leitung des zustandigen Gemein-
schaftsverbandes und dem Evang. Oberkirchenrat, der seinerseits das zustandige Dekanats-
amt mit einbezieht.

5. Amtshandlungen
Kirchliche Amtshandlungen sind Auftrag des zustandigen Gemeindepfarrers. Nach Einholung
des Dimissoriale kann auch ein anderer Pfarrer eine Amtshandlung tbernehmen.

Prediger der Gemeinschaftsverbande kénnen nach vorheriger Absprache mit dem Pfarrer an
Liturgie und Verkundigung beteiligt werden, wenn dies erbeten wird.

In besonders gelagerten Fallen, vor allem, wenn gewichtige seelsorgerliche Griinde dies na-
helegen, kdnnen auch Prediger der Landeskirchlichen Gemeinschaften entsprechend den
Ordnungen der Landeskirche vom Oberkirchenrat zur Vornahme von Amtshandlungen er-
machtigt werden. Diese Ermachtigung ist an folgende Voraussetzungen gebunden:

- Der betreffende Prediger gehort einer evangelischen Landeskirche an und ist nach entspre-
chender Ausbildung eingesegnet.

- Die Verbandsleitung teilt die Namen der in Frage kommenden Prediger dem Oberkirchenrat
mit, welcher die einzelnen Personen ermachtigt.
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- Der Gemeinschaftsverband tragt in Zusammenarbeit mit dem Oberkirchenrat daftr Sorge,
dass die genannten Prediger die fur Amtshandlungen notwendige Zurustung theologischer,
homiletischer, liturgischer und kirchenrechtlicher Art erhalten haben.

- Bevor der Prediger eine Amtshandlung vereinbart, beantragt er beim zustandigen Pfarramt
das Dimissoriale, nachdem er bei seinem Gemeinschaftsverband das Einverstandnis fur die
Vornahme dieser Amtshandlung eingeholt hat. Bestehen Bedenken im Blick auf die Erteilung
des Dimissoriale, so entscheidet der Oberkirchenrat.

- Im Falle einer Taufe ist darlber hinaus in jedem Einzelfall die Ermachtigung durch den Ober-
kirchenrat Uber den zustandigen Gemeinschaftsverband einzuholen.

- Die Amtshandlungen werden nach den geltenden Ordnungen der Landeskirche vorgenom-
men.

- Nach Vornahme einer Amtshandlung tragt der Prediger dafir Sorge, dass dem zustandigen
Pfarramt die notwendigen Angaben fir eine Eintragung in die Amtshandlungsverzeichnisse
und flr die erforderlichen Mitteilungen zur Verfigung stehen.

- Die Amtshandlungen werden in den Gemeinschaften wie in der Landeskirche in einem 6f-
fentlichen Gottesdienst vorgenommen. Da die Taufe die Mitgliedschaft in der Landeskirche
begriindet, erfolgt sie in der Regel in einem Gottesdienst der 6rtlichen Kirchengemeinde. Soll
die Taufe in einem gottesdienstlichen Raum der Landeskirchlichen Gemeinschaft stattfinden,
so wird sie im Gottesdienst der Kirchengemeinde angekindigt. Entsprechend kann auch bei
einer Trauung verfahren werden.

- Aus Anlass der Visitation einer Kirchengemeinde sollen die dort ansassigen, von der Lan-
deskirche zur Sakramentsverwaltung oder zur Vornahme von Amtshandlungen ermachtigten
Personen besucht und mit ihnen Uber ihre Erfahrungen gesprochen werden. Die Verantwor-
tung des zustandigen Gemeinschaftsverbands bleibt unberihrt.

6. Abendmahl in den Gemeinschaften

Im Blick auf das Abendmahl in den Landeskirchlichen Gemeinschaften gilt die bestehende
Ubereinkunft zwischen Landeskirche und Gemeinschaften vom 12.11.1987 (Abl. 53, 1989, S.
751753). Die Gemeinschaftsverbande nennen dem Oberkirchenrat in regelmaRiger Folge die-
jenigen Personen, die damit beauftragt sind, Abendmahisfeiern in den Gemeinschaften zu lei-
ten.

7. Verbindungen und Absprachen

Die Kirchenleitung und die Leitungen der Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande treffen
sich in regelmafigen Abstanden zu gemeinsamen Gesprachen. Auch das Prasidium der Lan-
dessynode ist daran zu beteiligen. Sie informieren sich dartiber hinaus gegenseitig durch Zu-
sendung wichtiger Veréffentlichungen und Verlautbarungen. Sie sind darum besorgt, dass je
in ihrem Bereich auch in den Bezirken und Gemeinden Entsprechendes geschieht.

Sie entsprechen damit der apostolischen Mahnung nach Epheser 4,1-6, die in Jesus Christus
vorgegebene Einheit seiner Gemeinde in aller menschlichen Unvollkommenheit sichtbar und
erfahrbar zu machen, wie und wo immer dies moglich ist.

Stuttgart, den 22. Dezember 1993
D. Theo Sorg
Evangelische Landeskirche in Wirttemberg
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Otto Schaude
Altpietistischer Gemeinschaftsverband e. V.

Dr. Oswald Seitter
Landessynode

Friedhelm Béker, Eckhard Loffler
Siuddeutscher Gemeinschaftsverband e.V.

Alfred Gajan, Gerhard Horeld
Liebenzeller Gemeinschaftsverband e.V.

Friedrich Hanssler
Wirttembergischer Bruderbund e.V.

Eckhard Bluhm
Chrischona-Gemeinschaftswerk

Erich Scheurer
Gemeinschaftsverband Nord-Sud

Schwester E. Schlotterbeck
Diakonissenmutterhaus Aidlingen

Johannes Fischer
Pregizer Gemeinschaft

Grundsatze zur Bildung von Gemeinschaftsgemeinden innerhalb der Evangeli-
schen Landeskirche in Wiirttemberg vom April 2000

Theologische Uberlegungen

Kirche ist nach reformatorischem Verstandnis creatura verbi (Geschopf des Wortes Gottes).
Sie ist Gemeinschaft der durch Christus im Glauben gerechtfertigten Stinder, in der das Evan-
gelium »rein gelehrt« und die Sakramente dem Evangelium gemafn verwaltet werden (Confes-
sio Augustana Art. VII). Auf diese Grundbestimmung hin muss sich Kirche kritisch befragen
lassen.

Auch flr die Anerkennung der Evangelischen Landeskirche als »Kirche« im Sinne von CA VII
gilt der Glaubenssatz des Paulus an die Korinther: »lhr aber seid Leib Christi ...« (1. Kor 12,27).
Diese Zusage ergeht an die ansonsten sehr kritikwirdigen Christen in Korinth. Einen Rickzug
von der sichtbaren Kirche — mit ihrer Vorlaufigkeit und Fragwirdigkeit — auf ein unsichtbares
Ideal haben die Reformatoren daher zu Recht als Flucht in eine »civitas Platonica« (»erdich-
tete Kirche«) abgelehnt (Apologia Confessionis 20/ BSLK 238). Bei der notwendigen Unter-
scheidung kam es ihnen auf die unlésbare Verbundenheit von ecclesia universalis et particu-
laris (sichtbarer Kirche im Allgemeinen und im Besonderen) und ecclesia spiritualis (Gemein-
schaft der wahrhaft Glaubenden) an.

Die Taufe ist Hineingenommen werden in den Leib Christi durch den Heiligen Geist (1. Kor
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12,13). Leib Christi ist sichtbar als ecclesia particularis in evangelischen Landeskirchen, Frei-
kirchen, der Romisch-katholischen Kirche, Orthodoxen Kirchen und einer Reihe mehr oder
weniger selbststandiger Gemeinden, die freikirchlichen Charakter haben. Die ecclesia particu-
laris ist Teil der sichtbaren Gemeinschaft der Getauften. Taufe ohne Mitgliedschaft in einer
Kirche lauft Gefahr, den Leib Christi als von den sichtbaren Kirchen abzulésendes Ideal miss-
zuverstehen.

Die Taufe flhrt nicht ex opere operato (durch blof3en Vollzug) zum Heil; sie ist ein Handeln
Gottes, das vom Glauben her und/oder auf Glauben hing geschieht. Die Mitgliedschaft in einer
Kirche durch die Taufe, die nicht zum Glauben fiihrt, verbleibt im Bereich der ecclesia particu-
laris. Allerdings ist die Grenze zwischen ecclesia universalis et paarticularis und ecclesia spi-
ritualis duch menschliches Urteil nicht festlegbar. Wie Taufe und Glaube zusammengehoren,
gehodren auch exxlesia particularis und ecclesia spiritualis zusammen.

Taufe und Glaube zusammengehoéren, gehdéren auch ecclesia particularis und ecclesia spiri-
tualis zusammen.

Von der Grundbestimmung der Kirche im Sinne von CA VIl als Gemeinschaft, in der das Evan-
gelium rein gelehrt und die Sakramente evangeliumsgemaf verwaltet werden, sind die eben-
falls zur Kirche gehérenden menschlichen Traditionen (traditiones humanae) zu unterschei-
den. Zu den traditiones humanas ist auch die parochiale Organisationsform der Gemeinden
zu rechnen, die sich in einem langeren geschichtlichen Prozess in unserem Kulturraum als
mafgeblich herausgebildet hat. Sie stellt nach wie vor in den evangelischen Landeskirchen
die Regelform kirchlichen Lebens dar. Es ware jedoch geschichtslos und gesetzlich, Kirche
ausschliel3lich an diese Form gemeindlichen Lebens zu binden. Das Entscheidende fir eine
gottesdienstliche Gemeinschaft besteht nicht darin, dass sie Christen an einem bestimmten
Wohnort umfasst, sondern dass Christen, woher sie auch kommen, im selben Gottesdienst
ihre von Christus durch Wort und Sakrament geschenkte Koinonia (Gemeinschaft) finden.

In einer sich verandernden gesellschaftlichen Situation verandern sich auch die Formen kirch-
lichen Lebens. Theologisch hat solche Veranderung Recht und Notwendigkeit auf Grund der
Sendung der Kirche in die Welt. Wegen seiner missionarischen Dimension kann kirchliches
Leben nicht darauf verzichten, sich zu ,inkulturieren®, d.h. sich im Rahmen jeweiliger kulturel-
ler, sozialer und frommigkeitsgeschichtlicher Gegebenheiten zu konkretisieren. Eine differen-
zierte ,“Inkulturation” ist ein wesentlicher Gesichtspunkt des Missionsgedankens (vgl. 1 .Kor
9,19 ff.) und damit auch ein wichtiger Gesichtspunkt christlicher Ekklesiologie. Inkulturation in
einer differenzierter werdenden Gesellschaft erfordert aber eine Vielfalt von Sozialgestalten
kirchlichen Lebens, einschliellich einer Vielfalt von Gemeindeformen und Formen gottes-
dienstlichen Lebens.

Allerdings sind Inkulturationsprozesse theologisch nicht als beliebig oder wertneutral anzuse-
hen. Dass kirchliches Handeln sich auf neue Situationen einzustellen hat, bedeutet nicht, sich
gesellschaftlichen Bedingungen kritiklos anzupassen, sondern sie als Herausforderung zu ei-
ner theologisch verantworteten Neugestaltung zu verstehen.

Die Pluralisierungs- und Individualisierungsprozesse, die zum Kennzeichen postmoderner Ge-
sellschaften geworden sind, betreffen auch das Leben der traditionellen Konfessionskirchen.
Religidse Deutungsmuster werden in zunehmendem Malf} nicht mehr durch institutionelle Vor-
gaben oder durch die Vorgegebenheit einer bestimmten Tradition, sondern durch individuelle
Wahl bestimmt. Theologisch untibersehbar ist, dass die damit einhergehende Subjektivierung
dem christlichen Glauben in seinem Wesen fremd ist.
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Gleichzeitig fordert die Differenziertheit und UnuUbersichtlichkeit heutiger Lebenswelt den
Trend zu homogenen Gruppen, die eindeutige Orientierung bieten. Das Individuum bestimmt
dabei selbst, zu welcher Gemeinde es gehort und wie lange. Personalgemeinden kdnnen die-
sem Trend in der Regel besser entsprechen als Parochialgemeinden. Theologisch bleibt frei-
lich daran festzuhalten, dass christliche Gemeinschaft nicht in der Homogenitat ihrer Glieder,
sei sie nun spirituell, kulturell oder sozial bestimmt, grindet, sondern in der Zusage des Evan-
geliums (vgl. Galater 3,28). Als ,in Christus verséhnte Vielfalt" ist sie allerdings eschatologi-
sche Grolde, die - aufgrund der Anteilhabe an der heilsgeschichtlichen Spannung zwischen
»schon erflllt" und ,noch nicht vollendet" - in der Gegenwart immer bruchsttickhaft und vorlau-
fig ist.

Angesichts der gegenwartigen Pluralisierungs- und Individualisierungstendenzen (s.o.) in Ge-
sellschaft und Kirche stehen Evangelische Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaf-
ten gemeinsam vor der Aufgabe, eine Antwort auf die Frage zu finden, wie sie in dieser Situ-
ation der Verheillung und dem Auftrag des auferstandenen Jesus Christus gerecht werden
koénnen, in der Kraft seines Geistes missionarische Kirche zu sein (Matth. 28,18-20; Apg 1,8).
Dazu gehort,

1. dass sie sich im gemeinsamen Hoéren auf Gottes Wort ihrer Berufung zum Dienst in Wort
und Tat vergewissern,

2. dass sie sich der Gemeinschaft der Leiden Christi

(Phil. 3,10) in unserer Gesellschaft nicht entziehen,

3. dass sie auch unterschiedliche Akzentuierungen in der Entfaltung des Evangeliums als
vielfaltige Gestalten des Gehorsams gegenuber dem einen Herrn wahrnehmen und leben. Die
Einheit im Geiste Jesu Christi gibt die Freiheit zum differenzierten Dienst an den Menschen.

Personalgemeinden, wie sie von den Landeskirchlichen Gemeinschaften gewuinscht werden,
sind Gemeinden einer spezifischen Frommigkeitstradition. Sie sind, wie alle Gemeinden der
Evangelischen Landeskirche, an das ihnen vorgegebene Evangelium von Jesus Christus, wie
es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, als
unaufgebbare Grundlage und kritischen Malistab gebunden. Sie pflegen eine Frémmigkeit,
die sich von der Tradition des Pietismus her versteht. Der Tradition des Pietismus verdankt
unsere Landeskirche in ihrer Gesamtheit wichtige Impulse.

Zum theologischen Problem werden Gemeinden - und zwar gleichgultig welcher Frommig-
keitstradition sie angehdren -, wenn sie unausgesprochen oder erklartermal3en fir ihre From-
migkeitsformen einen Ausschlieflichkeitsanspruch erheben und damit anderen Gemeinden
absprechen, auf dem Boden von Schrift und Bekenntnis zu stehen. Fur alle Gemeinden gilt §1
Satz 1 Kirchengemeindeordnung: >>Die Kirchengemeinde hat die Aufgabe, aufgrund des Be-
kenntnisses der Evangelischen Landeskirche als deren Glied evangelischen Glauben und
christliches Leben in der Gemeinde und bei den Einzelnen zu fordern und christliche Gemein-
schaft in Gesinnung und Tat zu pflegen.<<

Theologisch verantwortet werden konnen Personalgemeinden in der derzeitigen kirchlichen
Situation, wenn sie

1. wie alle anderen Gemeinden der Evangelischen Landeskirche an das Evangelium von Je-
sus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation
bezeugt ist, als Grundlage und Maf3stab gebunden sind,

2. nicht eine Unterscheidung beispielsweise von ,biblischen" Gemeinden einerseits und
»volkskirchlichen" Gemeinden andererseits geltend machen und
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3. durch Strukturen des Miteinanders mit den verschiedenen Handlungsebenen der Landes-
kirche (6rtliche Kirchengemeinde, Kirchenbezirk, Kirchenleitung) so verbunden sind, dass in-
haltliche und organisatorische Kommunikationsprozesse ohne weiteres stattfinden kénnen.
Die theologisch-geistliche und die organisatorische Verbindung muss gewollt und gelebt wer-
den.

Das nachstehende Konzept versucht, diesen Gesichtspunkten im Rahmen des Moglichen
Rechnung zu tragen. Dabei wird davon ausgegangen, dass ein Ignorieren faktisch sich entwi-
ckelnder bzw. bereits vorhandener Gemeindestrukturen bei den Landeskirchlichen Gemein-
schaften kein adaquates Verhalten der Kirchenleitung ware, dass vielmehr der Versuch einer
theologisch verantworteten Einbeziehung von Gemeinschaftsgemeinden in die Evangelische
Landeskirche gemacht werden soll.

Gemeinschaftsgemeinde (GG)

GGn verstehen sich in der Tradition der Gemeinschaftsbewegung als Teil ,freier Glaubens-
werke" innerhalb der Landeskirche, nicht als Kirchengemeinden im Sinne einer Kérperschaft
offentlichen Rechts. Sie haben keine mitgliedschaftlich verfasste Rechtsform (&hnlich: Studen-
tengemeinden). D.h., diejenigen, die sich zu einer GG halten, mussen nicht Mitglieder einer
juristischen Person (beispielsweise eines e.V.) sein. Im Rahmen der hergebrachten Rechts-
form der Gemeinschaft als e.V. kdnnen sie Vereinsmitglieder sein. Dabei ist der Verein mit der
GG nicht identisch. Die Bildung einer GG innerhalb der Wurttembergischen Landeskirche ist
an die Voraussetzungen gebunden,

- dass Verkundigung und Sakramentsverwaltung der GG auf dem Boden von Schrift und re-
formatorischen Bekenntnissen stehen,

- dass die Gemeinde eine geordnete und transparente Leitung und Verwaltung aufweist,

- dass sie Gewahr der Dauer bietet,

- dass der Gemeindeleiter und der zustandige Prediger bzw. die zustandige Gemeinde-
schwester oder Diakonin der Evangelischen Landeskirche angehoren,

- dass die Angehdrigen des leitenden Gremiums der GG Uberwiegend der Evangelischen
Landeskirche angehdren,

- dass Gemeinschaftsverband und GG bereit sind, eine vom Oberkirchenrat mit der Arbeits-
gemeinschaft Gnadauer Verbande und Werke in Wurttemberg abgesprochene Vereinbarung
abzuschlief3en.

Vereinbarung

Die Vereinbarung wird im Einzelfall vom Oberkirchenrat, dem Kirchenbezirk, der értlichen Kir-
chengemeinde oder Gesamtkirchengemeinde einerseits sowie vom Gemeinschaftsverband,
dem Gemeinschaftsbezirk und der 6rtlichen Gemeinschaft andererseits geschlossen. Sie re-
gelt folgende Punkte:

Zugehorigkeit
Die GG ist Teil der Evangelischen Landeskirche in Wirttemberg und zugleich des betreffen-
den Gemeinschaftsverbands.

Verkiindigung und Sakramentsverwaltung

Verkiindigung und Sakramentsverwaltung der GG geschehen auf der Grundlage des Evange-
liums von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen
der Reformation bezeugt ist.
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Prediger, Gemeindeschwester/Diakonin

Der fur die GG zustandige Prediger und/oder die zustandige Gemeindeschwester/Diakonin
werden vom Oberkirchenrat auf Zeit (sechs Jahre mit Mdglichkeit der Verlangerung, jedoch
nicht Uber das 68. Lebensjahr hinaus) mit der Verkiindigung des Evangeliums, der Verwaltung
der Sakramente und der Vornahme von Amtshandlungen beauftragt, soweit sie eine entspre-
chende theologische Ausbildung besitzen. Die erforderliche theologische Ausbildung wird in
der Regel an einer von der Landeskirche anerkannten Ausbildungsstatte erworben. Der be-
auftragte Prediger und/oder die Gemeindeschwester/Diakonin sind an Schrift und Bekenntnis
gebunden. Bei der Vornahme von Amtshandlungen halten sie sich an die Ordnungen der Lan-
deskirche. Sie mussen der Evangelischen Landeskirche angehdren. Die Beauftragung erfolgt
in der Regel durch den zustandigen Dekan bzw. die zustandige Dekanin in einem Gottesdienst
der GG. Der Prediger und/oder die Gemeindeschwester/Diakonin nehmen nach Méglichkeit
an den regelmafigen Zusammenkunften der Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenbezirks und
des Gemeindedistrikts teil.

Taufen
Taufen in der GG begriinden die Mitgliedschaft in der Evangelischen Landeskirche.

Verantwortlichkeit

Die Leitung des zustandigen Gemeinschaftsverbands ist gegentiber dem Evangelischen
Oberkirchenrat daflr verantwortlich, dass Wortverklindigung und Sakramentsverwaltung in
der GG auf der Grundlage von Schrift und Bekenntnis geschehen und die Amtshandlungen
von dazu ermachtigten Personen nach den Ordnungen der Landeskirche vorgenommen wer-
den.

Visitation

Die GG wird im Rahmen der Visitation der értlichen Kirchengemeinde von dem jeweils zustan-
digen Visitator besucht. Im Ubrigen gilt Nr. 5., letzter Spiegelstrich, der ,Gegenseitige(n) Er-
klarung zwischen Evangelischer Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaften" von
1993: ,Aus Anlass der Visitation einer Kirchengemeinde sollen die dort ansassigen, von der
Landeskirche zur Sakramentsverwaltung oder zur Vornahme von Amtshandlungen ermach-
tigten Personen besucht und mit ihnen Uber ihre Erfahrungen gesprochen werden. Die Ver-
antwortung des zustandigen Gemeinschaftsverbands bleibt unberihrt."

Zusammenarbeit

Die GG arbeitet mit dem Kirchenbezirk, zu dem sie gehdrt, und der értlichen Kirchengemeinde
bzw. Gesamtkirchengemeinde zusammen. Dies kann in folgender Weise geschehen:

Auf Kirchenbezirksebene wird in Aussicht genommen, zwei von der GG vorgeschlagene Ver-
treter in die Kirchenbezirkssynode zuzuwahlen. Auf Kirchengemeindeebene bzw. in gréReren
Orten auf Gesamtkirchengemeindeebene wird in Aussicht genommen, einen von der GG be-
nannten Vertreter in den Kirchengemeinderat bzw. Gesamtkirchengemeinderat zuzuwahlen,
sofern nicht bereits ein leitender Mitarbeiter oder eine leitende Mitarbeiterin aus der GG Mit-
glied dieses Gremiums ist. Entsprechendes gilt fur eine Erweiterung des leitenden Gremiums
der GG.

Ein Verbindungsausschuss, dem paritatisch einerseits Vertreter der GG sowie des Gemein-
schaftsbezirks und andererseits Vertreter der Kirchengemeinde/ Gesamtkirchengemeinde so-
wie des Kirchenbezirks angehoéren, wird gebildet. Ihm sollen nicht mehr als acht Mitglieder
angehoren. Die Mitglieder werden von den entsendenden Leitungsorganen aus deren Mitte
berufen. Auf Kirchenbezirksebene ist daflir der Kirchenbezirksausschuss zustandig.
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Die Mitglieder des Verbindungsausschusses wahlen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und
einen stellvertretenden Vorsitzenden fir den Zeitraum von sechs Jahren. Wiederwahl ist még-
lich. Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender sollen nicht dem gleichen Entsendungs-
gremium angehoren. Zur ersten Sitzung ladt der zustandige Dekan oder die zustandige Deka-
nin ein und leitet die Wahl.

Der Verbindungsausschuss tritt auf Einladung seines Vorsitzenden mindestens jahrlich zu-
sammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies unter Angabe
der Tagesordnungspunkte verlangt. Er ist beschlussfahig bei Anwesenheit von mindestens
zwei Dritteln der Mitglieder.

Beschlisse werden mit der Mehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenenthaltungen gelten
bei Wahlen als Nein-Stimmen, im Ubrigen als nicht abgegebene Stimmen.

Der Verbindungsausschuss hat die Aufgaben,

1. die gemeinsamen Beziehungen weiterzuentwickeln,

2. den Erfahrungsaustausch unter den Vereinbarungspartnern zu férdern,

3. Empfehlungen fir die Festlegung von Zeiten fir Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden
und sonstige Veranstaltungen zu geben.

4. bei Auftreten von Unstimmigkeiten unter den Vereinbarungspartnern zu vermitteln und

5. Anregungen zu geben fur

5.1. gemeinsame Veranstaltungen (Bibelstunden, Evangelisationen usw.), Kanzeltausch und
5.2. das Zusammenwirken in der Offentlichkeitsarbeit (kirchliche Nachrichten in der Presse
und in drtlichen Mitteilungsblattern, eigene Blatter, Gemeindebriefe, Ankiindigungen, Schau-
kasten usw.).

Unstimmigkeiten

Unstimmigkeiten, die vor Ort nicht beigelegt werden kdnnen, legen die ortlichen Vertreter dem
Evangelischen Oberkirchenrat und der Leitung des jeweiligen Gemeinschaftsverbands vor
und bitten diese um eine gemeinsame Entscheidung.

Gottesdienste

Die Gottesdienste der GG sind als 6ffentliche Gottesdienste allen zuganglich, die an ihnen
teilnehmen wollen. Sie sind Teil des landeskirchlichen Gottesdienstangebots an einem Ort.
Um einer sinnvollen Erganzung willen stellt die GG bei der Festlegung der Gottesdienstzeiten
das Benehmen mit der o6rtlichen Kirchengemeinde oder der Gesamtkirchengemeinde her.

Abendmabhlsfeiern
Die Abendmahlsfeiern der GG sind offen fir alle, die nach § 2 Abendmahlsordnung eingeladen
sind. Sie werden von einer Person geleitet, die von der Landeskirche dazu ermachtigt ist.

Kirchenmitgliedschaft

Die Vertragspartner gehen davon aus, dass diejenigen, die sich zur GG halten, in der Regel
Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sind. Die Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde
ihres Wohnorts bleibt unberthrt. Sie kbnnen auch einer anderen christlichen Kirche angeho-
ren.

Wenn sie keiner Kirche angehdren, wirken die Verantwortlichen der GG, soweit dies mdglich
ist, daraufhin, dass sie Mitglieder der Evangelischen Landeskirche werden. Die Angehérigen
der leitenden Gremien der GG mussen Uberwiegend Mitglieder der Evangelischen Landeskir-
che sein. Diejenigen, die nicht Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sind, sollen einer
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Mitgliedskirche der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) angehoéren. Der Gemein-
deleiter sowie der zustandige Prediger und die zustandige Gemeindeschwester/Diakonin mis-
sen Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sein.

Kirchensteuermittel
Die GG erhalt keine Zuweisungen bei der Verteilung der Kirchensteuermittel gemaf den all-
gemeinen Verteilgrundsatzen. Die Bezuschussung einzelner Aufgaben und Projekte ist damit
nicht ausgeschlossen.

Kindigung

Die Vereinbarung kann vom Evangelischen Oberkirchenrat oder dem jeweiligen Gemein-
schaftsverband mit Wirkung fir alle Beteiligten mit einer Frist von drei Monaten zum Jahres-
ende gekindigt werden.

Evangelischer Oberkirchenrat Stuttgart, 12. April 2000
Diese Vereinbarung wurde zwischen dem Evangelischen Oberkirchenrat, Stuttgart, und

den Gnadauer Verbénden in Wiirttemberg abgestimmt und von der Landessynode der
Evangelischen Kirche in Wiirttemberg am 8. April 2000 verabschiedet.
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Bd. 71 Ausgabe 8 - Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg

Nr. 56
Kirchliches Gesetz zu den Landeskirchlichen Gemeinschaften

vom 29. Juni 2024

Die Landessynode hat das folgende Kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkiindet wird:

Artikel 1
Zustimmung zur Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg und
Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbiinden sowie Schwestern- und Bruderschaften
Der in Stuttgart am 1. Februar 2024 unterzeichneten Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in
Wiirttemberg und Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbidnden sowie Schwestern- und Bruderschaften wird zu-
gestimmt. Die Vereinbarung wird in der Anlage verdffentlicht.

) Artikel 2

Anderung des Wiirttembergischen Pfarrergesetzes
Nach § 10 Absatz 1 Wiirttembergisches Pfarrergesetz vom 3. Juni 1977 (Abl. 47 S. 511) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. Dezember 1989 (Abl. 54 S. 38), das zuletzt durch Kirchliches Gesetz vom 25. No-
vember 2021 (Abl. 70 S. 1, 3) gedndert worden ist, wird folgender Absatz 1a eingefiigt:

,»(1a) Pfarrerinnen und Pfarrer und nach § 2 Absatz 5 Einfithrungsordnung Erméchtigte bediirfen fiir Gottesdienste
und Amtshandlungen in anderen Gemeinden oder Seelsorgebezirken in einem vom Oberkirchenrat eingerichteten
personalen Seelsorgebereich nicht der vorherigen Zustimmung der zustédndigen Pfarrerin oder des zustdndigen
Pfarrers. Zeit und Ort der Gottesdienste im personalen Seelsorgebereich werden in der ortlichen Gottesdienst-
ordnung der Kirchengemeinde festgelegt, auf deren Gebiet der Gottesdienst stattfindet.*

Artikel 3
Inkrafttreten, Aulerkrafttreten, Ubergangsbestimmung

Dieses Gesetz tritt am 1. September 2024 in Kraft. Gleichzeitig treten die Grundsitze zur Bildung von Gemein-
schaftsgemeinden innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg vom 12. April 2000 auBer Kraft;
auf dieser Grundlage gebildete Gemeinschaftsgemeinden bleiben unbertihrt.

Stuttgart, den 15. Juli 2024

Ernst-Wilhelm Gohl

Anlage

Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg und Landeskirchlichen
Gemeinschaftsverbinden sowie Schwestern- und Bruderschaften (Vereinbarung Pietismus — VP)

vom 1. Februar 2024
Praambel

Am 10. Oktober 1743 wurde fiir das Herzogtum Wiirttemberg das ,,General-Rescript, betreffend die Privat-
Versammlungen der Pietisten® erlassen.

Am 12. November 1987 hat die Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg eine Ubereinkunft mit Landeskirch-
lichen Gemeinschaftsverbidnden sowie Schwestern- und Bruderschaften {iber die Durchfithrung von Abend-
mabhlsfeiern getroffen.

Das Jubildum ,,250 Jahre Pietisten-Reskript™ nahmen die Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg und Lan-
deskirchliche Gemeinschaftsverbdande zum Anlass, am 22. Dezember 1993 die Gegenseitige Erklarung zwischen
Evangelischer Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaften ,,Pietisten-Reskript 1993 zu unterzeichnen.

Am 12. April 2000 hat der Oberkirchenrat in Absprache mit Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbédnden die
Grundsitze zur Bildung von Gemeinschaftsgemeinden innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Wiirttem-
berg verabschiedet.

Daran wollen die Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg und Landeskirchliche Gemeinschaftsverbiande im
Jahr 2023 ankniipfen und das Miteinander aufgrund zahlreicher Verdanderungen auch fiir die weitere Zukunft auf
eine verldssliche Grundlage stellen.
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Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg und Landeskirchliche Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bru-
derschaften wissen sich verbunden im Glauben an das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen
Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist. Auf dieser Grundlage unterscheidet die
nachstehende Vereinbarung zwischen dem Zeugnis im Rahmen des Priestertums aller Glaubigen und dem Amt
der offentlichen Wortverkiindigung und Sakramentsverwaltung und ordnet diese Unterscheidung den verschie-
denen Arbeitsformen der Gemeinschaften im Gnadauer Gemeinschaftsverband zu; entsprechend wird zwischen
Landeskirchlichen Gemeinschaften im ergédnzenden Dienst, Landeskirchlichen Gemeinschaften im partiell stell-
vertretenden Dienst samt Abendmahl in den Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften und Ge-
meinschaftsgemeinden innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg als Landeskirchliche Ge-
meinschaften im alternativ stellvertretenden Dienst unterschieden.

Die Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg ist dankbar fiir das vielfiltige Engagement der Landeskirchlichen
Gemeinschaften, wie auch Landeskirchliche Gemeinschaften dankbar sind fiir die Wirkungsmdoglichkeiten in-
nerhalb der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg. Gleiches gilt fiir die Schwestern- und Bruderschaften.

Um das weitere Miteinander zu gestalten, schliefen die Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg und Lan-
deskirchliche Gemeinschaftsverbénde sowie Schwestern- und Bruderschaften eine neue Vereinbarung. Die Ver-
einbarung ist getragen von der Uberzeugung, durch den einen Herrn Jesus Christus verbunden in seinem Leib in
aller Vielfalt gemeinsam eine Kirche zu sein und auch kiinftig sein zu wollen.

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§1
Der gemeinsame Auftrag

Die Evangelische Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbande sowie Schwestern- und Bruder-
schaften bekennen gemeinsam Jesus Christus als den Herrn seiner Gemeinde. Sie griinden sich auf die Heilige
Schrift als die alleinige Quelle und Richtschnur von und fiir Glaube, Lehre und Leben. Sie halten fest, dass das
Heil allein aus Gnade, allein durch den Glauben an Jesus Christus empfangen wird, so wie es die reformatorischen
Bekenntnisse bezeugen. Der Auftrag Jesu Christi zur Verkiindigung des Evangeliums verpflichtet die Evange-
lische Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften zu Zeugnis
und Dienst.

§2
Eigenstindigkeit und Zusammenwirken

Die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbiande sowie Schwestern- und Bruderschaften gestalten als freie Werke
in der Evangelischen Landeskirche ihre Arbeit in eigener Verantwortung. Dabei sind Evangelische Landeskirche
und Landeskirchliche Gemeinschaftsverbédnde sowie Schwestern- und Bruderschaften gewillt, mit ihren Gaben
vertrauensvoll zusammenzuwirken. Das bedeutet fiir Pfarrerinnen und Pfarrer wie auch fiir die Mitglieder der
Kirchengemeinderite, dass sie aufmerksam wahrnehmen und respektieren, was sich innerhalb ihrer Gemeinden
an geistlichem Leben entwickelt. Die Evangelische Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbiande
sowie Schwestern- und Bruderschaften empfehlen, in die Nachrichten der Kirchengemeinde und in die gottes-
dienstlichen Abkiindigungen auch Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften sowie Schwestern-
und Bruderschaften aufzunehmen. Umgekehrt gilt fiir die Landeskirchlichen Gemeinschaften und ihre Leiterin-
nen und Leiter, dass sie sich als Teil der Evangelischen Landeskirche verstehen.

§3
Taufe und Kirchenmitgliedschaft
Nach Schrift und Bekenntnis ist die Taufe nicht nur Aufnahme in den geistlichen Leib Christi und Aufnahme in
eine konkrete Gemeinschaft vor Ort, sondern auch Aufnahme in eine Partikularkirche, die eine sichtbare Gestalt
des Leibes Christi darstellt. In Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbanden sowie Schwestern- und Bruderschaf-
ten werden nur Taufen durchgefiihrt, die die Mitgliedschaft in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
Deutschland begriinden.

§4
Pfarrerinnen und Pfarrer und Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten
sowie Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren
(1) Die Pfarrerinnen und Pfarrer der Evangelischen Landeskirche und die Gemeinschaftsreferentinnen und Ge-
meinschaftsreferenten sowie Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren der Landeskirchlichen Ge-
meinschaftsverbiande sowie die entsprechenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schwestern- und Bruder-
schaften sind gehalten, die Gaben und Aufgaben der anderen zu achten und zu respektieren.
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(2) Den Gemeindepfarrerinnen und -pfarrern wird nahegelegt, die Verbindung zu den Gemeinschaftsreferen-
tinnen und Gemeinschaftsreferenten sowie Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren der Landes-
kirchlichen Gemeinschaften sowie der entsprechenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schwestern- und
Bruderschaften zu suchen, wie umgekehrt diese gebeten sind, regelméBige Kontakte mit den Gemeindepfarre-
rinnen und -pfarrern ihres Bezirks zu pflegen. Gegenseitige Besuche, rechtzeitige Absprachen von Vorhaben und
gelegentlicher Austausch, etwa bei der Verkiindigung in Gottesdiensten und Gemeinschaftsstunden, auch Ein-
ladungen von Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten sowie Gemeinschaftspastorinnen und
Gemeinschaftspastoren zu Zusammenkiinften der Pfarrerschaft, konnen diese Beziehungen vertiefen.

(3) Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer der Evangelischen Landeskirche kann durch den Evangelischen Oberkirchenrat
zum Dienst in einem Gemeinschaftsverband freigestellt oder zugewiesen werden. Voraussetzung ist das Vorlie-
gen eines landeskirchlichen Interesses an der Freistellung oder Zuweisung.

§5
Verbindungen und Absprachen

Die Kirchenleitung und die Leitungen der Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbédnde sowie Schwestern- und
Bruderschaften treffen sich in regelmiBigen Abstéinden zu gemeinsamen Gesprichen, zu denen auch weitere
Vertreterinnen und Vertreter des Pietismus eingeladen werden kdnnen. Auch das Prasidium der Landessynode
ist daran zu beteiligen. Sie informieren sich dariiber hinaus gegenseitig {iber wichtige Veréffentlichungen und
Verlautbarungen. Sie sind darum besorgt, dass je in ihrem Bereich auch in den Bezirken und Gemeinden Ent-
sprechendes geschieht. Sie entsprechen damit der apostolischen Mahnung nach Epheser 4,1-6, die in Jesus Chris-
tus vorgegebene Einheit seiner Gemeinde in aller menschlichen Unvollkommenheit sichtbar und erfahrbar zu
machen, wie und wo immer dies moglich ist.

Abschnitt 2
Landeskirchliche Gemeinschaften im erginzenden Dienst

§6
Veranstaltungen
Die Gemeinschaftsstunden und andere Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften im ergdnzenden
Dienst haben ihr eigenes geistliches Profil im Rahmen des ,,Priestertums aller Glaubigen®. Von der bisherigen
Regel, dass wihrend der tiblichen Gottesdienstzeit der Kirchengemeinde am Sonntagvormittag keine Zusam-
menkiinfte von Landeskirchlichen Gemeinschaften im ergdnzenden Dienst stattfinden, soll auch kiinftig nur in
begriindeten Ausnahmefillen abgewichen werden:

- Wo aufgrund bestehender Tradition schon bisher zur Gottesdienstzeit Veranstaltungen der Gemeinschaften
stattfinden, sollten ortliche Regelungen gefunden werden, die es ermdglichen, dass Besucherinnen und Be-
sucher der Gemeinschaft auch am Gottesdienst der Kirchengemeinde teilnehmen kénnen und umgekehrt.

- Ausnahmsweise kdnnen am Sonntagvormittag auch zur tiblichen Gottesdienstzeit Veranstaltungen von Ge-
meinschaften im ergéinzenden Dienst durchgefiihrt werden:
1. aus besonderen Anldssen (z. B. Jubilden, Bezirkskonferenzen oder Bezirksmissionsfesten); dabei soll am

Ort selbst geklart werden, ob diese Veranstaltungen nicht auch mit dem Gottesdienst der ortlichen Kir-
chengemeinde zusammengelegt werden konnen;

2. inbesonderen Situationen Veranstaltungen mit spezifischer missionarischer Ausrichtung. Solche bediirfen
aber zuvor der Absprache zwischen der Leitung des zustidndigen Gemeinschaftsverbandes und dem Evan-
gelischen Oberkirchenrat, der seinerseits das zustdndige Dekanatamt mit einbezieht.

Abschnitt 3
Landeskirchliche Gemeinschaften im partiell stellvertretenden Dienst, Abendmahl in den
Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften

§7
Amtshandlungen
(1) Kirchliche Amtshandlungen sind Auftrag der zustdndigen Gemeindepfarrerin oder des zustindigen Gemein-
depfarrers. Nach Einholung des Dimissoriales kann auch eine andere Pfarrerin oder ein anderer Pfarrer eine
Amtshandlung iibernehmen.

(2) Gemeinschaftsreferentinnen oder Gemeinschaftsreferenten und andere haupt-, neben- und ehrenamtliche
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Gemeinschaftsverbande konnen nach vorheriger Absprache mit der Pfar-
rerin oder dem Pfarrer an Liturgie und Verkiindigung beteiligt werden, wenn dies erbeten wird.
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(3) In besonders gelagerten Féllen, vor allem, wenn gewichtige seelsorgerliche Griinde dies nahelegen, kdnnen
auch Gemeinschaftsreferentinnen oder Gemeinschaftsreferenten und andere haupt-, neben- und ehrenamtliche
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Landeskirchlichen Gemeinschaften im partiell stellvertretenden Dienst
entsprechend den Ordnungen der Landeskirche vom Oberkirchenrat zur Vornahme von Amtshandlungen er-
méchtigt werden. Diese Erméachtigung ist an folgende Voraussetzungen gebunden:

1. Die Gemeinschaftsreferentin oder der Gemeinschaftsreferent und die andere haupt-, neben- und ehrenamtliche
Mitarbeiterin oder der andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter gehdrt einer Evangelischen Lan-
deskirche an und ist entsprechend ausgebildet.

2. Die Verbandsleitung teilt die Namen der in Frage kommenden Personen dem Oberkirchenrat mit, welcher die
einzelnen Personen erméchtigt.

3. Der jeweilige Gemeinschaftsverband tragt in Zusammenarbeit mit dem Oberkirchenrat dafiir Sorge, dass die
genannten Personen die fiir Amtshandlungen notwendige Zuriistung theologischer, homiletischer, liturgischer
und kirchenrechtlicher Art erhalten haben. Ein Lehrplan zur Erlangung der entsprechenden Kenntnisse und
Bildung wird erstellt und durch den jeweiligen Gemeinschaftsverband im Einvernehmen mit dem Oberkir-
chenrat eingefiihrt.

4. Bevor die Gemeinschaftsreferentin oder der Gemeinschaftsreferent und die andere haupt-, neben- und eh-
renamtliche Mitarbeiterin oder der andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter eine Amtshandlung
zusagt, beantragt sie oder er beim zustidndigen Pfarramt das Dimissoriale, nachdem sie oder er bei ihrem oder
seinem Gemeinschaftsverband das Einversténdnis fiir die Vornahme dieser Amtshandlung eingeholt hat. Be-
stehen Bedenken im Blick auf die Erteilung des Dimissoriales, so entscheidet der Oberkirchenrat.

5. Im Falle einer Taufe ist dariiber hinaus in jedem Einzelfall die Erméchtigung durch den Oberkirchenrat iiber
den zustindigen Gemeinschaftsverband einzuholen.

6. Die Amtshandlungen werden nach den geltenden Ordnungen der Landeskirche vorgenommen.

7. Nach Vornahme einer Amtshandlung trigt die Gemeinschaftsreferentin oder der Gemeinschaftsreferent dafiir
Sorge, dass dem zustdndigen Pfarramt die notwendigen Angaben fiir eine Eintragung in die Amtshandlungs-
verzeichnisse und fiir die erforderlichen Mitteilungen zur Verfiigung stehen.

8. Die Amtshandlungen werden in den Gemeinschaften wie in der Evangelischen Landeskirche in einem of-
fentlichen Gottesdienst vorgenommen. Da die Taufe die Mitgliedschaft in der Evangelischen Landeskirche
in Wiirttemberg oder in einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland begriindet, erfolgt
sie in der Regel in einem Gottesdienst der Ortlichen Kirchengemeinde. Soll die Taufe in einem gottesdienst-
lichen Raum der Landeskirchlichen Gemeinschaft stattfinden, so wird sie im Gottesdienst der Kirchenge-
meinde angekiindigt. Entsprechend kann auch bei einer Trauung oder Bestattung verfahren werden.

9. Aus Anlass der Visitation einer Kirchengemeinde sollen die dort ansdssigen, von der Landeskirche zur Sa-
kramentsverwaltung oder zur Vornahme von Amtshandlungen ermichtigten Personen besucht und mit ihnen
tiber ihre Erfahrungen gesprochen werden. Die Verantwortung des zustindigen Gemeinschaftsverbands bleibt
unberiihrt.

§8
Abendmahl in den Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften
(1) Mit der ganzen Landeskirche zusammen bejahen die Landeskirchlichen Gemeinschaften die biblische Ori-
entierung allen evangelischen Gemeindelebens an Apostelgeschichte 2,42: ,,Sie blieben aber bestéindig in der
Lehre der Apostel und in der Gemeinschaft und im Brotbrechen und im Gebet®. So zdhlt zum Wesen und zum
geistlichen Lebensvollzug der Landeskirchlichen Gemeinschaften neben Wortverkiindigung, Gebet und der be-
sonderen Pflege der Gemeinschaft auch das Heilige Abendmahl. Wortverkiindigung und Abendmabhl sind biblisch
begriindete Ausdrucksformen fiir das horbare und sichtbare Wort Gottes. Deshalb begegnet dem Wunsch der
Gemeinschaften, das Abendmahl auch selbstindig feiern zu konnen, Verstiandnis.

(2) Das in den Landeskirchlichen Gemeinschaften angebotene Abendmahl kann und will Abendmahlsgottes-
dienste der Landeskirchlichen Ortskirchengemeinden weder verdrangen noch ersetzen, noch darf es diese ab-
werten. Ortlich auftretende Schwierigkeiten sollten zwischen den verantwortlichen Gremien oder Personen in
gegenseitigem Vertrauen besprochen und bereinigt werden.

(3) Die Abendmahlsfeiern in den Gemeinschaften sind offen fiir alle, die nach § 2 Abendmahlsordnung einge-
laden sind. Sie werden von Personen geleitet, die von der Landeskirche dazu erméchtigt sind.

(4) Die Leitungen der Gemeinschaftsverbande und Werke sind der Kirchenleitung gegeniiber dafiir verantwort-
lich, dass solche Abendmahlsfeiern durch entsprechend zugeriistete und von der Landeskirche beauftragte Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter stiftungsgemiB und geordnet gehalten werden. Auch diese Abendmahlsfeiern
miissen sich in den unverzichtbaren Stiicken an die landeskirchliche Agende halten.

(5) Dies gilt fiir Schwestern- und Bruderschaften entsprechend.
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Abschnitt 4
Gemeinschaftsgemeinden innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg
als Landeskirchliche Gemeinschaften im alternativ stellvertretenden Dienst

§9
Rechtsform der Gemeinschaftsgemeinden
(1) Gemeinschaftsgemeinden sind Teil der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg und zugleich des be-
treffenden Gemeinschaftsverbands.

(2) Gemeinschaftsgemeinden verstehen sich in der Tradition der Gemeinschaftsbewegung als Teil ,,freier Glau-
benswerke" innerhalb der Landeskirche.

(3) Gemeinschaftsgemeinden haben keine mitgliedschaftlich verfasste Rechtsform, sondern sind personale Seel-
sorgebereiche der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg (&dhnlich Studierendengemeinden).

(4) Die Landeskirchliche Gemeinschaft im alternativ stellvertretenden Dienst ist Triger der Gemeinschaftsge-
meinde.

(5) Diejenigen, die sich zu einer Gemeinschaftsgemeinde halten, miissen nicht Mitglieder einer juristischen
Person (beispielsweise eines e.V.) sein; sie bleiben Mitglieder ihrer Kirchengemeinde. Im Falle der hergebrachten
Rechtsform der Gemeinschaft als e.V. konnen sie Vereinsmitglieder sein. Dabei ist die Gemeinschaft mit der
Gemeinschaftsgemeinde nicht identisch.

§10
Bildung von Gemeinschaftsgemeinden
(1) Die Evangelische Landeskirche Wiirttemberg begriifit die Bildung von Gemeinschaftsgemeinden im Rahmen
des wiirttembergischen landeskirchlichen Pietismus. Sie fordert diese nach ihren Moglichkeiten.

(2) Der Oberkirchenrat kann auf Antrag des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbands eine Gemeinschaftsge-
meinde innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg bilden, indem er nach § 10 Absatz 1a Wiirt-
tembergisches Pfarrergesetz einen entsprechenden personalen Seelsorgebereich einrichtet.

(3) Die Bildung einer Gemeinschaftsgemeinde innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Wiirttemberg ist an
folgende Voraussetzungen gebunden:

1. Verkiindigung und Sakramentsverwaltung der Gemeinschaftsgemeinde stehen auf dem Boden von Schrift
und reformatorischen Bekenntnissen,

2. die Gemeinschaftsgemeinde weist eine geordnete und transparente Leitung und Verwaltung auf,

W

die Gemeinschaftsgemeinde bietet die Gewéhr der Dauer,

4. die Gemeindeleiterin oder der Gemeindeleiter und die zustindige Gemeinschaftspastorin oder der zustiandige
Gemeinschaftspastor gehoren der Evangelischen Landeskirche an,

5. die Angehorigen des leitenden Gremiums der Gemeinschaftsgemeinde gehodren iiberwiegend der Evangeli-
schen Landeskirche an,

6. die Stellungnahmen des zusténdigen Kirchengemeinderats oder Verbundkirchengemeinderats, des zustiandi-
gen Dekanatamts und des zustindigen Pfarramts zur Bildung eines personalen Seelsorgebereichs liegen vor.

§11
Gottesdienste und Amtshandlungen

(1) Verkiindigung und Sakramentsverwaltung in den Gemeinschaftsgemeinden geschehen auf der Grundlage
des Evangeliums von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Re-
formation bezeugt ist.

(2) Die Leitung von Gottesdiensten der Gemeinschaftsgemeinden erfolgt durch Personen, die gemél § 2 Absatz 5
Einfithrungsordnung und § 12 Absatz 1 auf Antrag des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbands vom Evan-
gelischen Oberkirchenrat zur geordneten 6ffentlichen Wortverkiindung, zur Verwaltung der Sakramente und zur
Vornahme von Amtshandlungen fiir begrenzte Zeit erméchtigt sind.

(3) Die Gottesdienste der Gemeinschaftsgemeinden sind als 6ffentliche Gottesdienste allen zuginglich, die an
ihnen teilnehmen wollen. Sie sind Teil des landeskirchlichen Gottesdienstangebots an einem Ort. Zeit und Ort
der Gottesdienste der Gemeinschaftsgemeinden werden auf Antrag des Landeskirchlichen Gemeinschaftsver-
bands durch den Evangelischen Oberkirchenrat gemaf3 § 17 Kirchengemeindeordnung in der 6rtlichen Gottes-
dienstordnung der Kirchengemeinde oder Verbundkirchengemeinde festgelegt, auf deren Gebiet der Gottesdienst
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stattfindet. Der ortliche Kirchengemeinderat, in Verbundkirchengemeinden der Verbundkirchengemeinderat, und
das Pfarramt werden zuvor angehort.

(4) Taufen in den Gemeinschaftsgemeinden begriinden die Mitgliedschaft in der Evangelischen Landeskirche
in Wiirttemberg oder in einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland.

(5) Die Abendmabhlsfeiern in den Gemeinschaftsgemeinden sind offen fiir alle, die nach § 2 Abendmahlsordnung
eingeladen sind. Sie werden von Personen geleitet, die von der Landeskirche dazu erméchtigt sind.

(6) Die Leitung des zustindigen Gemeinschaftsverbands ist gegeniiber dem Evangelischen Oberkirchenrat dafiir
verantwortlich, dass Wortverkiindigung und Sakramentsverwaltung in der Gemeinschaftsgemeinde auf der
Grundlage von Schrift und Bekenntnis geschehen und die Sakramente und Amtshandlungen von dazu erméch-
tigten Personen nach den Ordnungen der Evangelischen Landeskirche gespendet und vorgenommen werden.

§12
Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren

(1) Die fiir die jeweilige Gemeinschaftsgemeinde zustdndige haupt-, neben- oder ehrenamtliche Mitarbeiterin
des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbands oder der entsprechende Mitarbeiter wird auf Antrag des Landes-
kirchlichen Gemeinschaftsverbands vom Oberkirchenrat auf Zeit (jedoch nicht iiber das 68. Lebensjahr hinaus)
zur geordneten 6ffentlichen Wortverkiindigung, zur Verwaltung der Sakramente und zur Vornahme von Amts-
handlungen erméchtigt, soweit sie oder er eine entsprechende theologische Ausbildung besitzt. Die erforderliche
theologische Ausbildung wird in der Regel an einer von der Landeskirche anerkannten Ausbildungsstitte er-
worben. Die Landesbischofin oder der Landesbischof verleiht ihr oder ihm in der Regel das stets widerrufliche
Recht, die Bezeichnung Gemeinschaftspastorin oder Gemeinschaftspastor zu fiithren.

(2) Die Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren sind an Schrift und Bekenntnis gebunden. Bei
der Vornahme von Amtshandlungen halten sie sich an die Ordnungen der Landeskirche. Sie miissen der Evan-
gelischen Landeskirche angehoren. Die Einflihrung erfolgt in der Regel durch die zustéindige Dekanin bezie-
hungsweise den zustdndigen Dekan unter angemessener Beteiligung der Leitung des Landeskirchlichen Ge-
meinschaftsverbands in einem Gottesdienst der Gemeinschaftsgemeinde.

(3) Die Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren nehmen nach Mdoglichkeit an den regelméaBigen
Zusammenkiinften der Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenbezirks und des Distrikts teil.

§13
Visitation
Die Gemeinschaftsgemeinde wird im Rahmen der Visitation der ortlichen Kirchengemeinde von der oder dem
jeweils zustdndigen Visitatorin oder Visitator besucht. Aus Anlass der Visitation der ortlichen Kirchengemeinde
sollen die von der Landeskirche zur 6ffentlichen Wortverkiindung, zur Verwaltung der Sakramente und zur
Vornahme von Amtshandlungen fiir begrenzte Zeit erméchtigten Personen von der Landeskirche oder in ihrem
Auftrag visitiert werden. Die Verantwortung des zustindigen Gemeinschaftsverbands bleibt unberiihrt.

§14
Zusammenarbeit

(1) Die Gemeinschaftsgemeinde arbeitet mit dem Kirchenbezirk, zu dem sie gehort, und der 6rtlichen Kirchen-
gemeinde beziehungsweise Gesamtkirchengemeinde zusammen.

(2) AufKirchenbezirksebene konnen zwei von der Gemeinschaftsgemeinde vorgeschlagene Vertreterinnen oder
Vertreter in die Kirchenbezirkssynode zugewidhlt werden. Auf Kirchengemeindeebene beziehungsweise in gro-
Beren Orten auf Gesamtkirchengemeindeebene kann eine von der Gemeinschaftsgemeinde benannte Vertreterin
oder ein von der Gemeinschaftsgemeinde benannter Vertreter in den Kirchengemeinderat beziehungsweise Ge-
samtkirchengemeinderat zugewéhlt werden, sofern nicht bereits eine leitende Mitarbeiterin oder ein leitender
Mitarbeiter aus der Gemeinschaftsgemeinde Mitglied dieses Gremiums ist. Entsprechendes gilt fiir eine Erwei-
terung des leitenden Gremiums der Gemeinschaftsgemeinde.

(3) Ein Verbindungsausschuss, dem paritétisch einerseits Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinschaftsge-
meinde sowie des Gemeinschaftsbezirks und andererseits Vertreterinnen und Vertreter der Kirchengemeinde
oder Gesamtkirchengemeinde sowie des Kirchenbezirks angehoren, kann gebildet werden. Ihm sollen nicht mehr
als acht Mitglieder angehoren. Die Mitglieder werden von den entsendenden Leitungsorganen aus deren Mitte
berufen. Auf Kirchenbezirksebene ist dafiir der Kirchenbezirksausschuss zustindig. Die Mitglieder des Verbin-
dungsausschusses wihlen aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende
Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden fiir den Zeitraum von sechs Jahren. Wiederwahl ist mog-
lich. Vorsitzende oder Vorsitzender und stellvertretende Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzender sollen
nicht dem gleichen Entsendungsgremium angehdren. Zur ersten Sitzung 14dt die zustdndige Dekanin oder der
zustiandige Dekan ein und leitet die Wahl. Der Verbindungsausschuss tritt auf Einladung seiner oder seines Vor-
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sitzenden mindestens jéhrlich zusammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies
unter Angabe der Tagesordnungspunkte verlangt. Er ist beschlussfihig bei Anwesenheit von mindestens zwei
Dritteln der Mitglieder. Beschliisse werden mit der Mehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenenthaltungen
gelten bei Wahlen als Nein-Stimmen, im Ubrigen als nicht abgegebene Stimmen.

Der Verbindungsausschuss hat die Aufgaben,

1. die gemeinsamen Bezichungen weiterzuentwickeln,
2. den Erfahrungsaustausch zu fordern,

3. Empfehlungen fiir die Festlegung von Zeiten fiir Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden und sonstige Veran-
staltungen zu geben,

4. bei Auftreten von Unstimmigkeiten zu vermitteln und
5. Anregungen zu geben flir
a) gemeinsame Veranstaltungen (Bibelstunden, Evangelisationen und andere), Kanzeltausch und

b) das Zusammenwirken in der Offentlichkeitsarbeit (kirchliche Nachrichten in der Presse und in 6rtlichen
Mitteilungsblittern, eigene Blitter, Gemeindebriefe, Ankiindigungen, Schaukésten und anderes).

(4) Unstimmigkeiten, die vor Ort nicht beigelegt werden konnen, legen die 6rtlichen Vertreterinnen und Vertreter
dem Evangelischen Oberkirchenrat und der Leitung des jeweiligen Gemeinschaftsverbands vor und bitten diese
um eine gemeinsame Entscheidung.

§ 15
Kirchenmitgliedschaft

(1) Die Vertragspartner gehen davon aus, dass diejenigen, die sich zur Gemeinschaftsgemeinde halten, in der
Regel Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sind. Die Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde ihres Wohn-
orts bleibt unberiihrt. Sie konnen auch einer anderen christlichen Kirche angehdren. Wenn sie keiner Kirche
angehoren, wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaftsgemeinde, soweit dies mdglich ist, darauf hin, dass
sie Mitglieder der Evangelischen Landeskirche werden.

(2) Die Angehorigen der leitenden Gremien der Gemeinschaftsgemeinde miissen {iberwiegend Mitglieder der
Evangelischen Landeskirche sein. Diejenigen, die nicht Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sind, sollen
einer Mitgliedskirche der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) angehoren. Die Gemeindeleiterin
oder der Gemeindeleiter sowie die zustdndige Gemeinschaftspastorin oder der zustdndige Gemeinschaftspastor
miissen Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sein.

§16
Zuschiisse

(1) Die Gemeinschaftsgemeinde erhilt keine Zuweisungen bei der Verteilung der Kirchensteuermittel gemal
den allgemeinen Verteilgrundsitzen. Die Bezuschussung durch Kirchengemeinde und Kirchenbezirk ist damit
nicht ausgeschlossen.

(2) Fir die Personalkosten der Personen, die von der Evangelischen Landeskirche zur 6ffentlichen Wortver-
kiindung, zur Verwaltung der Sakramente und zur Vornahme von Amtshandlungen fiir begrenzte Zeit erméachtigt
sind, erhalten die Gemeinschaftsverbdande nach Maflgabe des Landeskirchlichen Haushaltsplans Zuschiisse.

Abschnitt 5
Schlussbestimmungen

§17
Vereinbarungsauslegung und -anpassung

(1) Die Parteien dieser Vereinbarung werden eine in Zukunft zwischen ihnen etwa entstehende Meinungsver-
schiedenheit tiber die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf freundschaftliche Weise beseitigen.

(2) Haben die Verhiltnisse, die fiir die Festsetzung des Inhalts dieser Vereinbarung maBgebend gewesen sind,
sich seit Abschluss der Vereinbarung so wesentlich gedndert, dass einer Partei dieser Vereinbarung das Festhalten
an der urspriinglichen Regelung dieser Vereinbarung nicht zuzumuten ist, so werden die Parteien dieser Verein-
barung sich bemiihen, auf freundschaftliche Weise eine Anpassung des Inhalts dieser Vereinbarung an die ge-
anderten Verhéltnisse zu erreichen. Ein solcher Fall kann insbesondere eintreten, wenn das Kirchengesetz {iber
die Kirchenmitgliedschaft der Evangelischen Kirche in Deutschland das Verhiltnis von Taufe und Kirchenmit-
gliedschaft grundlegend neu bestimmen sollte.
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§18
Inkrafttreten, Aulerkrafttreten
Diese Vereinbarung bedarf der Zustimmung der Wiirttembergischen Evangelischen Landessynode. Sie tritt an
dem Tage des Inkrafttretens des Zustimmungsgesetzes in Kraft. Gleichzeitig treten die Gegenseitige Erklarung
zwischen Evangelischer Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaften ,,Pietisten-Reskript 1993 vom
22. Dezember 1993 (Abl. 56 S. 30) und die Ubereinkunft mit den Landeskirchlichen Gemeinschaften iiber die
Durchfiihrung von Abendmabhlsfeiern vom 12. November 1987 (Abl. 53 S. 751) auBer Kraft; sie bleiben jedoch
fiir die Landeskirchliche Gemeinschaft Evangelische Chrischona Gemeinde Heidenheim und fiir die Landes-
kirchliche Gemeinschaft Sielmingen e.V. des Christusbundes in Kraft.

Stuttgart, 1. Februar 2024

Ernst-Wilhelm Gohl, Landesbischof
Evangelische Landeskirche in Wiirttemberg

Ralf Dorr
Bahnauer Bruderschaft und Evangelische Missionsschule Unterweissach

Regine Mohr, Oberin
Diakonissenmutterhaus Aidlingen e. V.

Matthias Hanf3mann, Vorsitzender
Die Apis — Evangelischer Gemeinschaftsverband Wiirttemberg e. V.

Gottfried Holland
Gnadauer Brasilienmission e. V.

Gabriel Waidelich
Pregizer Gemeinschafte. V.

Dr. Johannes Reinmiiller
Siiddeutscher Gemeinschaftsverband e. V.

Markus Deuschle
Stidwestdeutscher Jugendverband ,,Entschieden fiir Christus e. V.
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Brasilien
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Richtlinien fiir die Arbeit der MEUC in der IECLB

Die ,Missao Evangélica Uniao Christa" (MEUC) in Brasilien ist von ihrer Grindung
und von der Ausrichtung ihrer Arbeit her untrennbar mit der deutschen
Gemeinschaftsbewe-gung verbunden. In Deutschland ist sie als ,Gnadauer Brasilien-
Mission" im  Gnadauer Verband Mitglied. In Brasilien ist sie eine
Gemeinschaftsbewegung in Verbindung mit der Evangelischen Kirche Lutherischen
Bekenntnisses in Brasilien (IECLB).

Historischer Abriss

Die IECLB" behalt in ihrem geschichtlichen Erbe Uberlegungen und Erfahrungen, die bis zur
Ur- gemeinde zurtuckgehen. Glaubensbekenntnisse und Richtlinien, welche vom Zentrum der
Offenbarung Gottes in der Heiligen Schrift ausgehen oder darauf hinweisen, werden bedacht,
sowie die Lehre und das Leben der IECLB lenken. Die Bekenntnis-Schriften der lutherischen
Reformation des 16. Jahrhunderts sind wichtige Ansatzpunkte.

Die Glaubenserfahrungen, die in der Kirche im Lauf der Jahrhunderte nach der Reformation
erlebt wurden, verdienen die Wertschatzung, die Analyse und die Achtung der IECLB. Ende
des 17. Jahrhunderts strukturierte sich in der Evangelischen Kirche in Deutschland eine Be-
wegung, die sich Pietismus nennt, welche einem alten Wunsch des Reformators Martin Luther
nachgegangen ist. Er hatte vorgeschlagen, dass aulRer den regularen Gottesdiensten noch
eine andere Art von Gottesdiensten stattfande, in dem Laien ihren Glauben aktiv ausdriicken
koénnten und sich mit dem Studium der Schrift beschaftigen sollten.

Der Pietismus sah sein Hauptziel darin, Christen durch Bibelstunden und Gebetsstunden im
Glaubensleben zu férdern. Besonders wurden die Heiligung, die Gemeinschaft und der Ge-
horsam den Geboten Gottes gegeniber betont. In dieser Bewegung wurden Laien befahigt
und es wurde versucht, die Funktion des ,Salz- und Sauerteig-Seins" durch Programme von
Evangelisation, Mission, Diakonie, Gemeinschaft und Ausbildung von Mitarbeitern sowie an-
derer Aktivitaten zu praktizieren.

Mit der deutschen Einwanderung in Brasilien kamen auch Menschen, die vom Pietismus ge-
pragt waren. Unter Pastoren, die hier gearbeitet haben, gab es eine groRRere Gruppe, welche
die theologische Ausbildung in pietistischen Einrichtungen erhalten hatte. Der Pietismus ist
seit Beginn ein Teil der Geschichte und des Lebens der IECLB, und die MEUC ist im Kontext
unserer Kirche eine der hauptsachlichen Erben des Pietismus.

1927 entsandte der ,Gnadauer Gemeinschaftsverband” (eine pietistische Dachorganisation
der Evangelischen Bewegungen in Deutschland) Missionar Alfred Pfeiffer nach Brasilien, um
eine pietistische Arbeit innerhalb der evangelischen Gemeinden zu beginnen. Missionar Pfeif-
fer wohnte im Staat Santa Catarina und begann dort seine Arbeit und erreichte damit die wich-
tigsten evangelischen Gemeinden im Staat. In vielen Gemeinden lebten Menschen, welche
sich noch an die pietistische Bewegung und ihre Arbeit in Deutschland erinnerten. Deshalb
nahmen viele Mitglieder unserer Gemeinden an den Evangelisationen, den Bibelstundengrup-
pen und den Freizeiten und Mitarbeiterkursen teil. Im Jahr 1931 kam Friedrich Jakob Dietz als
zweiter Missionar des Gnadauer Verbandes nach Brasilien. Um das Jahr 1950 brachte er
diese Bewegung nach Rio Grande do Sul und begann in der Stadt ljui zu arbeiten.

Im Jahr 1933 druckte sich die Pastorenkonferenz der Evangelischen Synode von Santa
Catarina und Parana Uber diese Arbeit folgendermalien aus:
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,Die Pastorenkonferenz genehmigt eine Evangelisation, welche im Geist des Neuen Testa-
mentes geschieht, auch wenn sie nicht von der Kirche aus organisiert wird. Wir hoffen und
vertrauen aber, dass die Vorbereitungen der Evangelisation in Harmonie mit der Gemeinde
und dem entsprechenden Pastor geschehe und dass eine unabhangige religiése Organisation
nicht geschaffen werde.”

Seit 78 Jahren geschieht die Arbeit, welche durch die Missionare Pfeiffer und Dietz begonnen
worden war, im Rahmen der Gemeinden der IECLB. Diese Arbeit wurde fur viele Menschen
zum Segen, doch brachte sie auch einige Konflikte mit sich.

Seit 1982 bemuhen sich die Vorstande der IECLB und MEUC Wege zu suchen, welche eine
harmonische Zusammenarbeit zwischen den Mitarbeitern der IECLB und MEUC ermdglichen.
Richtlinien wurden in Panambi im Jahr 1982 und in Porto Alegre im Jahr 1984 aufgestellt. Im
Jahr 1994 wurde das Centro de Ensino Teoldgico - CETEOL (Zentrum des Theologischen
Ausbildung) der MEUC von der Associagao dos Seminarios Teoldgicos Evangélicos - ASTE
(Verband der evangelischen theologischen Seminare Brasiliens) anerkannt und die IECLB
stimmte auch der Anstellung von Studenten des CETEOL in den Reihen der Pastore und Pas-
torinnen der IECLB zu. 1997 wurden die ,Richtlinien fur die Arbeit der MEUC in der IECLB”
angenommen, deren historisch-theologische Einfihrung oben erwahnt sind. Diese Richtlinien,
mit einem Zusatz vom Jahr 2000, gelten bis heute. In Juli 2002 anerkannte die Kirchenleitung
die Faculdade Luterana de Teologia (FLT, Nachfolgerin des CETEOL) der MEUC als eine von
der IECLB anerkannte theologische Ausbildungsstatte.

Im Allgemeinen wird die Arbeit und das Zusammenleben der Mitarbeiter der IECLB und der
MEUC ohne grofiere Probleme durchgefiihrt. In einigen Gebieten fehlt es jedoch an Dialog,
Zusammenarbeit und gegenseitigem Verstandnis. Es hat auch einige Falle von Spannung,
Auseinandersetzungen, theologischer und praktischer Meinungsverschiedenheiten, ja sogar
Konflikte, gegeben. Die glltigen Richtlinien waren in vielen Gelegenheiten eine wertvolle Hilfe
im Rahmen der Beziehung der IECLB und MEUC. Doch in einigen Aspekten sind sie als un-
prazis angesehen worden, sodass es auch verschiedene Interpretationen gab, die wiederum
Beunruhigung und Missstimmungen zwischen den Leitungen und vor allem in den Gemeinden
verursacht haben.

So wurde von 2003 bis 2005, auf ausdrucklichen Wunsch der MEUC und des Beschlusses
der Kirchenleitung, eine Dialog-Kommission zwischen IECLB und MEUC unter der Leitung des
Kirchenprasidenten, Pastor Walter Altmann, gegriindet. Diese Kommission besprach einige
besondere Situationen und fiihrte zu einer allgemeinen Uberarbeitung der Richtlinien und Ziele
der Arbeit der MEUC innerhalb der IECLB, gemaf der Punkte, die in der Folge noch aufgezeigt
werden sollen. Darin ist auch die Bildung einer sténdigen Dialog-Kommission zwischen IECLB
und MEUC vorgesehen, zur Ausarbeitung zusatzlicher praktischer Vereinbarungen, zur Ver-
tiefung der Zusammenarbeit und zur andauernden Einschatzung der Beziehungen und der
hier ausgearbeiteten Richtlinien. Hervorzuheben ist jedoch, dass auch die besser formulierten
Richtlinien immer von der Effizienz, den Anstrengungen, des guten Willens, des gegenseitigen
Verstehens und des gegenseitigen Geistes der Liebe aller Menschen und aller in dieser Be-
ziehung einbezogenen Gemeinden abhangen. Glicklicherweise herrschen diese Eigenschaf-
ten in der Mehrzahl der Falle vor.

Diese Richtlinien beabsichtigen, neue Zukunftsperspektiven sowohl in den Orten, in denen die
MEUC historisch prasent ist, sowie auch bei der Er6ffnung neuer Arbeitsfelder gemal dem
Geist des PAMI - Plano de Agao Missionaria da IECLB (Missionarischer Aktionsplan der

165



IECLB) in den hier vereinbarten Modellen zu geben, und somit die Wiederaufnahme des ur-
sprunglichen Rufes der MEUC zu fordern, d.h. Mission zu treiben und zum Aufbau christlicher
Gemeinden zu arbeiten.

Wir danken Gott fir die Gemeinden der IECLB und fiir die Arbeit der MEUC in ihrer Geschichte
und bitten, dass der Heilige Geist die IECLB und MEUC standig orientiere, damit diese Richt-
linien und die darauf folgenden Dialoge gesegnet werden.

Richtlinien

1. Die MEUC versteht sich - und die IECLB anerkennt sie - als Bewegung der Gemeinschaft,
des Lebens und der Arbeit in der IECLB, mit missionarischem und pastoral-diakonischem
Schwerpunkten, in Kontinuitat der Theologie und Frommigkeit der lutherischen Reformation
und des lutherischen Pietismus.

2. In Treue und im Halten der Glaubensprinzipien des Pietismus nimmt die MEUC die Basis
der Bekenntnisschriften der IECLB, gemal ihrer Verfassung, Artikel 5, vollstandig an, und an-
erkennt ihre normativen Dokumente zusammen mit den vorliegenden Richtlinien als leitenden
fur ihre Arbeit in der IECLB.

2.1. Als interne Bewegung in der IECLB, unter dem starken Einfluss der protestantischen
Tradition des Pietismus, sieht die MEUC ihre historische Berufung in der Férderung und in der
Erneuerung des Lebens durch den Ruf zur Busse und Bekehrung und zum Aufbau der Ge-
meinde, ausgehend von innerer und aulierer evangelistischer und missionarischer Arbeit; in
der Forderung der Gemeinschaft, des christlichen Zeugnisses, der Jingerschaftsschulung,
der Heiligung, des allgemeinen Priestertums aller Glaubigen (1. Petr. 2,9); in der Verbreitung
von Literatur zum geistlichen Aufbau; in der pastoralen-seelsorgerlichen Arbeit fir alle Alters-
klassen in der Gemeinde; in der Starkung der Familie, in der Diakonie, sowie der formellen
und informellen theologischen Ausbildung.

2.2. Die IECLB anerkennt die innere Organisation der MEUC, gemal ihren Sozial-Statuten
und der Internen Ordnungen, und respektiert ihre Vorrechte und Verantwortung beziglich ih-
res sozialen Besitz und ihrer Verwaltung, beziiglich der Aussendung der Mitarbeiter, deren
Einkommen und Rentenversicherung.

3. Die MEUC erflillt durch ihre Tatigkeiten eine Aufgabe der Evangelisation, der Seelsorge
und Diakonie innerhalb der Gemeinden der IECLB, doch erreicht sie auch Menschen, die nicht
der IECLB angehoren. Diese werden via MEUC ganz in die IECLB integriert. Als Ergebnis
dieser Arbeit der MEUC gibt es in der Praxis und werden anerkannt vier Modelle der Arbeit
der MEUC in der IECLB:

a. Die Arbeit, die fur die Gemeinschafts-, Lebens- und Arbeitsgruppen von der MEUC inner-
halb der Gemeinden der IECLB gestaltet werden;

b. Die Grindung von Gemeinschaftsgruppen nach dem Modell von ,Predigt-Orten" (Pontos
de Pregagao) im Rahmen von Gemeinden oder Parochien der IECLB;

c. Die Grindung von Gemeinden durch die missionarische Arbeit der MEUC, die in schon
bestehende Parochien der IECLB eingegliedert werden,;

d. Die Gemeinde mit parochialem Vorrecht'*, die aus der Arbeit der MEUC entstanden ist, bei
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der keine der vorher erwahnten Modelle sich als gangbare Losung zeigte, besonders in Stad-
ten, wo Parochien bereits bestehen oder in Stadten, in denen noch keine Parochie besteht
und in denen die IECLB noch nicht tatig ist.

4. In der Entwicklung der Arbeit der MEUC nach dem Modell 3a, die nach Absprache und in
geschwisterlichem Einverstandnis mit dem/der Pastor/-in begann, kénnen interessierte Glie-
der und Gemeinden der IECLB im betreffenden Gebiet, von der/die Missionar/in der MEUC
und ihren Mitarbeitern besucht werden, sowie in Privathausern Bibelstunden gehalten werden.
Dabei wird die Mitteilung und die gemeinsame Planung mit den Mitarbeitern der IECLB emp-
fohlen, welche im entsprechenden Gebiet arbeiten. Die Entstehung der Arbeiten durch die
MEUC nach dem Modell 3a besteht durch geschwisterliches Verstandnis und durch die Zu-
stimmung des Parochie-Vorstandes und des entsprechenden Synodalrates'. Die Entstehung
von Gemeinden oder Parochien, hervorgehend aus der Arbeit der MEUC (3c und 3d) - oder
die Anerkennung als Parochie oder Gemeinde eines bereits bestehenden Bezirk der MEUC,
welcher schon vorher die gleichen Eigenschaften einer Parochie oder Gemeinde hatten - folgt
den in den Vorschriften der IECLB vorgesehenen Vorgang (Anerkennung des Parochialvor-
standes [3c] und im Synodalvorstand, gefolgt von der Bewilligung der Kirchenleitung). Diese
Gemeinden oder Parochien werden jedoch von der MEUC, unter der seelsorgerlichen und
theologischen Uberwachung des Exekutivdirektors der MEUC in Ubereinstimmung mit dem
betreffenden Synodalpastor, geleitet und verwaltet.

5. Die Verbindung der konstituierten Gemeinde nach 3c und 3d mit der IECLB zeigt sich durch
die konfessionelle Identifizierung, die sowohl in der Einfuhrung der vorliegenden Richtlinien
(Punkte 1 und 2) als auch im Sozial-Statut der MEUC genannt wird, sowie durch das Anfiihren
des Symbols der IECLB zusammen mit dem der MEUC auf den Identifikationsplakaten und
offiziellen Dokumenten ausgedriickt. Diese konstituierte Gemeinde wird durch das Sozial-Sta-
tut der MEUC und durch die spezifische interne Ordnung geregelt, welche unter den Gemein-
den und Parochien (im Fall des Modells 3c) bzw. unter Gemeinde und Synode (im Fall des
Modells 3d) - immer unter Beachtung der vorliegenden Richtlinien - festgesetzt wird.

6. Die Teilnahme der Gemeindeglieder und Teilnehmer von Gemeinschaftsgruppen wird an
synodalen Anlassen und Aktivitaten geférdert, sowie die Zusammenarbeit und der Austausch
unter den Gemeinden der IECLB, inklusiv der aus den Arbeiten der MEUC entstandenen.

7. Die MEUC wird ihre eigenen missionarischen Mitarbeiter/innen haben, Glieder der IECLB,
mit den oben genannten begrenzten Arbeitsfeldern (3a-d). lhre Ordination durch die MEUC
wird von der IECLB anerkannt und soll von jedem Mitarbeiter/ jeder Mitarbeiterin formell be-
antragt werden. Der Antrag soll die Annahme der konfessionellen Grundsatze der IECLB und
ihrer Ordnungen enthalten, so wie sie in die vorliegenden Richtlinien vorgesehen werden. Die
MEUC sendet die Mitarbeiter/innen auf ihre Arbeitsfelder gemafR ihrer Ordnungen und ist
selbst fur ihre Lebensunterhalt und Rentenversicherung verantwortlich. Wenn diese Mitarbei-
ter/innen ein Arbeitsfeld ibernehmen, werden sie in der lokalen Gemeinde, je nach dem Mo-
dell der vorliegenden Richtlinien, vorgestellt und/oder eingesetzt.

7.1. In Arbeitsfeldern nach dem Modell 3a und 3b steht die Austeilung der Sakramente und
Amtshandlungen unter der Verantwortung des/der pastoralen Mitarbeiters/Mitarbeiterin der
entsprechenden Gemeinde/Parochie der IECLB, sofern dies durch die entsprechenden Paro-
chie- oder Synodalvorstande den Mitarbeitern der MEUC nicht genehmigt wurde, diese pas-
toralen Aufgaben auszufuhren. Im Fall der Modellen 3c und 3d Gbernehmen diese Verantwor-
tung die jeweiligen ordnungsgemaf ordinierten Mitarbeiter/innen.
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7.2. Die Jahresberichte werden der Direktion der MEUC und der IECLB freigegeben, inklusive
die Erstellung der jahrlichen statistischen Angaben.

7.3. Es werden regelmaRige Treffen der Mitarbeiter/innen der IECLB und der Missionare/in-
nen der MEUC fur gemeinschaftlichen Austausch und fir die Planung der Arbeit geben. Die
Mitarbeiter/innen der MEUC werden an den Synodalkonferenzen teilnehmen.

8. Falls die Mitarbeiter/innen der MEUC sich dem Mitarbeiterstab der IECLB anschlie3en wol-
len, wird ihre Annahme nach den Kriterien der IECLB in Absprache mit der MEUC geschehen;
so dass ein Programm der Befahigung oder Anpassung zum Dienst zur Bedingung gemacht
werden kann. Falls der Kandidat/in angenommen wird, werden fur diese Mitarbeiter alle gulti-
gen Rechte und Pflichten der Ordnungen der IECLB angewandt. Im Fall einer Uberlassung
von Mitarbeitern der IECLB in die Mitarbeiterschaft der MEUC bleiben diese in der Regel auch
der konstanten Bereitschaft der internen Ordnungen der MEUC unterworfen, ausgenommen
in besonderen Fallen, aufgrund gegenseitiger Vereinbarung.

9. Die zukunftig ordinierten Mitarbeiter/innen, die in Gemeinden (3c) und Parochien (3d) tatig
werden, werden durch die MEUC in der von ihr und von der IECLB anerkannten Ausbildungs-
statte ausgebildet, vorzugsweise in der Faculdade Luterana de Teologia - FLT.

9.1. Esist winschenswert, dass die Theologiestudenten, die ihre Ausbildung abgeschlossen
haben und sich als Mitarbeiter/innen der MEUC kandidieren oder fur diese Arbeit eingeladen
werden, sich in die Praktikumszeit (Vikariat) der IECLB integrieren (PPHM). Dies soll im Ein-
verstandnis mit der MEUC und dem Exekutivsekretariat der IECLB geschehen und das Prak-
tikum (PPHM) wird in einer Gemeinde/Parochie der IECLB absolviert, ebenfalls in Gemein-
den/Parochien, die aus der Arbeit der MEUC entstanden sind. Es wird empfohlen, dass
ein/eine Laien-Vertreter/innen der MEUC in der Prufungskommission zur Aufnahme im PPHM
teilnimmt.

9.2. An den zukinftigen Ordinationen in der MEUC werden der Prasident oder der/die Syno-
dalpastor/in der IECLB teilnehmen; wodurch sich nach obigem Artikel 7 die Anerkennung der
IECLB ergibt.

10. Aufgrund der konfessionellen Identifikation der MEUC mit der IECLB werden die Teilneh-
mer/ Mitglieder der MEUC in jedem der obigen Modelle fir alle Auswirkungen Mitglieder der
IECLB. In den Modellen 3a und 3b werden sie Mitglieder der betreffenden Gemeinden der
IECLB und in den Modellen 3c und 3d werden sie den entsprechenden Registern der entspre-
chenden Gemeinde eingetragen und in ihren jahrlichen Berichten und statistischen Formula-
ren aufgefihrt.

11. Sowohl die traditionellen Gemeinden der IECLB, sowie diejenigen, die aus der Missions-
arbeit der MEUC und ihrer entsprechenden Mitarbeiter entstanden sind, werden sich von jeder
Art gegenseitiger Abwerbung von Mitgliedern enthalten. Im Gegenteil, sie werden sich fur den
vollen gegenseitigen Respekt und die bestmdégliche Integration unter sich einsetzen.

11.1 Die eventuellen Versetzungen von Mitglieder einer Gemeinde zur andern aufgrund be-
sonderen Ursachen sollen mit poimenische Sensibilitdt behandelt werden und im gegenseiti-
gen Einverstandnis der betreffenden Gemeinden, Mitarbeiter/innen und Vorstande.

12. Die Mitglieder der IECLB, Teilnehmer von Gemeinschaftsgruppen der MEUC (Modell 3a
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und 3b) unterstitzen finanziell die entsprechende Gemeinde, und die Gemeinden der IECLB,
die aus der Arbeit der MEUC entstanden sind (Modell 3c und 3d) werden mit dem Zehnten
ihrer Einnahmen mithelfen. Da die MEUC die finanzielle Verantwortung tragt, gemafR Punkt
2.2 dieser Richtlinien, werden 2/3 des Zehnten fur die Zentralkasse der MEUC und 1/3 fur die
entsprechende Synode der IECLB tbergeben.

13. Die IECLB und die MEUC werden eine permanente Dialogkommission (Comissao Per-
manente de Didlogo) haben, paritatisch aus vier Mitgliedern und zwei Stellvertretern zusam-
mengestellt, welche eine Amtszeit von 4 Jahren haben werden und durch die Kirchenleitung
und den Vorstand der MEUC berufen werden. Diese Dialogkommission wird regelmagig zwei
Mal im Jahr zusammenkommen und auRergewdhnlich nach Bedarf, um alle Anliegen zu be-
sprechen. Die Dialogkommission hat folgende Aufgaben:

- Ausarbeitung von Orientierungen im Blick auf die Punkte, in denen es in der IECLB und der
MEUC unterschiedliche Handhabungen gibt, u. a. die Art der Anerkennung der IECLB von der
Ordinationen der MEUC, die Beurteilungen der Mitarbeiter/in - welche gemeinsam durchge-
fuhrt werden -, die Teilnahme an den Mitarbeiterkonferenzen, liturgische Fragestellungen, Ge-
brauch des Talars bei der Kasualhandlungen, Planung der Dienste, Kollekten-Planung, sowie
Aspekte zu thematisieren, die in den Programmen oder Ordnungen der IECLB (wie EMO und
OJD) erwahnt oder geregelt werden. Diese Orientierungen sind Gegenstande der besonderen
Beschliisse, die in gegenseitiger Ubereinstimmung und in einem dauernden Ann&herungspro-
zess besprochen werden,;

- Jahrliche Auswertungen der Verwendung dieser Richtlinien und deren Effizienz in der Pra-
xis, und nach drei Jahren einen schriftlichen Bericht den zustandigen Instanzen der IECLB
und der MEUC zukommen lassen, damit die vorliegenden Richtlinien beurteilt werden und
nach Bedarf umformuliert werden;

- Die Gestaltung von regelmaRigen theologischen Aktualisierungskursen fur die Mitarbei-
ter/innen der MEUC und der IECLB;

- Die Uberpriifung, die Begleitung und/oder Lésungsvorschlage bei Schwierigkeiten in den
Beziehungen, sowie wenn nétig, immer eine sofortige Beratung fir die dringlichsten Situatio-
nen zu suchen.

14. Die Spannungsfalle oder Konflikte, welche in vorhandenen Arbeitsgebieten entstehen
kénnten und nicht direkt vor Ort, in den betreffenden Gemeinden oder Parochien der IECLB
und Bezirke der MEUC geldst werden kénnen, werden zunachst durch die entsprechende Sy-
node und die entsprechende Instanz der MEUC behandelt; als zweite Instanz durch die per-
manente Dialogkommission und zuletzt zwischen den Vorstanden der MEUC und der IECLB.

15. Diese Richtlinien werden mit ihrer Annahme durch den Kirchenrat der IECLB und die Mit-
gliederversammlung der MEUC gliltig und ersetzen die vorherigen geltenden Richtlinien. Allein
der Kirchenrat der IECLB und die Mitgliederversammlung der MEUC kdénnen durch Initiative
einer von ihnen die vorliegenden Richtlinien durch schriftliche Mitteilung teilweise oder kom-
plett aufheben.

Mitgliederversammlung der MEUC 24. und 25. April 2005
Kirchenrat der IECLB, 05. und 06. August 2005.
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Ordnung des Christlichen Missionsverbandes fiir Osterreich
115. ZI. VER 61; 1457/2016 vom 21. Juni 2016

Die Synode A. B. hat in ihrer 7. Session der 14. Gesetzgebungsperiode am 3. Juni 2016 fol-gende
Ordnung beschlossen:

PRAAMBEL
Grundlage des ,Christlichen Missionsverbandes fiir Osterreich“ (CMV) ist das Evangelium
von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben ist.
Die Heilige Schrift ist Gottes Wort und mafRgebende Autoritéat fir Glauben und Leben
der Christen.
Der Christliche Missionsverband fiir Osterreich bekennt sich zu dem dreieinigen Gott, wie
er im Kleinen Katechismus Martin Luthers bezeugt ist.
Der Christliche Missionsverband fiir Osterreich weill sich dem Anliegen des biblisch-
reformatorischen Pietismus verpflichtet. Er will allen Menschen - ohne Unterschied der
Konfession - das Evangelium verkindigen und |1adt sie zu einem Leben in der Nachfolge
Christi ein.
Auf diesen Grundlagen verfolgt der Christliche Missionsverband fiir Osterreich das Ziel, das
Evangelium des gekreuzigten Christus zu predigen (1. Kor 1,23), die Kenntnis
der Heiligen Schrift zu férdern und das Miteinander in den Verbanden und
Gruppen evangelischen Bekenntnisses zu pflegen.

1
NAME, SITZ UND T§ATIGKEITSBEREICH

1. Der Verband tragt den Namen ,Christlicher Missionsverband fiir Osterreich“ (CMV), ist
eine evangelisch- kirchliche Gemeinschaft gemaR der Verfassung der Evangelischen Kirche
in Osterreich und besitzt somit die Stellung einer Kérperschaft 6ffentlichen Rechts. Er ist Mit-
glied im Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in Osterreich und im Evangelischen
Gnadauer Gemeinschaftsverband.

2. Der Verband hat seinen Sitz in Villach.

3. Der Wirkungsbereich erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet und im Rahmen des
Verbandszweckes auch auf alle Teile der Welt.

4. Der Verband verfolgt ausschlieRlich gemeinnutzige und unmittelbar kirchliche Zwecke im
Sinne der Bundesabgabenordnung. Jede parteipolitische Tatigkeit ist ausgeschlossen.

5. Das Geschéftsjahr beginnt mit dem 1. Janner und endet mit dem 31. Dezember.

§2
GRUNDLAGEN UND ZWECK
GRUNDLAGEN

1. Der Verband ist ein Zusammenschluss von Christen, die sich in értlichen Gruppen zusam-
mengeschlossen haben, um innerhalb der Evangelischen Kirche in Osterreich und dariber
hinaus durch Evangelisation und Gemeinschaftspflege die Anliegen des biblisch-reformatori-
schen Pietismus zu férdern.

2. Grundlage und Richtschnur fur die Arbeit des Verbands ist die Heilige Schrift Alten und
Neuen Testaments. Der Verband steht auf dem Boden der reformatorischen Bekenntnisse
und weild sich den Anliegen des Pietismus verpflichtet.

Der CMV flhrt so die glaubensweckende und glaubensstarkende Arbeit weiter, wie sie von
Gréfin Elvine de La Tour 1893 mit der Berufung von ,Sendboten® begonnen wurde.
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ZWECK:
3. Der Verband will:

m durch evangelistische Verklindigung die Botschaft von Jesus Christus bezeugen und
Menschen zum lebendigen Glauben an Jesus Christus rufen;

= durch Gemeinschaftspflege Hilfe zum christlichen Leben und Zurlstung zur Mitarbeit in
den ortlichen Gruppen und Gemeinschaften geben, insbesondere durch Gemeinschafts-
und Bibelstunden, Evangelisationen und Bibelwochen, Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen (im Anschluss an den Jugendverband ,EC — Entschieden flr Christus®), Chor- und
Musikarbeit, Konferenzen und Tagungen, Freizeiten und Seminare;

m durch Missionsarbeit zur Ausbreitung des Evangeliums in Osterreich und aller Welt bei-
tragen;

m durch die diakonische Téatigkeit aus dem Evangelium begriindete soziale Verantwor-
tung auch Uber den Bereich der Gruppen vor Ort hinaus wahrnehmen;

m durch christliche Medien, Bildungs- und Literaturarbeit das biblische Zeugnis ausbrei-
ten, u. a. durch Herausgabe und Vertrieb von christlicher Literatur, Kunst und Musik, Her-
ausgabe eines Informationsblattes und Einrichtung von Leihbibliotheken und Vereinsbu-
chereien;

m durch Fuhrung von christlichen Erholungsheimen in der Freizeitarbeit tatig werden;

m durch den Erwerb und Unterhaltung von Missionshausern, Heimen und Lokalen, auch
an Orten, wo der Verband sonst nicht tatig ist, wirken.

4. Die konkrete Verwirklichung der genannten Aufgaben erfolgt durch ehrenamtliche und
hauptamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, in Absprache mit dem Vorstand in den regio-
nalen Bezirken.

5. Entsprechend dem Charakter des Verbands als evangelisch- kirchliche Gemeinschaft wird
die Arbeit des Verbands vom Gedanken der Zusammenarbeit mit der Evangelischen Kirche
A. B. getragen.

6. Die nadhere Gestaltung dieser Zusammenarbeit wird durch eine Vereinbarung zwischen
der Evangelischen Kirche A. B. und dem Verband geregelt, deren aufrechtes Bestehen Vo-
raussetzung fir das Bestehen der gegenstandlichen Ordnung ist.

§3
ERWERB DER MITGLIEDSCHAFT

1. Mitglied des Verbands kann auf Antrag werden, wer
m das 16. Lebensjahr vollendet hat,
m die Ordnung des Verbands anerkennt und
m vom Arbeitskreis des jeweiligen Bezirkes dem Vorstand zur Aufnahme empfohlen
wurde. Der Vorstand muss Uber einen Aufnahmeantrag innerhalb von drei Monaten nach
Vorliegen der Empfehlung des Arbeitskreises entscheiden. Weder die Aufnahme eines

Mitglieds noch die Ablehnung bediirfen einer Begriindung.

2. Ehrenmitglieder kénnen auf Vorschlag des Vorstands von der Generalversammlung ge-
wahlt werden.
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§4
RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER

1. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Verbands teilzunehmen und
die Einrichtungen des Verbands zu beanspruchen. Das Stimmrecht in der Generalversamm-
lung sowie das aktive und passive Wahlrecht steht nur den ordentlichen und den Ehrenmit-
gliedern zu.

2. Jedes Mitglied ist berechtigt, vom Vorstand die schriftliche Ausfertigung der aktuellen Ord-
nung des Verbands und der in § 2 Punkt 6 genannten Vereinbarung zu verlangen.

3. Mindestens ein Zehntel der Mitglieder kann vom Vorstand die Einberufung einer General-
versammlung verlangen.

4. Die Mitglieder férdern das Wohl des Verbands nach Kraften und verpflichten sich zu ei-
nem ehrbaren und christlichen Lebenswandel.

5. Die Mitglieder sind berechtigt, Antrdge an den Vorstand und die Generalversammlung
schriftlich an den Obmann / die Obfrau einzureichen.

§5
BEENDIGUNG DER MITGLIEDSCHAFT

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod.
2. Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklaren und kann jeweils nur zum 31. 12. eines
Jahres erfolgen. Der Ausschluss ist bei einem dieser Ordnung widersprechenden Verhalten
und bei einem den Grundsatzen des Verbands widersprechenden Lebenswandel zulassig.
Uber den Ausschluss entscheidet der Vorstand nach vorheriger Anhérung des / der Betroffe-
nen. Der Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen.
§6
AUFBRINGUNG DER GELDMITTEL UND
VERMOGENSVERWALTUNG
1. Die erforderlichen Mittel zur Erflillung des Verbandszwecks werden durch Mitgliedsbei-
trage, freiwillige Zuwendungen jeder Art (Spenden, Vermachtnisse) sowie durch Ertrage aus
Veranstaltungen und Vereinsaktivitaten aufgebracht.
2. Die Hb6he des Mitgliedsbeitrags wird von der Generalversammlung festgelegt.
3. Die Mittel des Verbands durfen nur fir Verbandszwecke verwendet werden.

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Verbands fremd sind, oder
durch unverhaltnismaRig hohe Vergitung beginstigt werden.

5. Fur Verbindlichkeiten des Verbands wird nur mit dem Verbandsvermdgen gehaftet.

§7
ORGANE DES VERBANDS

DIE ORGANE DES VERBANDS SIND:
1. die Generalversammlung

2. der Vorstand
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3. der geschéftsfliihrende Vorstand
4. die Bezirksarbeitskreise
5. die Rechnungsprifer und Rechnungspriferinnen

6. das Schiedsgericht.

§8
DIE GENERALVERSAMMLUNG

1. Die Generalversammlung setzt sich aus allen Mitgliedern des Verbands zusammen. Sie
ist das oberste Organ des Verbands.

2. Die Generalversammlung findet jeweils gemaR Beschluss des Vorstands an einem geeig-
neten Ort in den Bezirken Villach Stadt oder Land, Spittal/Drau oder Hermagor statt und wird
vom Obmann / der Obfrau - im Verhinderungsfall durch den Stellvertreter / die Stellvertreterin
- schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von drei Wochen einberufen.
3. Der Vorstand und jedes Mitglied ist berechtigt, unter Einhaltung einer Frist von einer Wo-
che vor der Generalversammlung, Antrage an die Generalversammlung schriftlich an den
Obmann / die Obfrau zu stellen.
4. Uber Angelegenheiten - ausgenommen Satzungsanderungen -, die nicht auf der Tages-
ordnung stehen, kann die Generalversammlung nur beraten und beschliel3en, wenn zwei
Drittel der anwesenden Stimmberechtigten zustimmen.
5. Die Generalversammlung leitet der Obmann / die Obfrau, bei dessen / deren Verhinde-
rung der Stellvertreter / die Stellvertreterin. Sind beide verhindert, wird ein anderes Vor-
standsmitglied vom Vorstand mit der Sitzungsleitung beauftragt.
6. Aufgaben der Generalversammlung sind:

m Entgegennahme des Jahresberichts des Obmanns / der Obfrau

m Entgegennahme der Berichte aus den Arbeitsbezirken

m Entgegennahme des Jahresabschlusses und des Kassenberichts

m Entgegennahme des Rechnungs- und Prufberichts

m Entlastung des Vorstands

m Entlastung des Kassiers / der Kassierin

m Beratung und Beschluss Uber den Jahresvoranschlag

m Wahl des Vorstands

m Wahl der Rechnungsprifer und Rechnungspriferinnen

m Beratung und Beschlussfassung Uber Antrage des Vorstands und der Mitglieder

m Beschlussfassung Gber Anderung der Ordnung und die Aufldsung des Verbands (vgl.
im Ubrigen §§ 18 und 19)

= Wahl von Ehrenmitgliedern auf Vorschlag des Vorstands
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m Entscheidung Uber juristische und wirtschaftliche Angelegenheiten von grundsatzlicher
Bedeutung

m Beratung tber Entwicklung und wichtige Anliegen des Verbandsgeschehens
m Festlegung der Mitgliedsbeitrage.

7. In der Generalversammlung sind alle Mitglieder stimmberechtigt. Das Stimmrecht ist nicht
Ubertragbar.

8. Beschlussfahigkeit in der Generalversammlung:

m Die Generalversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemafier Einladung
mindestens die Halfte aller Mitglieder anwesend ist.

m Bei Beschlussunfahigkeit ist der Obmann / die Obfrau verpflichtet, 30 Minuten zuzuwar-
ten. Nach dieser Frist wird die Generalversammlung neuerlich mit derselben Tagesord-
nung einberufen. Diese ist ohne Riicksicht auf die Zahl der vertretenen Mitglieder be-
schlussfahig, wenn in der Einladung darauf ausdriicklich hingewiesen worden ist.

9. Beschlussfassung in der Generalversammlung:

m Die Generalversammlung fasst ihre Beschllsse, soweit nicht anders geregelt, mit der
einfachen Mehrheit der auf JA oder NEIN lautenden Stimmen.

m Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.
m Es wird durch Handzeichen abgestimmit.

= Auf Verlangen eines anwesenden Stimmberechtigten oder des Vorstands ist schriftlich
abzustimmen.

10. Wahlen zum Vorstand sind schriftlich und geheim durchzuflihren. Gewahlt ist derjenige /
diejenige, fur den / die die meisten Stimmen abgegeben worden sind.

11. Satzungsanderungen bedurfen einer Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden
Stimmberechtigten.

12. Die Generalversammlung kann durch Vorschlag des Vorstands weitere Beisitzer in den
Vorstand wahlen.

13. Zu jeder Generalversammlung ist der Superintendent / die Superintendentin fir Karnten
und Osttirol einzuladen, er / sie bzw. die Vertretung nimmt mit beratender Stimme teil.

§9
DER VORSTAND

1. Der Vorstand besteht aus hochstens zehn Mitgliedern, wobei auf eine ausgewogene Ver-
tretung der verschiedenen Bezirke zu achten ist.

2. Der Vorstand besteht aus:
m dem Obmann / der Obfrau
m dem Stellvertreter / der Stellvertreterin

m dem Kassier / der Kassierin
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m dem stellvertretenden Kassier / der stellvertretenden Kassierin
m dem SchriftfUhrer / der SchriftfGhrerin
m dem stellvertretenden Schriftfiihrer / der stellvertretenden Schriftfiihrerin

m den Arbeitskreisvorsitzenden der einzelnen Bezirke; sie konnen auch die genannten Funk-
tionen bekleiden

m bis zu drei Beisitzern.

m AuRerdem gehdren die hauptamtlichen Mitarbeiter / Mitarbeiterinnen des Verbands ohne
Stimmrecht dem Vorstand an.

3. Der Vorstand wahlt aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit die Trager der genannten
Funktionen. Die Mitglieder des Vorstands missen Mitglied in der Evangelischen Kirche und
des CMV sein und das 25. Lebensjahr vollendet haben. Die Generalversammlung hat jedoch
die Moglichkeit, in Einzelfallen in Bezug auf das Alter eine Ausnahme zu machen.

4. Der Vorstand wird auf drei Jahre gewanhlt. Die Wiederwahl ist méglich. Nach Ablauf ihrer
Amtszeit fihren die Vorstandsmitglieder inr Amt bis zur Neuwahl fort.

5. Besteht der Vorstand aus weniger als zehn Mitgliedern (z. B. nach Ausscheiden eines Mit-
glieds), nimmt die Generalversammlung auf Vorschlag des Vorstands und bei einer Nach-
wahl auch auf Vorschlag des jeweiligen Arbeitskreises, eine entsprechende Wahl vor.

6. Die Zusammensetzung des Vorstands und deren Anderung ist umgehend dem Oberkir-
chenrat A. B. im Wege der Superintendentur Karnten und Osttirol mitzuteilen.

§ 10
BESONDERE OBLIEGENHEITEN EINZELNER
VORSTANDSMITGLIEDER

1. Der Obmann / die Obfrau flihrt die laufenden Geschafte des Verbands. Der Schriftfiihrer /
die Schriftfihrerin unterstiitzt den Obmann / die Obfrau bei der Flihrung der Verbandsge-
schéfte.

2. Nach auBBen wird, gerichtlich und auRergerichtlich, der Verband von dem Obmann / der
Obfrau oder dessen / deren Stellvertreter / Stellvertreterin vertreten, von denen jeder / jede
Alleinvertretungsberechtigung besitzt. Im Innenverhaltnis wird der Verband durch den Ob-
mann / die Obfrau vertreten, bei dessen / deren Verhinderung durch den Stellvertreter / die
Stellvertreterin. Schriftliche Ausfertigungen des Verbands bedirfen zu ihrer Giltigkeit der
Unterschriften des Obmanns / der Obfrau und des Schriftfiihrers / der Schriftfiihrerin, in
Geldangelegenheiten (vermégenswerte Dispositionen) der Unterschriften des Obmanns / der
Obfrau und des Kassiers / der Kassierin. Rechtsgeschéafte zwischen Vorstandsmitgliedern
und Verband bedurfen der Zustimmung eines anderen Vorstandsmitglieds.

3. Weitere rechtsgeschaftliche Bevollmachtigungen, den Verband nach aul3en zu vertreten
bzw. flr ihn zu zeichnen, kdnnen ausschliefl3lich von den in Punkt 2 genannten Vorstandsmit-
gliedern erteilt werden.

4. Bei Gefahr in Verzug ist der Obmann / die Obfrau berechtigt, auch in Angelegenheiten, die
in den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener
Verantwortung selbststandig Anordnungen zu treffen; im Innenverhaltnis bedurfen diese je-
doch der nachtraglichen Genehmigung durch das zustandige Verbandsorgan sowie gegebe-
nenfalls den Oberkirchenrat A. B.
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5. Der Obmann / die Obfrau fuhrt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand.

6. Der Schriftfihrer / die Schriftfihrerin flhrt die Protokolle der Generalversammlung und des
Vorstands.

7. Der Kassier / die Kassierin ist fir die ordnungsgemafe Geldgebarung des Verbands ver-
antwortlich.

8. Im Fall der Verhinderung treten an der Stelle des Obmanns / der Obfrau, des Schriftfiih-
rers / der Schriftfihrerin oder des Kassiers / der Kassiererin ihre Stellvertreter / Stellvertrete-
rinnen.

§ 11
AUFGABEN DES VORSTANDS

1. Dem Vorstand obliegt die Leitung, Geschaftsfiihrung und Vertretung des Verbands sowie
die Durchfiihrung der Beschlisse der Generalversammlung.

2. Er ist der Generalversammlung und dem Oberkirchenrat A. B. gegentiber verantwortlich,
dass die Arbeit des Verbands entsprechend der Ordnung des Verbands und der Vereinba-
rung mit der Evangelischen Kirche A. B. ausgerichtet wird.
3. Zu den Aufgaben des Vorstands gehdren insbesondere:

m Erstellung eines Jahresvoranschlages

m Abfassung des Rechenschaftsberichtes und des Rechnungsabschlusses

Verwaltung des Verbandsvermégens und der Einrichtungen des Verbandes

Einstellung von hauptamtlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen

Bildung und Auflésung von Ausschlissen

Vorbereitung und Durchfiihrung der Generalversammiung

m Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern.

4. Der Vorstand tagt mindestens dreimal jahrlich. Er wird von dem Obmann / der Obfrau —
bei dessen / deren Verhinderung von dem Stellvertreter / der Stellvertreterin — schriftlich
einberufen. Die Bekanntgabe einer Tagesordnung ist erforderlich.

5. Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der Vorstandsmitglieder, da-
runter der Obmann / die Obfrau oder dessen / deren Stellvertreter / Stellvertreterin, anwe-
send sind.

6. Die Vorstandssitzung leitet der Obmann / die Obfrau, bei dessen / deren Verhinderung der
Stellvertreter / die Stellvertreterin.

7. Beschlusse werden mit der einfachen Mehrheit der auf JA oder NEIN lautenden Stimmen
gefasst. In Einzelfallen kdnnen Beschllisse im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst werden,
wenn nicht mindestens zwei Vorstandsmitglieder diesem Verfahren widersprechen.

8. Eine Vorstandssitzung muss von dem Obmann / der Obfrau — im Verhinderungsfall von

dem Stellvertreter / der Stellvertreterin — einberufen werden, wenn mindestens drei Vor-
standsmitglieder dies schriftlich unter Angabe des Grundes verlangen.
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§12
GESCHAFTSFUHRENDER VORSTAND

1. Um die Kontinuitat des Verbandsgeschehens zu gewahrleisten, kann der Vorstand aus
sich selbst einen geschaftsfiihrenden Vorstand bilden. Ihm gehéren jeweils an:

m der Obmann / die Obfrau
m der Kassierer / die Kassierin
m die Arbeitskreisvorsitzenden der einzelnen Bezirke.

2. Die Aufgaben des geschaftsflihrenden Vorstands ergeben sich aus der Geschaftsord-
nung, die vom Vorstand erstellt wird und dem Oberkirchenrat A. B. zur Genehmigung vorzu-
legen ist.

§13
DIE BEZIRKSARBEITSKREISE

1. In den Bezirksarbeitskreisen werden gemal den Vorgaben der Generalversammlung und
des Vorstands sowie des geschaftsfliihrenden Vorstands die Aktivitaten der jeweiligen Re-
gion geplant und koordiniert.

2. Jeder Bezirksarbeitskreis wahlt eines der Vorstandsmitglieder zu seinem / seiner Vorsit-
zenden.

3. Jedem Bezirksarbeitskreis gehdren die betreffenden Vorstandsmitglieder, die hauptamtli-
chen Angestellten sowie verantwortliche ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus
den verschiedenen Arbeitszweigen an.

§14
RECHNUNGSPRUFER UND RECHNUNGSPRUFERINNEN

1. In der Generalversammlung werden zwei Rechnungsprifer / Rechnungspriferinnen ge-
wabhilt.

2. Die Wahl erfolgt auf drei Jahre. Die Wiederwahl ist méglich.
3. Die Rechnungsprtfer / Rechnungspriferinnen dirfen nicht Mitglieder des Vorstands sein.

4. Die Rechnungspriifer / Rechnungspruferinnen sind dem Oberkirchenrat A. B. namentlich
und mit ihren Funktionsperioden bekannt zu geben.

§ 15
NIEDERSCHRIFTEN

1. Uber Sitzungen der Generalversammlung, des Vorstands und des geschéftsfiihrenden
Vorstands sind Niederschriften anzufertigen. Die Niederschriften miissen mindestens den
Ort, das Datum der Versammlung, den Namen des Versammlungsleiters / der Versamm-
lungsleiterin, die Zahl der anwesenden Stimmberechtigten, die Tagesordnung und die ge-
fassten Beschlisse im Wortlaut enthalten.

2. Die jeweiligen Schriftflihrer / Schriftfiihrerinnen haben die Niederschriften anzufertigen
und, ebenso wie der Sitzungsleiter / die Sitzungsleiterin, zu unterzeichnen und spatestens
zur nachsten Sitzung vorzulegen.

§16
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DAS SCHIEDSGERICHT

1. Zur Schlichtung von allen aus dem Verbandsverhaltnis entstehenden Streitigkeiten ist das
verbandsinterne Schiedsgericht berufen.

2. Das Schiedsgericht setzt sich so zusammen, dass jeder der Streitteile je zwei Verbands-
mitglieder als Schiedsrichter / Schiedsrichterinnen beim Vorstand namhaft macht. Jede Par-
tei achtet darauf, dass je ein Vorstandsmitglied nominiert wird. Den Vorsitz fihrt dann ein
Vorstandsmitglied. Wenn der Vorstand als Ganzes oder ein einzelnes Vorstandsmitglied auf
Grund seiner Funktion Streitteil ist, so darf dem Schiedsgericht auch kein anderes Vor-
standsmitglied angehéren, sondern sind die Schiedsrichter / Schiedsrichterinnen und der
Vorsitzende / die Vorsitzende aus den Reihen der uUbrigen Verbandsmitglieder zu bestellen.

3. Das Schiedsgericht entscheidet bei Anwesenheit aller Schiedsgerichtsmitglieder nach
bestem Wissen und Gewissen. Es trifft seine Entscheidungen mit einfacher Mehrheit, diese
Entscheidungen sind verbandsintern endgultig.

§17
AUFSICHT

Das zustandige kirchliche Aufsichtsorgan, dem alle nach der Kirchenverfassung vorgesehe-
nen Aufsichtsrechte zustehen, ist der Oberkirchenrat A. B.; dazu z&hlt auch die Uberpriifung
eines der Kirchenverfassung entsprechenden Rechnungswesens sowie einer jahrlich erstell-
ten Jahresabrechnung. Die Visitation Uber den Verband ist dem Superintendenten / der Su-

perintendentin fir Karnten und Osttirol Gbertragen.

§ 18
ANDERUNG DER ORDNUNG

Die Anderung der gegenstandlichen Ordnung erfolgt durch die Synode A. B., und zwar ent-
weder durch Vorschlag des Verbands oder des Oberkirchenrats A. B. Ein Vorschlag des Ver-
bands ist dem Oberkirchenrat A. B., ein Vorschlag des Oberkirchenrats A. B. ist dem Ver-
band zur Stellungnahme und allenfalls gemeinsamer Beratung zu tbermitteln.

§ 19
AUFLOSUNG DES VERBANDS

1. Beabsichtigt der Verband seine Aufldsung, so hat er dies dem Oberkirchenrat A. B. zur
Stellungnahme und allfélligen gemeinsamen Beratung mitzuteilen. Die Auflésung kann nur in
einer Generalversammlung und nur mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen giiltigen Stim-
men beschlossen werden. Im Regelfall tritt die Auflésung sechs Monate nach der Beschluss-
fassung in Kraft, dieser Zeitraum kann in Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat A. B. erfor-
derlichenfalls verkirzt oder verlangert werden. Sinngemaf Gleiches gilt bei Kiindigung der in
§ 2 Punkt 6 genannten Vereinbarung.

2. Bei vorliegenden wichtigen Griinden kann der Oberkirchenrat A. B. die Auflésung des Ver-
bands durch die Synode A. B. beantragen, worliber — ausgenommen bei Gefahr im Verzug
— dem Verband Gelegenheit zur Stellungnahme in angemessener Frist zu geben ist.

3. Im Fall der Auflésung ist die Liquidation seitens des Oberkirchenrates A. B. gemal Art. 70
(insbesondere Abs. 8) der Kirchenverfassung vorzunehmen. Dabei ist nach Mdglichkeit das
nach Abdeckung der Verbindlichkeiten verbleibende Vermdgen an eine karitative gemeinnuit-
zige evangelische Organisation im Sinne der §§ 34 ff BAO mit der Auflage zu Ubertragen,
dass dieses Vermdgen ausschlie3lich fir gemeinniitzige, mildtatige oder kirchliche Zwecke
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im Sinne der §§ 34 ff BAO zu verwenden ist. Eine vorrangige Bedachtnahme auf eine evan-
gelische Organisation, die gleiche oder ahnliche Zwecke wie der Verband verfolgt, ist zulas-

sig.

Dr. Peter Kromer Mag. Dipl.-Ing. Hans Hecht
Prasident der Synode A. B. Schriftfhrer der Synode A. B.

Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche A. B. in
Osterreich und dem Christlichen Missionsverband fiir
Osterreich (CMV)

116. ZI. VER 61; 1458/2016 vom 21. Juni 2016

Die Synode A. B. hatin ihrer 7. Session der 14. Gesetzgebungsperiode am 3. Juni 2016 fol-
gende Vereinbarung beschlossen:

Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche A.B. in
Osterreich und dem Christlichen Missionsverband fur
Osterreich (CMV)

Die Evangelische Kirche A. B. in Osterreich (im Folgenden ,Evangelische Kirche®) und der
Christliche Missionsverband fiir Osterreich (CMV, im Folgenden ,Verband“) wollen, in Aner-
kennung des ihnen gemeinsamen kirchlichen Auftrags, ihr missionarisches Bemuihen ver-
starken und in gegenseitigem Vertrauen weitere Beziehungen sowie Méglichkeiten sinnvoller
Kooperation entwickeln. Im Interesse der naheren Gestaltung einer kontinuierlichen Zusam-
menarbeit schlieRen sie daher, auf der Grundlage der fir den Verband geltenden Ordnung,
gemal Art. 70 Abs. 2 der Kirchenverfassung die folgende Vereinbarung:

I. RegelméBlige Kontakte

1. Evangelische Kirche und Verband treffen einander regelmafig, zumindest einmal jahrlich,
um flr jedes Arbeitsjahr einen konkreten Arbeitsplan zu beschlieen und nach Ende des be-
treffenden Arbeitsjahres dessen Umsetzung zu behandeln.

2. Aus aktuellem Anlass kdnnen auch zwischenzeitliche Treffen vereinbart werden.

3. Die Evangelische Kirche A. B. wird dabei jedenfalls vom Superintendenten / der Superin-
tendentin fir Karnten und Osttirol, erforderlichenfalls vom Oberkirchenrat A. B., vertreten.

Il. Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft der Verbandsmitglieder in der Evangelischen Kirche in Osterreich ist anzu-
streben, aber keine Voraussetzung fir die Aufnahme in den Verband. Hin gegen missen die
Mitglieder des Vorstands des Verbands der Evangelischen Kirche in Osterreich angehéren.

Ill. Amtshandlungen und Gottesdienste

1. Hauptamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Verbands bedurfen fiir ihre Tatigkeit
als Prediger und Predigerinnen der — auf sechs Jahre befristeten — Erméachtigung durch
den Bischof der Evangelischen Kirche A. B. in Osterreich zur 6ffentlichen Wortverkiindigung
und Sakramentsverwaltung. Weitere Voraussetzung hierfir ist neben der Mitgliedschaft in
der Evangelischen Kirche A. B. in Osterreich der Nachweis einer abgeschlossenen theologi-
schen Ausbildung. Soweit es sich hierbei nicht um eine universitare Ausbildung handelt,
muss sie kirchlich anerkannt sein, woftir vor allem die Bibelschulen des Evangelischen Gna-
dauer Gemeinschaftsverbands in Betracht kommen.
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2. Die gemal Punkt 1 Ermachtigten dirfen entsprechend den kirchlichen Rechtsvorschriften
und der liturgischen Ordnung Amtshandlungen vornehmen; diese missen mit dem jeweiligen
Pfarramt abgesprochen sein und dort dokumentiert werden.

3. Bei der Festlegung der Termine fiir Gottesdienste und Veranstaltungen des Verbands ist
darauf zu achten, dass zeitliche Uberschneidungen mit anderen kirchlichen Terminen, die in
ortlicher Nahe stattfinden (insbesondere dem Gottesdienst der értlichen Pfarrgemeinde),
madglichst vermieden werden.

IV. Ubergangsbestimmung

Die nach Art. 70 Abs. 2 Kirchenverfassung vorgesehenen Mafinahmen betreffend den Uber-
gang vom bisherigen Christlichen Missionsverband fiir Osterreich zur gleichnamigen evange-
lisch-kirchlichen Gemeinschaft erfolgen im Einvernehmen von Verband und Oberkirchenrat
A. B. Der Verband ist bemiiht, seine mit diesem Ubergang verbundenen Verpflichtungen in-
nerhalb von sechs Monaten nach Genehmigung von Ordnung und Vereinbarung durch die
Synode A. B. zu erfillen.

V. Geltung der Vereinbarung

1. Diese Vereinbarung kann von jeder der beiden Seiten (fir die Evangelische Kirche vom
Oberkirchenrat A. B.) unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist gekiindigt werden.

2. Die Vereinbarung tritt gleichzeitig mit der fur den Verband geltenden Ordnung in Kraft, ihre
Geltung ist an das aufrechte Bestehen der Ordnung gebunden.

Wien, am ............... 2016

Far den ) Far die )
Christlichen Missionsverband flir Osterreich Kirche A. B. in Osterreich
Dr. Peter Krémer Mag. Dipl.-Ing. Hans Hecht

Prasident der Synode A. B. Schriftfihrer der Synode A. B.
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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2017 Ausgegeben am 19. September 2017 Teil 11

254. Kundmachung: Rechtspersdnlichkeit von Gemeinden und Einrichtungen der Evangelischen
Kirche A.u.H.B.

254. Kundmachung des Bundeskanzlers tber die Rechtspersonlichkeit von Gemeinden
und Einrichtungen der Evangelischen Kirche A.u.H.B.

Auf Grund des 86 des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1961, BGBI. Nr.182/1961, Uber &ulere
Rechtsverhéltnisse der Evangelische Kirche, wird kundgemacht:

1. Mit Wirkung vom 21. Juni 2017 wurde der Evangelische Kirchenbeitragsverband Steiermark-Siid
mit Sitz in 8010 Graz, Kaiser-Josef-Platz 8, als Einrichtung der Evangelischen Kirche A.u.H.B.
errichtet. Gemal § 4 Abs. 1 leg.cit. genieBt er die Stellung einer Kdorperschaft des offentlichen
Rechts.

2. Mit Wirkung vom 21. Juni 2017 wurde die Evangelische Missionsgemeinschaft Salzburg (EMS) mit
Sitz in 5020 Salzburg, Schopperstralie 18, als eine Einrichtung der Evangelischen Kirche A.u.H.B.
errichtet. GemalR §4 Abs. 1 leg.cit. genielt sie die Stellung einer Korperschaft des offentlichen
Rechts.

3. Mit Wirkung vom 21. Juni 2017 hat die mit Bescheid des Evangelischen Oberkirchenrates A.B. vom
23. Dezember 2016 aufgeloste Evangelische Pfarrgemeinde A.B. Linz-Sldwest die Stellung einer
Kdrperschaft des 6ffentlichen Rechts verloren.

Kern

www.ris.bka.gv.at
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